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Gesetzesverschärfung und 
Polizeiausbau schwächen 
die äußerste Rechte nicht, 
sondern stärken sie

Seiters rüstet auf: gegen 
die politische Opposition

Gerade „vor dem Hintergrund der kri­
minellen gewalttätigen Ausschreitungen 
gegen Ausländer“, so Bundesinnenmi­
nister Seiters in seiner Rede vor der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion am 
22.9., seien weitere „Initiativen für eine 
wirksamere Verbrechensbekämpfung“ 
nötig.1 Vor dem Hintergrund? Bei nähe- 

'! rer Betrachtung entpuppt sich sein Zehn-
Punkte-Katalog von Gesetzesänderun­
gen und Polizeiausbau als Vorhaben, 
unter dem Vorwand faschistischer Ge­
walttätigkeiten die individuellen und 

j kollektiven Rechte noch weiter einzu- 
I schränken.

Zunächst plant Seiters, jetzt durchzu­
setzen, was der CDU/CSU mit dem 
kürzlich verabschiedeten „Gesetz zur 
Bekämpfung der Organisierten Krimi­
nalität“ noch nicht gelungen ist: den 
„Großen Lauschangriff“ unter verdeck- 

j tem Einsatz von technischen Hilfsmit­
teln in und aus Wohnungen. Angesichts 
einer rasant nach rechts durch startenden 
FDP2 und vorsichtiger, aber wachsender 
Zustimmung auch aus den Reihen der 

i SPD sieht der Bundesinnenminister die 
• Gelegenheit für gekommen, eines der 

zentralen individuellen Grundrechte, die 
Unverletzlichkeit der Wohnung, auszu­
hebeln und geheimpolizeiliche Mittel 
und Methoden weiter zu legalisieren.

Des weiteren plant der Minister vor 
allem,
— den Landfriedensbruchparagraphen 
zu ändern und zu verschärfen; der frü-

< here Präsident des Oberlandesgerichts
Braunschweig, Wassermann, schlägt 
vor die „Rückkehr zur alten Fassung, 
wonach auch die .Mitläufer1, die selbst 
keine Gewalt ausüben, strafbar sind“3;
— das Haftrecht zu verschärfen, um des 
Landfriedensbruchs dringend Verdäch-

i tigte bei Wiederholungsgefahr in U-Haft 
nehmen zu können;
— das Versammlungsrecht durch befri­
stete und räumlich begrenzte Demon­
strationsverbote weiter auszuhöhlen;

j — die Kronzeugenregelung bis Ende
< 1994 zu verlängern;

— Vereinsverbote gegen „extremisti­
sche Organisationen“ zu prüfen;
— den BGS zu einer Truppe zur Be­
kämpfung von einreisenden Flüchtlin-

i gen, insbesondere aus’dem Osten, aus- 
1 zubauen;

— mobile Polizeieinsatztruppen zu 
schaffen bzw. zu halten.

Seit je hat die BRD mit der Ausländer­
gesetzgebung, mit diskriminierenden 

j Bestimmungen gegen Menschen auslän­
discher Nationalität eine Arbeiterbevöl-

kerung minderen Rechts geschaffen. In 
diesen letzten Wochen und Monaten ha­
ben die Regierenden die staatliche Ver­
pflichtung, das Leben von Menschen zu 
schützen, für Menschen ausländischer 
Herkunft aufgegeben. Ihnen fehlten 
nicht etwa die rechtlichen und polizeili­
chen Mittel, die von faschistischen Ge­
walttaten Bedrohten zu schützen, son­
dern sie haben die Mittel nicht einge­
setzt. Es fehlte in Rostock ja nicht an Po­
lizeikräften, um die Brandstifter zurück­
zudrängen — die vorhandenen Polizei­
kräfte wurden in einer Nebenstraße stun­
denlang zurückgehalten. Nicht ein wo­
möglich freizügiges Versammlungs­
recht hindert die Polizei, Ansammlun­
gen, die Wohnungen und Unversehrtheit 
von Asyl suchenden und Flüchtlingen 
bedrohen, aufzulösen — Ansammlun­
gen, die unter keinem Gesichtspunkt un­
ter den Schutz des Demonstrationsrechts 
fallen. Es fehlt auch nicht an Gesetzen, 
die Verbrechen zu verfolgen: „Wer 
Molotowcocktails in geschlossene Räu­
me“ werfe, zitiert der Spiegel (5.10.) 
einen Verfassungsrichter, der wolle tö­
ten oder nehme zumindest „den Tod der 
Bewohner büligend in Kauf1. Da seien 
die „Straftatbestände des versuchten 
oder vollendeten Totschlags erfüllt — im 
Zweifel ist es sogar Mord“. Doch ver­
hängten die Gerichte von Hamburg bis 
Eberswalde in den letzten Wochen ge­
gen junge Männer, die des gewalttätigen

Angriffs auf Menschen ausländischer 
Herkunft überführt wurden, weitgehend 
nur geringfügige Strafen — Urteile, die 
signalisieren, daß das Leben von Men­
schen ohne deutschen Paß, das Leben 
der Armen in der BRD nicht viel zählt. 
Faschistische Embleme können unge­
hindert zur Schau gestellt werden, ohne 
daß die Gesetze zur Anwendung kom­
men. Gegen die stabsmäßige Organisie­
rung z.B. der Rostocker Krawalle und 
ihre Drahtzieher wird nicht einmal er­
mittelt — von einer Justiz, die auf der 
Linken schon gegen Meinungsäußerun­
gen mit dem § 129 a vorzugehen keine 
Skrupel kennt. (Die Zurückhaltung, die 
der Generalstaatsanwalt von Mecklen­
burg-Vorpommern, Prechtel, gegen­
über dem Treiben organisierter faschi­
stischer Banden an den Tag legt, war 
ihm in seiner früheren Tätigkeit im Rah­
men der Bundesanwaltschaft gegenüber 
linken Kritikern fremd.)

Die Verfolgungsbehörden haben sich 
durch ihr eigenes Handeln in den Ver­
dacht gebracht, daß sie die polizeilichen 
und gesetzlichen Mittel willkürlich — 
und das heißt: terroristisch — anwen­
den : exzessiv gegen die Linke, mit äu­
ßerster Zurückhaltung gegen die Rech­
te. Überdies verdunkeln vor allem 
CDU/CSU-Politiker immer wieder, 
wer eigentlich Gewalttaten gegen 
Flüchtlinge und Asylbewerber verübt. 
Selbst der Spiegel stellte jüngst fest, daß

etwa Kohl „von der angeblichen , Zer­
reißprobe zwischen den Extremen von 
rechts und links1 (redet), als hätten 
Linksradikale die Feuer gelegt11.4

Kein einziges der Seitersschen Vorha­
ben richtet sich etwa auf die Verfolgung 
rassistischer Hetze, auf deren Boden die 
terroristische Gewalt zunimmt, oder auf 
die Verfolgung der Aufreizung zu Ge­
walt gegen Minderheiten, der Rechtfer­
tigung von Terror.

Angesichts all dessen ist es mehr als 
eine Vermutung, daß die Reaktion die 
faschistischen Gewalttaten gegen 
Flüchtlinge und Asylbewerber zu nutzen 
sucht, nicht nur dazu, das Asylrecht zu 
beseitigen und Massenabschiebungen 
und den Einsatz staatlicher Gewalt ge­
gen Flüchtlinge vorzubereiten, sondern 
auch dazu, den staatlichen Gewaltappa­
rat bei Duldung faschistischer Banden­
bildung gegen jede Kritik hochzu rüsten.

Insofern liegt Seiters Zehn-Punkte- 
Programm voll auf der Linie der „Law- 
and-Order“-Propaganda der äußersten 
Rechten; es schwächt sie deshalb nicht, 
sondern treibt ihnen Kräfte etwa aus dem 
Staatsapparat zu.

(1) Die schriftliche Fassung liegt d.Verf. vor;
(2) siehe dazu z. B. den Kommentar von Heri­
bert Prantl in der Süddeutschen Zeitung 
2./3J4,10.; (3) Die Welt, 25.9.92; (4) Spiegel, 
5.10.; entsprechend äußerte sich Kohl auch in: 
„Sicherung des Rechtsstaates vor extremisti­
schen Gewalttätern“, Bulletin, 30.9. — (scc)
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DGB gegen 
Deregulierung
Zur DGB-Kundgebung 
gegen Karenztage und 
Deregulierung kamen 
40000 Menschen am 
26.9. nach Duisburg. K. 
Zwickel, 2. Vorsitzender 
der IG Metall: „So man­
cher Unternehmer und 
Politiker sieht die Chan­
ce, vom Lohn verzieht bis 
zum Verzicht auf De­
mokratie, beginnend in 
Ostdeutschland das Rad 
. . . zurückzudrehen. 
Dagegen müssen wir uns 
gemeinsam wehren.“ 
— (syb, Bild:af/mz)

BRD auf den Spuren H. Schachts
Osthandel künftig nach dem Muster faschistischer Ostexpansion?
Es gäbe eine „interessante historische 
Parallele“ zu der heutigen Ostpolitik der 
Regierung, die versuche, „deutsche 
Wirtschaftsprobleme durch eine Ver­
stärkung des Osthandels zu lösen: In der 
Weltwirtschaftskrise der 30er Jahre 
wurde der deutsche Export in die So­
wjetunion .. . forciert.“ So kommen­
tierte das Handelsblatt am 22.9. die am 
nächsten Tag anstehenden und auch ge­
troffenen Entscheidungen des Bundes­
kabinetts zur Förderung des Osthandels.

Tatsächlich ähnelt die Förderung der 
Ostexpansion, wie sie die Bundesregie­
rung betreibt, in vielem der faschisti­
schen Ostpolitik der 30er Jahre, für die 
der Reichsbankpräsident und Kriegsfi­
nanzier Hjalmar Schacht zum Symbol 
wurde und an deren Ende der militäri­
sche Überfall zur „Sicherung“ des Ost­
raums stand. Das Ministerium Mölle­
mann beschreibt das am 23.9. beschlos­
sene Maßnahmenbündel der Regierung 
so: „Für ostdeutsche Exporte, die mit 
Rohstoffen aus Rußland oder Kasach­
stan oder anderen Waren bezahlt wer-

den, soll es Hermes-Exportbürgschaften 
geben.“ (a.a.O.) Auf dieselbe Weise 
sorgten Reichsbank und Reichsregie­
rung in den 30er Jahren für Exportstei­
gerung nach Osten bei gleichzeitiger 
Auffüllung der reichsdeutschen Roh­
stoffvorräte. „Außerdem sollen die Her­
mes-Sonderkonditionen für bereits 1991 
in den neuen Ländern bestellte Waren 
bis Ende März 1993 verlängert wer­
den.“ (a.a.O.) Bei Schacht hieß das 
„Ausfuhrförderungsumlage“, faktisch 
ein Zuschuß aller Kapitalisten fürs Ost­
geschäft, und diente damals wie heute 
der Sicherung der Vormacht deutscher 
Konzerne auf den Ostmärkten.

Unterm Strich bleibt übrig, daß die 
Bundesregierung ihre Fördermaßnah­
men zur Steigerung des Osthandels noch 
einmal erheblich ausweitet. Angeblich 
soll so der Absatz der ostdeutschen Indu­
strie gefordert werden. Das ginge aber 
auch durch schlichte Zurückdrängung 
westdeutscher Unternehmen z.B. bei öf­
fentlichen Aufträgen. Diesen Weg will 
das Kabinett aber auf keinen Fall gehen.

Stattdessen soll die Vorherrschaft 'der 
deutschen Konzerne im Ostgeschäft mit 
staatlichen Subventionen gefestigt und 
weiter ausgebaut werden. So sollen 
deutsche Konzerne weitere wirtschaftli­
che und finanzielle Verbindungen nach 
Osten gewinnen, neue Lieferabhängig­
keiten geschaffen und der Zugang zu 
ehemals sowjetischen Bodenschätzen 
erreicht werden.

Mit derselben Absicht reiste Ende 
September Wirtschaftsminister Mölle­
mann nach Moskau, begleitet von 60 
BRD-Kapitalisten. Ein Ziel der Reise sei 
die Vorbereitung des Besuchs von Kanz­
ler Kohl im Dezember in Moskau, hieß 
es. Die wirtschaftlichen Ziele der deut­
schen Konzerne sind erkennbar an den 
Arbeitsgruppen, die die 60 Kapitalisten, 
die Möllemann begleiteten, in Moskau 
beschicken wollen: zu Landwirtschaft 
und Nahrungsmittelverarbeitung, Erdöl 
und Erdgas, Telekommunikation, Bo­
denschätze allgemein und Maschinen­
bau sollen künftig feste „deutsch-russi­
sche Arbeitsgruppen“ bestehen. — (rül)

Mehrheit für Asylrecht, 
gegen Kampfeinsätze
Zwei Drittel der Delegierten des baden- 
württembergischen Landesparteitages 
der SPD am 3./4. Oktober haben sich 
gegen die von der Parteiführung gewoll­
te Änderung des Asylrechts ausgespro­
chen. Ebenfalls mit klarer Mehrheit 
wurde eine Verfassungsänderung, die 
eine Beteiligung an militärischen 
Kampfeinsätzen unter dem Dach der 
UNO oder durch Ermächtigung der 
UNO ermöglichen soll, abgelehnt. In 
einer Presseerklärung des baden-würt­
tembergischen Friedensnetzes wird „die 
mehrheitliche Ablehnung des Engholm- 
schen Wendemanövers“ begrüßt, aber 
auch kritisiert, daß der positive Be­
schluß durch die Befürwortung von 
Blauhelmeinsätzen „zur militärischen 
Begleitung humanitäter Aktionen“ auf­
geweicht wird. Zur Bedingung für 
Blauhelmeinsätze hat der Parteitag eine 
Zweidrittelmehrheit im Bundestag und 
die Zustimmung der betroffenen Solda­
ten gemacht. — (evc)

ÖTV: Tarifkommission 
für Arbeitszeitverkürzung
„1. Klare Priorität für die Tarifrunde 
’93 hat die Sicherung der Realeinkom­
men ... 2. Die tariflichen Bestimmun­
gen zur Arbeitszeit werden zum 31. De­
zember 1992 gekündigt. Ziel ist es, 1993 
einen weiteren Schritt zur Arbeitszeit­
verkürzung zu vereinbaren. Ein gleich­
zeitiges Inkrafttreten ... wird nicht an­
gestrebt.“ Nach der Vorgabe von 3 % 
durch den Metallabschluß und der ein­
setzenden Lohnverzichtspropaganda 
(z.B. v. Weizsäcker am 3.10.) wird es

* die ÖTV schwer haben. Eine Arbeits­
zeitrunde belastet die Verhandlungen 
über die Höhe der Einkommen. Das Ab­
stimmungsergebnis von 73 zu 40 Stim­
men zeigt, daß auch viele Tarifkommis­
sionsmitglieder so denken. — (har)

Gegen illegale Leiharbeit 
und Billigstlöhne am Bau
Die IG Bau hat ihre Kritik an der extrem 
zunehmenden Arbeit zu Niedrigstlöhnen 
im Baubereich verstärkt. Nach Angaben 
der Gewerkschaft sind inzwischen auf 
Großbaustellen zwischen 27 und 53 % 
aller Beschäftigten Billigstlohnarbeiter 
aus Osteuropa, die z.T. schwarz, zum 
Teil als sogenannte „Werkvertragsbe­
schäftigte“, z.T. als scheinbar „Selb­
ständige“ (zur Vermeidung von Sozial­
versicherungsbeiträgen) zu niedrigsten 
Löhnen ausgebeutet werden. Offiziell 
arbeiteten derzeit 80000 Personen auf 
dem Bau als „Werkvertragarbeitneh­
mer“. Als eine Maßnahme, um diese 
Beschäftigung zu Hungerlöhnen einzu­
schränken, fordert die Gewerkschaft die 
Erhebung einer „Anti-Dumping-Abga­
be“, die die Arbeitgeber für jeden Be­
schäftigten aus Osteuropa an die Versor­
gungskasse des Baugewerbes entrichten 
sollen. — (rül)

Raketenfeier zwar 
ohne Regierung, aber...
Erich Riedl, Staatssekretär im Wirt­
schaftsministerium für Luft- und Raum­
fahrt, als CSU-Mann mit den entspre­
chenden Verbindungen zu den einschlä­
gigen Rüstungskonzemen, wollte den 
Jahrestag des ersten Raketenstarts im 
Hitlerdeutschland am 3.10.1942 zum 
Anlaß für eine Jubelfeier machen. Nach 
zahlreichen Protesten — die V2-Rake- 
ten aus Peenemünde waren zur Bombar­
dierung Londons eingesetzt worden, 
viele Zwangsarbeiter starben bei ihrer 
Produktion — wies ihn Minister Mölle­
mann an, seine Schirmherrschaft zu­
rückzuziehen, auch der zu Daimler ge­
hörige DASA-Konzem verzichtete. 
Aber: Das Historisch-Technische Infor­
mationszentrum in Peenemünde veran­
staltete mit mehreren hundert Menschen 
dennoch eine Gedenkfeier, bei der Teil­
nehmer, die an der Entwicklung der 
V2-Raketen mitgearbeitet hatten, die 
Regierung wegen ihrer Absage kritisier­
ten. Und ein zweites Aber: Riedl bleibt 
im Amt, er habe ja schließlich nur der 
Raumfahrtindustrie in Ostdeutschland 
Auftrieb geben wollen. — (alk)

)

Proletarier aller Länder vereinigt Euch! Proletarier aller Länder und unterdrückte Völker vereinigt Euch!
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Aktuell in Bonn

Slowakei und CSU
Es war bereits auffallend, wie eine Mel­
dung nur kurz in der Wirtschaftswoche 
(vom 19.6.) zu lesen war: Die „Bewe­
gung für eine Demokratische Slowakei 
(HZDS)“ unter Vladimir Meciar, die in 
erster Linie die Spaltung der CSFR und 
die Errichtung eines slowakischen Na­
tionalstaats betreibt, wird von der 
Hanns-Seidel-Stiftung finanziert. Da­
mals schrieb die Wirtschaftswoche, die 
CSU betreibe diese Förderung des „Ex- 
Kommunisten“, „um Position und An­
sprüche der Sudetendeutschen gegen­
über Prag zu stärken“. Das findet nun 
seine Fortsetzung. Anläßlich der Ein­
weihung des Rhein-Main-Donau-Kanals 
teilte Meciar in Nürnberg mit, nach der 
Spaltung der CSFR, ab Anfang 1993, 
könne der Vertrag BRD-CSFR neu ver­
handelt und „offene Fragen“ einer 
„Klärung“ nähergebracht werden.

Kaliningrad = Hanse Königsberg?
Vom 20. bis 24. September fand in Kali­
ningrad ein „Hanse-Kolleg“ statt, ver­
anstaltet vom Handelsblatt und der 
„Deutschen Gesellschaft für auswärtige 
Politik e.V.“ In dankenswerter Offen­
heit teilte vorab, am 8.9.92, ein 
Prof.Dr. Dr.h.c. Willy Kraus, Bo­
chum, mit, daß das Ziel die Umwand­
lung Kaliningrads in eine „Sonderwirt­
schaftszone“ mit dem Ziel sei, „inner­
halb eines abgegrenzten, überschauba­
ren Raumes mit der, Einleitung des 
Transformationsprozesses“ in ein pri­
vatwirtschaftliches System „Emst zu 
machen“. Brandenburgs Ministerpräsi­
dent Stolpe forderte auf der Veranstal­
tung zusätzlich, die „Zuzugssperre für 
wandernde Rußlanddeutsche nach Kö­
nigsberg“ aufzuheben und sah als Rück­
grat des Projekts „die geplante Hanse­
autobahn von St. Petersburg nach Lü­
beck durch das Gebiet Kaliningrad“.

Die Falken „entsetzt“ über SPD
In einer Erklärung der „Sozialistischen 
Jugend — Die Falken“ heißt es: „Im 
Herbst 1992 sind Grundpfeiler der Bun­
desrepublik ins Wanken geraten. Immer 
unverhohlener werden Zuwanderer und 
Flüchtlinge durch rechtsradikale Ge­
walttäter terrorisiert.“ In dieser Situa­
tion stelle der Bundesvorstand der Fal­
ken „entsetzt“ fest, „daß sich der Vor­
stand der SPD“ mit den „Petersberger 
Beschlüsssen mehrheitlich ... für eine 
Politik der populistischen Anpassung an 
öffentliche Stimmungen ... entschie­
den hat“. Die Falken rufen zu einer 
Großdemonstration gegen Rassismus 
am 14. November in Bonn auf. Zu die­
sem Zeitpunkt findet dort zufällig der 
SPD-Parteitagstatt.

Gesundheitsreform II
Nach mehrtägigen Verhandlungen ha­
ben sich Unionsparteien, FDP und SPD 
auf eine Neufassung des Gesundheits­
strukturgesetzes, das Minister Seehofer 
(CSU) vor einiger Zeit eingebracht hat­
te, geeinigt. Die Information über die

Beschlüsse ist sehr lückenhaft. So soll 
die „Selbstbeteiligung“ der Kranken an 
Medikamenten statt einheitlich 10 % von 
3 bis. 10 DM je Medikament gestaffelt 
werden. Ein „Arzneimittelinstitut“ soll 
Medikamente festlegen, die die Kassen 
gar nicht mehr zahlen. Die „Eigenbetei­
ligung“ bei Krankenhausaufenthalt 
steigt von 10 auf 12 Mark, aber „nur“ 
die ersten 14 Tage. Zum Ausgleich der 
Beitragssätze — derzeit zwischen 8 und 
16,8 Prozent — soll ein „Risikostruktur­
ausgleich“ der Kassen eingerichtet wer­
den.

Verbote gegen Rechte?
Wenige Tage vor der Sonderkonferenz 
der Innenminister von Bund und Län­
dern am kommenden Freitag gab sich 
Bundesinnenminister Seiters hart. „Bis 
hin zu Verboten“ werde man alle Maß­
nahmen gegen rechte Gewaltäter prüfen, 
tönte er demagogisch. Ausgerechnet die 
Bundesregierung, die sich seit Jahren 
um die Förderung der Rechten bemüht 
— angefangen von Kohls denkwürdiger 
Rehabilitierung der SS-Gräber zu Bit­
burg — spielt sich nun zum Bekämpfer 
der eigenen Brut auf.

Streit um Finanzausgleich
Zu einem heftigen Streit zwischen den 
SPD- und den CDU-regierten Bundes­
ländern ist es am 2. Oktober auf einer 
Tagung der Länderfinanzminister ge­
kommen. Anlaß war das provokative 
Thesenpapier von Finanzminister Wai­
gel vom 11. September zum künftigen 
Länderfmanzausgleich, der den „alten“ 
Bundesländern den größten Teil der 
„Altschulden“ der „neuen“ Bundeslän­
der aufladen will. Das lehnten die SPD­
regierten (West)-Länder schroff ab, 
während die CDU-regierten (Ost)-Län- 
der eine „ausgewogene“ Antwort ver­
langten. Vor der nächsten Sitzung am 9. 
Oktober hat Waigel ein erstes Ziel be­
reits erreicht: Streit unter den Ländern.

BfA: Arbeitsmarktabgabe
Die Einführung einer „Arbeitsmarktab­
gabe“ hat der Vorstand der Bundesan­
stalt für Arbeit bei der Vorlage seines 
Haushaltsplans für 1993 gefordert. Der 
Vorstand der drittelparitätisch besetzten 
Anstalt (ein Drittel Gewerkschaften, ein 
Drittel Kapitalisten, ein Drittel Regie­
rung) geht für 1993 von Ausgaben von
94,2 Mrd. DM aus. Die Kürzungen, die 
die Regierung mit der AFG-Novelle bei 
ABM-Programmen und Umschulungen 
im Osten plant, sind noch nicht berück­
sichtigt. Ein Antrag der Gewerkschaf­
ten, die ABM-Stellen von 400000 auf 
480000 auszuweiten, scheiterte.

Was kommt demnächst?
Am 8. Oktober berät der Bundestag in 
erster Lesung über die Verträge von 
Maastricht. Am gleichen Tag reist Au­
ßenminister Kinkel nach Moskau. Am 9. 
Oktober tagt eine Sonderkonferenz der 
Innenminister von Bund und Ländern 
über rechtsradikale Gewalt. Am glei­
chen Tag beraten die Finanzminister von 
Bund und Ländern über die Neuordnung 
des Finanzausgleichs. Am 16. Oktober 
ist das Sondertreffen der Staats- und Re­
gierungschefs der EG in Birmingham.

CDU: Asyl nicht für jeden Menschen 
SPD: OK gegen Regierungsposten
Die SPD-Führung hatte sich zu ihrer Zu­
stimmung für eine Änderung des Asyl­
rechts im Grundgesetz auf dem Peters­
berg bei Bonn am gleichen Wochenende 
durchgerungen, als in Rostock organi­
sierte Neonazi-Banden ihren Terror ge­
gen die Asylbewerber begannen. Und 
wie zum Fanal eines Sieges ging am Ta­
ge darauf, praktisch unter den Augen 
von Bundesinnenminister Seiters und 
der Polizei, das Asylbewerberheim in 
Flammen auf.

Während der Terror gegen die Flücht­
linge weiterging, kamen die Unionspar­
teien ermutigt mit immer weitreichen­
deren Vorschlägen, wie die . Grundge­
setzänderung gestaltet werden könnte. 
Der Vorsitzende des Bundestags- 
Rechtsausschusses, Horst Eylmann 
(CDU) forderte, das individuelle Asyl­
recht gleich ganz zu streichen, und über­
nahm damit eine Forderung, wie sie von 
den Republikanern in ihrem baden-würt­
tembergischen Landtagswahlprogramm 
erstmals so deutlich öffentlich propa­
giert worden war. Ende August schloß 
Engholm eine große Koalition nach der 
Bundestagswahl 1994 nicht aus und er­
wartete, daß bis1 Weihnachten neue 
Asylgesetze parlamentarisch verab­
schiedet werden könnten.

Anfang September sah sich der Ver­
treter des UN-Flüchtlingskommissars in 
der BRD, Walter Koisser, gezwungen, 
angesichts der ausufemden Asyldiskus­
sion vor einem Verzicht auf die indivi­
duelle Prüfung von Asylbegehren zu 
warnen und auf die Einhaltung der Gen­
fer Flüchtlingskonvention zu pochen, 
die eine Abschiebung von Flüchtlingen 
und eine Zurückweisung an der Grenze 
verbiete, wenn diesen Gefahr für Leib 
und Leben drohe.

Während sich der Widerstand in der 
SPD gegen die neue Linie der Parteispit­
ze zu regen beginnt — der SPD-Landes­
parteitag in Hessen sprach sich gegen 
eine Grundgesetzänderung aus, ebenso 
die Landesvorstände in Bayern und Bre­
men) — wird nun auch von rechten SPD- 
Kreisen die Stimmung weiter aufge­
putscht. Der Münchner OB Kronawitter 
(SPD) beschwört apokalyptisch einen 
„Volksaufstand“, wenn das Grundge­
setz nicht geändert werde. Einen Tag 
vor der Tagung des SPD-Vorstandes am 
12.9.92 in Bad Salzuflen veröffentlichte 
die Union ihre neusten Vorstellungen 
zum Asylrecht:

1. Abschaffung des durch Artikel 16 
GG individuell garantierten Rechts auf 
Asyl und Ersetzung durch eine „institu­
tionelle Garantie“ auf der „Basis der 
Genfer Flüchtlingskonvention“,

2. der Rechtsweg zu den Verwal­
tungsgerichten, bisher auch Flüchtlin­
gen durch Artikel 19 GG zur Einklagung 
ihres Asylanspruchs garantiert, soll be­
seitigt und durch „unabhängige Be­
schwerdeausschüsse“ ersetzt werden,

3. Abschiebungen sollen ungeachtet 
dagegen eingelegter Rechtsmittel durch­

geführt werden, Rechtsschutz soll in of­
fensichtlich aussichtslosen Fällen nur 
vom Ausland her möglich sein, und

4. eine Öffnungsklausel für zwischen­
staatliche Vereinbarungen über ein har­
monisiertes Asylrecht und eine interna­
tionale Zusammenarbeit in Flüchtlings­
angelegenheiten, um die Anerkennun­
gen von Asylentscheidungen in anderen 
Ländern (wie z.B. im Schengener Ab­
kommen vorgesehen) zu ermöglichen.

Der SPD-Vorstand in Bad Salzuflen 
bestätigt mit großer Mehrheit die Peters­
berger Beschlüsse, d.h. keine Asyl ver­
fahren mehr und sofortige Abschiebung 
für Bewerber, die falsche oder keine 
Angaben zur Person machen, Asylbe­
werber aus Ländern, in denen nach Fest­
stellungen der UN keine politische Ver­
folgung stattfindet, sollen von vornher­
ein abgewiesen werden können, Ab­
schluß von Abkommen mit anderen Län­
dern über die gegenseitige Anerkennung 
von Asylentscheidungen.

Niedersachsens Ministerpräsident 
Schröder (SPD) erklärt, für seine Partei 
sollte der Preis für eine Zusammenarbeit 
mit der Union die Regierungsbeteili­
gung sein. Diese wird in Kiel und Stutt­
gart eingeübt, wo scheinbar mittels Re­
gierungsentschließungen klargestellt 
werden soll, daß die SPD bereit ist, 
Menschenleben für Ministerposten zu 
opfern, wofür die Gefolgschaft der Par­
teibasis bisher zu wünschen übrig ließ. 
Die baden-württembergische SPD /
CDU Koalitionsregierung brachte Mitte 
September eine einstimmig verfaßte 
Entschließung im Bundesrat ein, in der 
die SPD über die Beschlüsse von Bad 
Salzuflen hinaus akzeptiert, daß auch 
Flüchtlinge aus „verfolgungssicheren“ 
Drittstaaten und straffällig Gewordene 
ihren Anspruch auf Prüfung des Asyl­
begehrens verwirken. Eine ähnliche 
Entschließung ließ Engholm etwa zeit­
gleich im Kieler Landtag zusammen mit 
der CDU verabschieden. Mit dem Ein­
verständnis des Ausschlusses großer 
Teile von Flüchtlingsgruppen aus dem 
Asylverfahren über Länderlisten, für 
solche, die keinen Paß haben, die straf­
fällig wurden’ etc. hat die SPD faktisch 
die Beseitigung des individuellen Rechts 
auf Asyl bereits akzeptiert. Es ist ein 
demagogischer Schachzug der CDU, 
wenn sie jetzt den ursprünglich ja von 
der SPD ins Gespräch gebrachten Bezug 
auf die Genfer Flüchtlingskonvention 
zur Beseitigung des individuellen 
Rechtsanspruchs der Flüchtlinge auf 
Asyl ins Feld führt:

Die Genfer Flüchtlingskonvention 
und das Völkerrecht kennen nur das 
Recht von Staaten, Asyl zu gewähren, 
nicht aber die Pflicht zur Asylgewäh­
rung. Das bedeutet, das Asylrecht ist 
durch das Völkerrecht nicht als indivi­
duelles Recht eines Menschen, als Men­
schenrecht definiert, sondern als Recht 
von Staaten, was historisch in der terri­
torialen Abgrenzung der Nationalstaa­

ten begründet liegt. Diesen Tatbestand 
macht sich die CDU in ihrem Bezug auf 
die Genfer Flüchtlingskonvention zu­
nutze, um die Abschaffung des individu­
ellen Asylrechts zu betreiben. Der 
Grundgesetzartikel 16 garantiert zw 
nur „politisch“ Verfolgten Asyl, dieses 
aber jedermann. Nach Artikel 19 hat je­
der Flüchtling das Recht, seinen Asylan­
spruch als politisch Verfolgter rechtlich 
einzuklagen und zwar deshalb, weil Ar­
tikel 16 als Jedermannsrecht gefaßt ist. 
Darin liegt das eigentlich Positive des 
Asylrechts im GG. Es geht der CDU/ 
CSU um die Beseitigung dieser im 
Grundgesetz teilweise verwirklichten 
Äsylpflicht, um verbesserte Möglich­
keiten zu schaffen, Asyl nicht zu gewah­
ren.

Tatsächlich verstoßen die von CDU 
und SPD vorgeschlagenen Maßnahmen 
gegen die Genfer Konvention. So gilt 
das völkerrechtliche Verbot der Zurück­
weisung, Abschiebung oder Auswei­
sung (non-refoulement) unabhängig da­
von, ob der Verfolgte bereits förmlich 
als Flüchtling anerkannt ist und auch un­
abhängig davon, ob sich der Verfolgte 
rechtmäßig oder unrechtmäßig im 
Staatsgebiet aufhält. Ebenso sind Aus­
weisungen lediglich bei Schwerverbre­
chen z.B. im Sinne auch von Ausliefe­
rungen erlaubt und nicht schon bei einfa­
chen Straftaten. Auch das Recht des 
Fremden auf Zugang zu den Gerichten 
gilt völkerrechtlich als allgemein aner­
kannt. Nicht umsonst ließ die Justizmi- 
nisterin Frau Leutheusser-Schnarren- 
berger ein Gutachten in Auftrag geben, 
mit dem nachgewiesen werden sollte, 
daß die Genfer Konvention die Zurück­
weisung an der Grenze nicht verbiete. 
Dies gilt allerdings nur, wenn die staatli­
che Sicherheit und Ordnung bedroht ist 
(siehe Rostock!) oder z. B. durch Mas­
senflüchtlingsbewegungen, wozu die 
paar läusend Flüchtlinge, die in die 
BRD kommen, regelmäßig aufge­
bauscht werden.

Am 24.9.92 hat Innenminister Seiters 
mit Rumänien ein Abkommen unter­
zeichnet, wonach sich Rumänien ver­
pflichtet, auch abgeschobene Asylbe­
werber zu übernehmen, die keine gülti­
gen Papiere haben. Ab 1. November ist 
deshalb mit Massenabschiebungen von 
Roma und Sinti zu rechnen, die mit 
43000 zur Zeit die größte Gruppe von 
Asylbewerbern darstellen. Das Stuttgar­
ter Verwaltungsgericht hatte z.B. in ei­
nem Urteil vom 23.12.91 festgestellt, 
daß die Roma und Sinti in Rumänien als 
Gruppe gewaltsamer Verfolgung und 
Vertreibung ausgesetzt sind und damit 
eindeutig unter die Genfer Konvention 
fallen. Möglicherweise will die Bundes­
regierung mit den geplanten Massenab­
schiebungen innere Widersprüche in 
Rumänien provozieren. Seiters äußerte 
sich zuversichtlich, daß das Abkommen 
auch Signalwirkung auf andere Länder 
haben werde. — (rac) .

Scharf kritisiert hat der 2. Vorsitzende der IG Metall, Zwickel, den Arbeitszeitgesetz­
entwurf von Arbeitsminister Blüm. Dieser „ermöglicht Arbeitszeiten ohne Maß. Er be­
grenzt nicht die Arbeitszeiten, sondern ermöglicht Arbeit zu Unzeiten.“ (nach: Han­
delsblatt, 5.10.) So erlaube Blüms Entwurf Nachtarbeit praktisch ohne Begrenzung. 
Die IG Metall fordere dagegen grundsätzlich ein Verbot der Nachtarbeit. Auch könn­
ten die Unternehmen über Wochen und Monate zehn Stunden tägliche Arbeitszeit 
anordnen. Der 8-Stunden-Tag, 1918 nach langen Kämpfen endlich errungen, werde 
damit wieder aufgehoben. Bild: Antritt zur Nachtschicht.

Berliner Kurdenmorde: Noch keine 
Taten gegen iranische Regierung
Auch nach der Festnahme zweier libane­
sischer Verdächtiger — schon öfters hat 
das iranische Regime über seine libane­
sischen* Hisbollah-Verbindungen Ge­
heimdienst-Aktionen durchgeführt — 
hält die Bundesanwaltschaft an ihrer Be­
hauptung fest, die Mörder der vier kur­
dischen Politiker der KDP-I könnten aus 
den Reihen „konkurrierender kurdi­
scher Organisationen“ wie der PKK 
kommen. Damit leistet die Bundesan­
waltschaft weiter Beihilfe zur Vertu­
schung der Verantwortlichkeit des irani­
schen Geheimdienstes. Die Bundesre­
gierung hat gegenüber dem Iran trotz der 
dringenden Proteste der Partei der Er­
mordeten, der KDP-I, ebenfalls nicht 
reagiert. Auch hier gilt anscheinend die 
Devise: Geschäft geht vor. Für die irani­
sche Regierung ist dieses Verhalten der 
bundesdeutschen Behörden faktisch die 
Botschaft, daß Anschläge iranischer 
Kommandos in der BRD womöglich 
auch in Zukunft ohne gravierende Fol­
gen bleiben — eine lebensgefährliche 
Botschaft, die als Einladung zu weiteren 
Attentaten verstanden werden kann.

Zu befürchten ist, daß sich auch die 
türkische Regierung bei ihrem Ent­

schluß, Mordkommandos gegen kurdi­
sche Einrichtungen und Personen ins 
Ausland zu senden, bestärkt fühlen 
wird. Ende dieses Monats will der am­
tierende türkische Premierminister De­
mirel nach Teheran reisen, um die im 
Vormonat zwischen den Innenministern 
beider Länder vereinbarte Zusammen­
arbeit gegen kurdische oppositionelle 
Gruppen weiter auszubauen.

Leider hat sich auch die SPD, immer­
hin Gastgeber der KDP-I-Vertreter in 
Berlin, nur zu äußerst lahmen Reaktio­
nen aufraffen können. Für die SPD-Bun­
destagsfraktion, deren „Arbeitsgruppe 
Kurden“ noch eine Woche vor dem An­
schlag mit einem der Ermordeten ver­
handelt hatte, erklärte Hans Koschnik zu 
den Berliner Morden am 18. September 
lediglich:

„Diese Partei (die KDP-I, d. Verf.) 
vertritt seit langem eine föderalistische 
Lösung des Kurdenproblems im Iran, in 
der die Kurden innerhalb des iranischen 
Staates mehr Autonomie haben sollen. 
Diese politische Forderung wird von 
den iranischen Machthabern seit jeher 
strikt abgelehnt und bekämpft. Nach 
Auskunft der iranischen Kurden sind

dabei schon über 50000 Kurden in den 
letzten 10 Jahren im Iran getötet wordea. 
Seit Jahren wird auch die politische Füh­
rung der iranischen Kurden im Exil ver­
folgt, So wurde vor drei Jahren der Ge­
neralsekretär der Partei, Prof. Ghassetn- 
lou, in Wien ermordet.“ Anstatt daoe 
aber Maßnahmen gegen den Iran uai 
seine Mordkommandos zu verlangen, 
endet die Erklärung mit der Allerwlß- 
floskel: „Die SPD verurteilt aufs schärf­
ste jeglichen politischen Terror und ins­
besondere diesen politischen Mord as : 
deutschem Boden.‘ ‘ j

In den kurdischen Gebieten int Ira 
soll es nach — noch unbestätigten — te­
lefonischen Meldungen nach der Nach­
richt von den Berliner Morden zu grofcß 
Protesten gekommen sein. In der kunü- 
sehen Stadt Mahabad protestierten meh­
rere tausend Personen gegen die Monte, 
die Läden wurden geschlossen. Inst 
sehe Sicherheitskräfte schossen in dte 
Demonstrationen und versuchten, « 
Ladenschließung mit Gewalt zu beei­
den. Etwa 1000 Personen sollen bä des j 
Protestaktionen in Mahabad verhsfc 
worden sein, von denen bei Redakw®' 
Schluß noch 200 in Haft waren. — (t®
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Untemehmerverbände und Regie­
rung machen sich nun ernsthaft 
daran, die Tarife zu öffnen. Die Kapita­

listen gehen dabei ein hohes Risiko ein, 
das aber nennenswerte Kräfte unter 
ihnen offensichtlich nicht scheuen. Laut 
Handelsblatt bereitet der Bundesarbeits­
minister im Auftrag des Kabinetts einen 
Gesetzentwurf über die Öffnung von Ta­
rifverträgen zugunsten von Betriebsver­
einbarungen vor. (1) Der zentrale An­
satzpunkt dabei ist eine Interessenspal­
tung zwischen Gewerkschaft und Be­
triebsrat.

Wie stehen die Gewerkschaften zu 
diesen Plänen? Der Vorstand der IG 
Metall hat in seiner Entschließung zur 
Tarifpolitik an den Gewerkschaftstag im 
Oktober auch gegen Versuche Stellung 
genommen, „die Wirksamkeit und den 
Geltungsbereich von Tarifverträgen ein­
zugrenzen und auszuhöhlen (Deregulie­
rung) und anstelle verbindlicher tarifli­
cher Regelungen immer mehr unver­
bindliche Empfehlungen der Tarifver­
tragsparteien zu setzen“. (2) Er besteht 
auf der Verbindlichkeit der Tarifverträ­
ge und tritt auch für eine Erweiterung 
des Geltungsbereichs von Tarifen ein, 
will aber auch tariflich abgesicherte Dif­
ferenzierungen innerhalb des Betriebs 
oder der Branche nicht ausschließen.

Direkt gegen Öffnungsklauseln rich­
ten sich drei Anträge an den Gewerk­
schaftstag aus Esslingen, Erfurt und 
Suhl. Die Antragskommission der IG 
Metall, die in ihrer Machtfülle sich doch 
allerhand erlaubt hat, was hoffentlich 
auf dem Gewerkschaftstag ruchbar 
wird, gibt in diesem Fall erfreulicher­
weise die eindeutige Empfehlung, den 
Antrag aus Suhl zu beschließen:

„Der Vorstand der IG Metall wird 
aufgefordert zu verhindern, daß in be­
reits abgeschlossenen bzw. zukünftig 
abzuschließenden Tarifverträgen Öff­
nungsklauseln aufgenommen werden, 
die den Geschäftsleitungen und Be­
triebsräten per Betriebsvereinbarung ein 
Unterlaufen des Tarifvertrages erlau­
ben.

Mit solchen Öffnungsklauseln, wie sie 
im Sinne von Deregulierungsbestrebun­
gen der Spitzenverbände der Industrie 
und auch vom Bundeswirtschaftsmini­
ster immer wieder ins Gespräch ge­
bracht werden, würde eine entscheiden- 
de Wende zum Negativen in der Tarifpo­
litik eingeleitet.

Insbesondere in den neuen Bundeslän­
dern werden massive Anstrengungen in 
dieser Richtung unternommen.

Die Gewerkschaft würde einen we­
sentlichen Pfeiler ihrer Durchsetzungs­
fähigkeit verlieren.“

Der Antrag aus Suhl und der fest 
gleichlautende Antrag aus Erfurt richten 
sich gegen die Aufnahme von „Öff­
nungsklauseln“ in Tarifverträge. Dabei 
bleibt offen, ob die Öffnung der Tarif­
verträge durch den Gesetzgeber oder 
durch die Tarifvertragsparteien erfolgt. 
Das Handelsblatt stellt nun hämisch 
fest, daß es schon eine Reihe von Thrif- 
verträgen gerade im Osten gebe, die Öff­
nungsklauseln bzw. Revisionsklauseln 
enthalten:

„In vielen für Ostdeutschland gelten­
den Tarifverträgen gibt es bereits Klau­
seln, die eine betriebliche oder tarifver­
tragliche Korrektur möglich machen: 
Die Metall Verträge enthalten z. B. eine 
Revisionsklausel, die es ab 1993 ermög­
licht, bei ungünstiger wirtschaftlicher 
Entwicklung einzelne Stufen der Lohn­
angleichung zu verschieben oder abzu­
ändern. Solche Revisionsklauseln sind 
auch in der Bekleidungs-, Textil- und 
Glasindustrie vereinbart worden und 
werden dort auch angewendet. Einige 
Branchen, z.B. Druckindustrie, Einzel­
handel, Groß- und Außenhandel, arbei­
ten mit Mittelstands- und Kleinbetriebs­
klauseln, um Ausnahmen vom Tarifver­
trag zu schaffen. In wieder anderen Ta­
rifbereichen, z.B. bei der Chemie, gibt 
es keine längerfristigen Tarifvereinba­
rungen, hier wird Jahr für Jahr verhan­
delt, hier regiert also sozusagen die Öff­
nungsklausel der kurzen Laufzeit.“ (1)

In all diesen Fällen dürfte es sich je­
doch ausnahmslos um tarifliche Abma­
chungen handeln, also um tariflich sank­
tionierte Sonderregelungen, um tariflich 
befristete, beschränkte, eingegrenzte 
Regelungen oder um bedingte Revi­
sionsklauseln, die tarifliche Neu Ver­
handlungen vorsehen. Die Intention der 
Antragsteller aus Erfurt und Suhl liegt 
jedoch darin, solche Öffnungsklauseln 
auszuschließen, „die den Geschäftslei­
tungen und Betriebsräten per Betriebs­
vereinbarung ein Unterlaufen des Tarif­
vertrages erlauben.“ Diese simple Fest­
legung kann ziemlich wichtig werden, 
da in der heraufziehenden Krise die IG

Der „Solidarpakt“ der Bundesregierung: 
Öffnung der Tarifverträge
Metall zu erheblichen Kompromissen, 
unter Umständen sogar zu einschneiden­
den Verträgen gezwungen sein könnte. 
Wenn der Gewerkschaftstag sich dem 
Antrag aus Suhl anschließt, wäre eine 
ziemlich klare Grenze gezogen: Betrieb­
liche Abmachungen, die den Tarifver­
trag unterlaufen — also tarifvertragliche 
Öffnungsklauseln —, dürfen von der 
Gewerkschaft nicht vereinbart werden. 
Das Primat der Tarifvertragsparteien 
und'die Regelungssperre des Betriebs­
verfassungsgesetzes für Betriebsräte, in 
Betriebsvereinbarungen Inhalte aufzu­
nehmen, die üblicherweise in Tarifver­
trägen geregelt werden, blieben aner­
kannt.

Gesamtmetall: 
Revisionsklauseln nutzen
Nun gibt sich ausgerechnet Gottschol 
von Gesamtmetall „moderat“ und be­
tont, man wolle gesetzliche Eingriffe in 
die Tarifautonomie vermeiden zugun­
sten von freiwilligen Übereinkünften. 
Und Gesamtmetall-Geschäftsführer
Kirchner spricht gar nicht von Öff­
nungsklauseln, sondern will „lediglich“ 
die in den Tarifverträgen Ost vereinbar­
ten Revisionsklauseln in Anspruch neh­
men. „Es sollte bei gutem Willen aller 
Beteiligten unter diesen Umständen 
möglich sein, den ostdeutschen Arbeit­
nehmer davon zu überzeugen, in den 
nächsten Jahren ein langsameres Tempo 
der Lohnangleichung zu akzeptieren, 
wenn er damit die Chance wesentlich 
vergrößert, seine Beschäftigung zu si­
chern.“ (3)

Diese Position von Gesamtmetall ist 
berechnend. Zum einen hat Gesamtme­
tall tatsächlich eine Revisionsmöglich­
keit für die ostdeutschen Tarifverträge, 
die erst einmal auszuschöpfen wäre, 
zum anderen hat Gesamtmetall für die 
westdeutschen Tarifbezirke diesen un­
säglichen 3 %-Abschluß für 1993 in der 
Tasche — ohne Revisionsklausel für die 
Gewerkschaft. Würde der Verband von 
Gesamtmetall sich jetzt lauthals für eine 
gesetzliche Außerkraftsetzung der Ta­
rifverträge stark machen, würde er ris­
kieren, die Vertragstreue der IG Metall 
überzustrapazieren. Die IG Metall 
könnte ihrerseits sich nicht mehr an das 
92/93er Lohnabkommen gehalten füh­
len.

Auch im Punkt einer Revision der ost­
deutschen Tarifverträge nimmt die IG 
Metall deutlich Stellung. Der Beirat der 
IG Metall, das höchste beschlußfassende 
Gremium zwischen den Gewerkschafts­
tagen, lehnte auf seiner Sitzung im Sep­
tember eine Revision des Tarifvertrages 
in Ostdeutschland strikt ab. „Der Tarif­
vertrag bleibt so, wie er ist“, lautet der 
Orginalton Steinkühlers vor west- und 
ostdeutschen Beiratsmitgliedem. Wahr­
scheinlich kann die IG Metall gar nicht 
anders, als an dem Vertrag bedingungs­
los festzuhalten. Die gewerkschaftliche 
Organisierung in den ostdeutschen Be­
zirken würde kippen, wenn die IG Me­
tall die mit dem Tarifvertrag gemachten 
Zusagen brechen würde. Das Elend 
würde sich vergrößern, da die Zahlun­
gen von Kurzarbeitergeld und Arbeitslo­
sengeld an das Tarifhiveau gekoppelt 
sind. Die Lohnkonkurrenz Ost-West 
würde sich verschärfen. Man höre nur 
die Präsidentin der Treuhandanstalt, die 
nun eine „aggressive Untemehmenspo- 
litik der Treuhand-Betriebe“ fordert. 
Mit „Kampfpreisen“ wolle die Treu­
hand ihren Unternehmen in Zukunft Zu­
tritt zu westeuropäischen Märkten ver­
schaffen. Ausdrücklich wird der ost­
deutsche Maschinenbau in diesem Zu­
sammenhang genannt. (3) „Kampfprei­
se“ bedeuten Kampflöhne, was sonst 1

In der zähen Auseinandersetzung um 
den Bundesmontagetarif muß die IG 
Metall zur Zeit um einheitliche Er­
schwerniszulagen, Kilometergeldpau­
schalen und Auslösesätze kämpfen. Die 
IG Metall kann nicht unterschiedliche 
Auslösesätze für Ost- und Westmonteu­
re auf der gleichen Baustelle unter­
schreiben.

Die IG Metall ist zusehends in Fronten 
verwickelt und muß sich schlagen! Das 
93er Lohnabkommen hat ihr keinen 
Frieden gebracht. Die Sache wird ziem­
lich kritisch. Die IG Metall kann eine 
Revision der laufenden Tarifverträge für 
die ostdeutsche Metall- und Elektro­
industrie nicht einfach abweisen. Ge­
samtmetall hat ein starkes Argument:

Die Tarifpartner stünden jetzt „unter er­
heblichem Druck, die noch existieren­
den Betriebe durch eine Überprüfung 
der vereinbarten Tarifverträge vor dem 
völligen Zusammenbruch zu retten.“ (3) 
Vor allem hat Gesamtmetall offensicht­
lich vertragliche Möglichkeiten. So lau­
tet die Revisionsklausel z.B. für den 
Metalltarifvertrag Sachsen:

„Die Tarifvertragsparteien werden, 
wenn eine von ihnen dies wünscht, je­
derzeit vom 1. Januar 1993 an in Ver­
handlungen darüber eintreten, ob die ge­
troffenen Vereinbarungen durchführbar 
sind oder angesichts der wirtschaftli­
chen und sozialen Lage in den neuen 
Bundesländern angepaßt werden müs­
sen. Die Tarifvertragsparteien werden 
sich um eine einvernehmliche Beurtei­
lung bemühen und mit dem Ziel verhan­
deln, gegebenenfalls eine abweichende 
Vereinbarung einvernehmlich zu tref­
fen. Sollte eine Einigung nicht möglich 
sein und eine Partei dies der anderen ge­
genüber ausdrücklich erklären, so wird 
durch Abgabe dieser Erklärung unter 
beiderseitigem Einlassungszwang ein 
Schlichtungsverfahren analog , der 
Schlichtungs- und Schiedsvereinbarung 
vom 1. Januar 1980 eingeleitet.“

Warnstreik der IG Metall für einen neuen Bundesmontagetarifvertrag in Essen. In den Verhandlungen seit Mitte 1991 versucht 
Gesamtmetall dauerhaft unterschiedliche Regelungen in Ost und West für die besonderen Montagebedingungen durchzusetzen.

Genüßlich bemerkt das Handelsblatt'. 
„Dieser Tatbestand einer Revision ist 
jetzt gegeben. Die IG Metall begeht kei­
nen Vertragsbruch gegenüber ihren Mit­
gliedern in Ostdeutschland, wenn sie 
sich auf das Verfahren mit der Absicht 
einer Einigung einläßt. Dies wäre auch 
im Interesse der Tarifautonomie besser, 
als wenn der Gesetzgeber durch Öff­
nungsklauseln die Anpassung der Ost­
löhne erzwingen würde ...“ (3)

Diese unverhohlene Drohung ist ernst 
zu nehmen und schwebt jetzt über dem 
Gewerkschaftstag der IG Metall. Am 2. 
November will der Vorstand von Ge­
samtmetall entscheiden, ob er die Revi­
sionsklauseln in den ostdeutschen Tarif­
verträgen in Anspruch nehmen wird. 
Was legt man der IG Metall nahe? Sie 
könne einer Schlichtung, die die ostdeut­
schen Tarifverträge generell verschlech­
tert, entgehen, indem sie sich auf eine 
Öffnung der Verträge bei speziellen Be­
trieben einläßt .. .

Schützenhilfe aus 
der SPD?
Zusätzlich unter Druck kommt die IG 
Metall durch den Vorstoß des stellver­
tretenden SPD-Vorsitzenden Thierse 
nach untertariflicher Bezahlung: 
„Thierse schlug für die Fälle, in denen 
Gewerkschaften ,dem Druck von Be­
triebsräten4 auf niedrigere Löhne nicht 
standhalten könnten, vor, daß die Ge­
werkschaften Öffnungsklauseln in ost­
deutschen Tarifverträgen akzeptieren. 
Diese sollten eine Unterschreitung der 
tariflichen Lohnsätze durch Betriebsver­
einbarung erlauben. Solche Vereinba­

rungen seien zunächst auf sechs Monate 
zu befristen. Eine Verlängerung solle 
der Zustimmung der Gewerkschaft be­
dürfen. Die durch die Lohnabweichung 
verursachten Einkommensausfälle für 
die Arbeitnehmer sollen nach dem Vor­
schlag Thierses zur Hälfte bis zu zwei 
Dritteln durch Ausgleichszahlungen der 
Bundesanstalt für Arbeit gemildert wer­
den, die. dem Kurzarbeitergeld nachge­
bildet werden sollen. Die Zulage, die 
immer noch billiger als Arbeitslosen­
geld sei, solle durch eine neue Arbeits­
marktabgabe der Beamten, Freiberufler 
und Selbständigen finanziert werden, 
schlug der Sozialdemokrat vor ... Die 
stellvertretende DGB-Vorsitzende, Ur­
sula Engelen-Kefer, nahm den Thierse- 
Vorstoß mit der Bemerkung auf, Tarif- 
Öffhungsklauseln vor allem in Ost­
deutschland seien ,kein Schlachten einer 
heiligen Kuh4. Sie betonte aber, daß sol­
che Öffnungsklauseln von den Tarifpart- 
nem zu vereinbaren seien und nicht 
etwa, wie es die Bonner Koalition plant, 
vom Gesetzgeber vorgeschrieben wer­
dendürften.“ (4)

Engelen-Kefer, unsere Liebhaberin 
des Arbeitsmarktes, hebt sich damit 
zwar von der Hardliner-Position des

BDI ab, aber wo ist der Unterschied zur 
. Position Gesamtmetalls? Der BDI-Prä­

sident und FDP- und CDU-Kreise (z. B. 
Schäuble) wollen die Außerkraftsetzung 
von Tarifverträgen während ihrer Lauf­
zeit durch Gesetz, indem sie die im Ta­
rifvertragsgesetz vorgeschriebene
Nachwirkung von Tarifverträgen bei 
Austritt aus dem Arbeitgeberverband 
aufheben wollen. Nicht nur die IG Me­
tall, auch Teile des bürgerlichen Lagers 
kritisieren diese Linie, weil sie den Aus­
tritt des tarifflüchtigen Kapitalisten aus 
dem Arbeitgeberverband zur Vorausset­
zung hat. Diese Tarifflucht sei bei der 
zur Zeit gültigen Rechtslage mit hohen 
Risiken für den Arbeitgeber verbunden. 
Der flüchtige Arbeitgeber dürfe nach 
Betriebsverfassungsgesetz nicht eipfach 
mit dem Betriebsrat Abmachungen tref­
fen, die üblicherweise durch Tarifver­
trag geregelt sind. Er könne von der 
Gewerkschaft, der er nun ohne die 
Rückendeckung seines Verbandes ge­
genüberstehe, zum Abschluß eines für 
ihn noch ungünstigeren Firmentarifver­
trages gezwungen werden. Er hätte 
überhaupt nur eine Chance, wenn die 
Gewerkschaft im betreffenden Betrieb 
sehr schlecht repräsentiert sei etc. Na­
türlich sieht man bzw. rechnet man mit 
einer entsprechenden Interessenspaltung 
zwischen Gewerkschaft und Betriebsrat 
als Ansatzpunkt für eine solche Politik.

Betriebsräte als 
Tarifpartei?
Aber auch wenn die entsprechenden 
Hindernisse im Arbeitsrecht beseitigt 
würden, ergäbe sich ein schwerwiegen­

des Problem, das fast unumwunden von 
bürgerlichen Kreisen zugegeben wird: 
„Vom Gesetzgeber in Tarifverträge ok­
troyierte Öffnungsklauseln würden nun 
allerdings das bisherige System des 
deutschen Tarifvertragswesens spren­
gen. Denn Zweck solcher Klauseln kann 
doch nur sein, daß es nun einmal nicht 
die Koalitionen der Arbeitnehmer, also 
die Gewerkschaften, sein sollen, die 
letztverbindliche Tarifinhalte festlegen, 
sondern die Betriebsräte, die nach dem 
Betriebsverfassungsgesetz zur Partner­
schaft verpflichtet sind und deshalb gar 
keine Arbeitkämpfe organisieren dür­
fen. Die Möglichkeit zum Arbeitskampf 
gehört nun aber zum selbstverständli­
chen Kembereich der Tarifautonomie.“ 
(5)

Würde man also die Regelungssperre 
für Betriebsräte aufheben und die Be­
triebsräte in den Rang einer Tarifpartei 
heben, würde zwangsläufig die Mög­
lichkeit der Betriebsräte zum Arbeits­
kampf ins Blickfeld rücken und die 
Pflicht der Betriebsräte zu partnerschaft­
lichem Verhalten untergraben.

Die Gegenseite — die Regierung, die 
bürgerlichen Parteien und die Untemeh­
merverbände — wägen noch die Risiken 

ihres Handelns ab und scheinen auch 
noch nicht vereinheitlicht. Das mag den 
Gewerkschaften noch etwas Luft ver­
schaffen, aber nicht viel. Denn die Wirt­
schaftskrise — vor allem im Osten — 
schafft Fakten, auf deren Wirkung die 
Gegenseite allemal spekuliert:

„Auf der anderen Seite müssen die 
Tarifvertragsparteien in Ostdeutschland 
aber mittlerweile damit rechnen, daß die 
Tarifverträge einfach unterlaufen wer­
den, daß ihre Unabdingbarkeit mißach­
tet wird, daß also das Tarifvertragswe­
sen überhaupt erodiert und damit auch 
die Funktion der Gewerkschaften zu­
grunde geht. Es würde somit der Re­
spektabilität des Tarifrechts und der 
Koalitionen dienen, wenn Arbeitgeber 
und Gewerkschaften selbst statt des Ge­
setzgebers eine Lösung der tariflichen 
Differenzierung fanden.“ (5)

Es ist noch nicht absehbar, wie der 
Gewerkschaftstag auf die Problematik 
reagiert. Interessant wird sein, wie die 
ostdeutschen Delegierten die Sache se­
hen. Jedenfalls wird es nicht ausreichen, 
wenn sich die IG Metall einmauert in 
ihre bisherigen Positionen. Ein Stich 
wird nur zu machen sein, wenn die IG 
Metall ihrerseits mit einem positiven 
Modell differenzierter Tarifpolitik kon­
tert, das sich nicht an Hierarchie und 
Profit orientiert, sondern an solidari­
schem Arbeiten und (Über-)Lebenssi- 
cherung.

Quellen: (1) Handelsblatt, 29.9.1992; (2) An­
träge und Entschließungen zum 17. ordentlichen 
Gewerkschaftstag der IG Metall vom 10. bis 17. 
Oktober 1992 in Hamburg, Sonderdruck zu 
metall 16/92; (3) Hß, 1.10; (4) HB, 28.9.; (5) 
HB,A5.9. — (pef) -
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Am 12. September dieses Jahres ha­
ben Angehörige der Polizei und 
Streitkräfte der Fujimori-Diktatur in 

Lima Dr. Abimael Guzmän Reynoso, 
den Generalsekretär der Kommunisti­
schen Partei Perus (PCP), von der Pres­
se Sendero Luminoso genannt, festge­
nommen. Die peruanische sowie die in­
ternationale reaktionäre Presse haben 
das Ereignis mit großem Jubel aufge­
nommen und bezeichnen es als den An­
fang vom Ende der PCP. Aber in ihren 
Artikeln kann die Reaktion weder die 
Kraft und die politische Entwicklung der 
um die PCP organisierten revolutionä­
ren Massen verdecken, noch die extreme 
Ungerechtigkeit und Ausbeutung leug­
nen, welche sie zur Rebellion führen.

Der 57jährige Dr. Abimael Guzmän 
Reynoso ist als Vorsitzender Gonzalo 
der höchste Führer der PCP und zu­
gleich Vorsitzender des Komitees zur 
Organisation der Volksrepublik Peru, 
deren Aufbau bereits begonnen hat, in­
mitten des Volkskrieges, in den Stütz­
punktgebieten und den Gebieten, wo die 
PCP einen starken Einfluß ausübt (ca. 
50% des Landes), sowie in einigen Fa­
brik- und Armenvierteln von Lima. Die 

. außerordentliche politische Resonanz 
der Gefangennahme des Vorsitzenden 
Gonzalo beruht zweifellos auf der gro­
ßen Bedeutung' die der Volkskrieg in 
Peru sowie auf internationaler Ebene er­
rungen hat: Seit zwölf Jahren werden in 
Peru die jahrhundertealten Machtstruk-‘ 
turen und Ausbeutungsverhältnisse zer­
stört, die Macht der Großgrundbesitzer 
und der mit dem Imperialismus alliierten 
Großbourgeoisie Schritt für Schritt ab­
gebaut. Das bedeutet den Zerfall des pe­
ruanischen Staates, der gerade die tiefste 
Krise seiner Geschichte erlebt. Und für 
die Unterdrückten hat dies eine noch 
größere Bedeutung: noch nie gelang armee des Volkes, ein Neuer Staat auf- 
einer politischen Organisation eine solch 
breite revolutionäre Mobilisierung der 
Massen; Arme und Analphabeten, india­
nische Bauern, revolutionäre Arbeiter, 
Intellektuelle etc. sind in eine komplexe 
und effiziente Organisation eingebun­
den, die eine solide politische und orga­
nisatorische Einheit besitzt. Auf interna­
tionaler Ebene kommt dem Volkskrieg 
in dieser Zeit der allgemeinen konterre­
volutionären Offensive des Imperialis­
mus und des Revisionismus eine große 
Bedeutung zu als schlagender Beweis 
dafür, daß der revolutionäre Marxismus 
nicht tot ist, wie gerne behauptet wird, 
sondern sehr lebendig und sich im Ge­
genteil bester Gesundheit erfreut und 
wichtige Siege erringt. Außerdem sind 
die Rebellion und der revolutionäre Auf­
schwung der ausgebeuteten Massen in 
Peru ein leicht zu befolgendes Beispiel 
für andere Völker auf dem explosiven la-

Führerder Kommunistischen Partei Perus
festgenommen

Am 4. Oktober begannen Einheiten 
der KDP und der PUK in Südkur­
distan einen großangelegten Angriff auf 

Stellungen der Kurdischen Volksbefrei­
ungsarmee (ARGK) in Südkurdistan. 
Nach den letzten Nachrichten haben 
Barzani und Talabani mehr als 5000 
Mann im Einsatz. Diese Einheiten grei­
fen unter der Führung türkischer Offi­
ziere, die z:T. in die Verkleidung von 
Peshmergas geschlüpft sind, die Stellun­
gen der ARGK an. Die Auseinanderset­
zungen finden insbesondere in der Re­
gion Behdinan statt. Bei den Auseinan­
dersetzungen kamen bisher 47 Men­
schen uns Leben.

Es wird berichtet, daß bei den Angrif­
fen auf die ARGK-Lager in Haftanin 
auch schwere Waffen eingesetzt wur­
den. Die ARGK-Einheiten, die bis jetzt 
sich nur verteidigt haben, haben spät am 
Abend auch einen Angriff auf die KDP 
gestartet. Dabei wurden 26 KDPler ge­
tötet. Auf der anderen Seite haben die 
KDPler die Stadt Zaxo eingekesselt und 
in der Stadt 20 Patrioten hingerichtet.

Der ARGK-Kommandant gab gegen­
über dem Korrespondenten der Zeitung 
Berxwedan folgende Erklärung ab: „Die 
Angriffe der KDP werden von türki­
schen Offizieren geleitet. Unter den ge­
töteten KDPlern haben wir zwei türki­
sche Offiziere identifiziert, die in Silopi 
(eine Stadt in dem von der Türkei besetz­
ten Teil Kurdistans) im Dienst waren. 
Diese Angriffe gegen uns werden nach 
Direktiven des türkischen Staates unter­
nommen. Solche Zusammenstöße die­
nen nicht unseren Interessen. Nur die 
Feinde profitieren davon. Der türkische 
Staat organisiert solche Angriffe, um 
nach den Niederlagen, die er gegen die 
ARGK-Einheiten erlitten hat, aufatmen 
zu können. Wenn diese Angriffe gegen 
uns fortgesetzt werden, dann sehen wir 
uns gezwungen, ein weitreichendes

krieg in Peru berichten. Die Regierang 
hat eine Liste mit angeblichen Kollabo­
rateuren der PCP in Europa veröffent­
licht, — und, welch Wunder — die mei­
sten Personen gehören Menschenrechts­
organisationen an, welche die Verbre­
chen der peruanischen Regierung verur­
teilt haben.

Außerdem sind die Minister auf der 
Suche nach neuer militärischer und fi­
nanzieller Hilfe, damit der Krieg fort­
gesetzt werden kann. Es sei hier bloß 
daran erinnert, daß zum Beispiel die 
deutsche Regierung im Jahre 1989 acht 
Kampfhubschrauber (MBB) nach Peru 
geschickt hat: sechs BO-105 und zwei 
BK-117, die im antisubversiven Kampf 
eingesetzt wurden.

Die Bedeutung, welche das Ereignis 
der Festnahme innerhalb des weltweiten 
ideologischen Krieges gegen den Mar­
xismus hat, ist auch an der sprachlichen 
Aggressivität der Formulierungen zu 
erkennen, die sich auf den Vorsitzenden 
Gonzalo beziehen, Formulierungen, ge­
kennzeichnet durch unkontrollierte, 
hemmungslose Emotionalität und Un­
sachlichkeit der Argumentation. Nach­
dem der Vorsitzende Gonzalo mit gro­
ßem theatralischem Aufwand in einem 
Käfig der Presse vorgeführt worden ist, 
wird er jetzt in einem Stützpunkt der 
Kriegsmarine gefangen gehalten, bis er 
vor ein Kriegsgericht gestellt wird. Das 
ist wiederum ein Unding und zeigt die 
Perversion des peruanischen Rechtswe­
sens, ist ein Verstoß gegen die eigenen 
Gesetze. Das Militärgericht ist nur für 
Delikte verantwortlich, die von Angehö­
rigen der Streitkräfte in der Ausübung 
ihrer Funktion begangen werden. Au­
ßerdem muß man bedenken, daß in Peru 
ein Krieg zwischen zwei Staaten 
herrscht, dem alten, von den reaktionä­
ren Streitkräften verteidigten Staat und 
dem neuen Staat, der sich im Aufbau be­
findet; in dieser Situation ist das Militär 
Richter und Teilnehmer, d.h. Kontra­
hent zugleich'. Der. Vorsitzende Gonzalo 
ist nicht nur politischer Häftling, son­
dern auch Kriegsgefangener. Aus die­
sem Grunde haben bereits verschiedene 
marxistische Organisationen Kampag­
nen gestartet, um für den Schutz und die 
Freilassung des Dr. Abimael Guzmän 
Reynoso einzutreten, sein Recht auf Le­
ben sowie rechtliche Garantien für ihn 
als politischen Häftling einzufordem, 
was ihm nach den internationalen Ab­
kommen auch zusteht. — (AKM)

mer (76 unabhängige Gruppen und 18 
Parteien) teilnehmen werden, allesamt 
Gruppen, die daran interessiert sind, die 
Diktatur Fujimoris zu legitimieren.

Anläßlich der Festnahme des Vorsit­
zenden Gonzalo haben die Diktatur und 
die reaktionäre Presse eine propagan­
distische Kampagne gestartet, um die 
revolutionären Massen zu demoralisie­
ren. Sie stellen das Ereignis als Anfang 
vom Ende der PCP dar und erfinden 
massive Desertionen der Guerilleros. 
Fujimori hat die totale Kontrolle über 
den Rechtsapparat und versucht nun die 
Todesstrafe wieder einzufuhren, um den 
Vorsitzenden Gonzalo „legal“ hinrich­
ten zu können.

Gleichzeitig hat die Regierung eine 
neue Verhaftungswelle gestartet, bei der 
sie sich auf militante Mitglieder anderer 
Parteien konzentriert und sie zu Terrori­
sten erklärt; das dient einem doppelten 
Zweck: einerseits kann das als ein

schaffenen Volkskomitees schon für 
blutige Repressalien aus. Seit seinem 
Amtsantritt liegen bereits 708 Anzeigen 
vor, in welchen das Militär für das Ver­
schwindenlassen von Häftlingen, vor al­
lem im Hochland und im Urwald, wo 
das Militär die absolute Macht hat, ver­
antwortlich gemacht wird. Auch hat Fu­
jimori insbesondere die militärische In­
tervention der USA unter dem Vorwand 
der Drogenbekämpfung verstärkt. Es 
wurde die Bildung von konterrevolutio­
nären Banden in ländlichen Gebieten ge­
fördert, und die Reaktion versuchte 
sogar, ähnliches in den Städten zu orga­
nisieren mit Hilfe der revisionistischen 
Parteien und der Kirche; das ist die im­
perialistische antisubversive Strategie. 
Aber seine Pläne gehen nicht auf, denn 
die Reaktion erleidet eine militärische 
Niederlage nach der anderen, während 
der Volkskrieg sich mehr und mehr ent­
faltet.

Die bewaffneten Streiks (militärische „Schlag gegen die Guerilla“ verzeich- 
Massenaktionen, die der Vorbereitung 
des bewaffneten Aufstandes in den Städ­
ten dienen) dieses Jahres haben die an­

teinamerikanischen Kontinent. Das alar­
miert natürlich die Imperialisten.

Der wichtigste Beitrag des Vorsitzen­
den Gonzalo ist auf ideologisch-politi­
schem Gebiet, das Herz und die Seele 
der PCP. Seit Mitte der 60er Jahre hat 
der Vorsitzende Gonzalo den Wieder­
aufbau und die Neustrukturierung der 
Kommunistischen Partei auf der Grund­
lage des Marxismus-Leninismus-Mao- 
Tsetung-Ideen angeführt. Die Kommu­
nistische Partei war 1928 von J. C. Ma- 
riätegui gegründet worden und nach sei­
nem Tode in die Hände einer revisioni­
stischen Clique gefallen, welche sie in 
ein bürokratisches Gehäuse umwandel­
te. Der Vorsitzende Gonzalo hat daher 
den Revisionismus konsequent auf allen 
Gebieten bekämpft, hat aufgezeigt, wie 
er funktioniert, was für Formen er än- 
nehmen und wie er systematisch be­
kämpft werden kann; er hat zu einem tie­
feren Verständnis des bürokratischen 
Kapitalismus beigetragen und die Ge­
setzmäßigkeiten dieser besonderen 
Form des Kapitalismus, welche vom 
Imperialismus vor allem in den Ländern 
der Dritten Welt geschaffen wird, besser geblich mangelnde Unterstützung der 

- - . ................. PCP durch das Volk, von der immer
wieder die Rede ist, Lügen gestraft und 
im Gegenteil den großen Einfluß der 
PCP innerhalb des Proletariats, der Be­
wohner von Armenvierteln, Arigestell-

herausgearbeitet. Er hat die Volksschu­
len (escuelas populäres) ins Leben geru­
fen, um eine systematische Vermittlung 
des Marxismus innerhalb der revolutio­
nären Massen zu sichern. Er hat die mili­
tärische Strategie des Proletariats, den ten, Studenten u.a. eindeutig unter Be- 
Volkskrieg, auf die peruanische Wirk­
lichkeit angewendet, und so wurde in 
zwölf Jahren eine starke Partisanen-

gebaut, im Volkskrieg die Etappe des 
strategischen Gleichgewichts erreicht 
und zur Zeit wird an der Eroberung der 
Macht im ganzen Land gearbeitet. Auf 
internationaler Ebene hat sich der Vor­
sitzende Gonzalo um die Verteidigung 
des Maoismus als dritte und übergeord­
nete Etappe des Marxismus verdient 
gemacht; seine Anwendung des Marxis­
mus-Leninismus-Maoismus auf die pe­
ruanische Realität hat die Schaffung der 
Gonzalo-Ideen, wie sie die PCP nennt, 
zur Folge gehabt.
Repression und 
ideologischer Krieg
Der Diktator Fujimori hat die reaktionä­
re Politik des Massenmordes, des Geno­
zids an unbewaffneten Bauern und wehr­
losen Dörfern weitergeführt und sogar 
verschärft; es reicht der bloße Verdacht 
der Beteiligung an den von der PCP ge-

weis gestellt. Seit dem 23. September 
dieses Jahres untersucht eine Kommis­
sion des amerikanischen Senats den Fall 
Peru unter Dringlichkeitsvorzeichen, 
bereitet neue Interventionspläne vor, 
und das in einem schwierigen Wahljahr.

Seit dem Putsch vom 5. April befindet 
sich die ganze politische Macht in den 
Händen Fujimoris; er hat alle demokra­
tischen Institutionen aufgelöst, sowohl 
die revisionistischen als auch die rechten 
Parteien spielen keinerlei politische 
Rolle mehr. Über 70 % der peruanischen 
Bevölkerung lebt in extremer Armut, 
und die gegenwärtige Rezession versetzt 
der peruanischen Wirtschaft den Todes­
stoß. Außerdem nutzt Fujimori die Gele­
genheit jetzt, um sich zu legitimieren 
und sich als die Personifizierung des 
Volkswillens darzustellen. Er hat für 
den 22. November Wahlen für eine 
„Demokratische“ Verfassunggebende 

• Versammlung angesetzt, an der nach 
einem falschen „Dialog“ mit den Par­
teien, die im Parlament vertreten waren, 
nur noch Opportunisten und Unterneh-

net werden, und andererseits können da­
mit unliebsame Gegner der Kandidatur 
Fujimoris bei den nächsten Wahlen be­
seitigtwerden.

Auf sie wird das neue Antiterroris­
musgesetz Anwendung finden, bei wel­
chem schon vor dem Prozeß das spätere 
Urteil gegen sie feststeht. Sie haben kein 
Recht auf einen Verteidiger und kein 
Recht auf Überprüfung der Anschuldi­
gungen gegen sie.

Auf internationaler Ebene hat der Dik­
tator Fujimori eine diplomatische Offen­
sive für die Anerkennung seines Amtes 
durch andere Regierungen gestartet; die 
Tausenden von Opfern,, die von den 
Streitkräften ermordet wurden, lastet er 
allein der Guerilla an.

Viele der wegen politischer Morde 
angeklagten Militärs wurden nicht nur 
amnestiert, sondern auch noch befördert 
und sogar zur Fortbildung ins Ausland 
geschickt; so z. B. General Valdivia, der 
für den Massenmord im Dorf Cayara 
verantwortlich war. Mit der Verurtei­
lung des Vorsitzenden Gonzalo als Ver­
antwortlicher für die 30000 Toten in Pe­
ru würden somit die Militärs reingewa­
schen, am Ende wieder mit weißer We­
ste dastehen und ihre Verbrechen unge­
sühnt bleiben. Der peruanische Innen­
minister und der Justizminister befinden 
sich auf einer Tour durch Europa, um 
die Regierungen zu Maßnahmen gegen 
die Personen und Organisationen zu be­
wegen, die über die PCP und den Volks­

Kurdistan: Söldner Talabanis und arzanis
greifen unter türkischem Kommando PKK an
Wirtschaftsembargo gegen diese Region 
zu verhängen.“

Der ARGK-Kommandant betonte, 
daß die ARGK sich bis jetzt gegenüber 
den verräterischen Aktivitäten der KDP 
und PUK geduldig verhalten habe und 
daß sie auf die Angriffe entsprechend 
antworten werde, falls diese nicht sofort 
unterbunden werden.

Die verletzten KDPler werden in den 
Krankenhäusern von Dohuzk und Zaxo 
behandelt. Im Krankenhaus von Zaxo 
befinden sich 73 Verletzte. Aus dem 
Kampfgebiet werden dauernd Verletzte 
ins Krankenhaus transportiert. Ein Berx- 
wedan-Korrespondent konnte in Zaxo 
unter den Verletzten einen türkischen 
Offizier erkennen ... Bereits in den 
letzten Tagen war berichtet worden, daß 
als Peschmerga verkleidete türkische 
Soldaten nach Süd-Kurdistan geschickt 
worden sind.

Nach letzten Berichten (Stand: 6.10., 
22.00 Uhr) haben mit Beginn der An­
griffe der KDPler gegen die ARGK-Ein­
heiten in Seranis, Batufa, Zaxo und Haf­
tanin viele Peshmerga den Kampf gegen 
die ARGK abgelehnt und laufen zu den 
ARGK-Einheiten über. Als erster ging 
der KDP-Kommandant Mukaddin Aziz 
mit seinen 17 Peschmerga zur ARGK 
über. Es wurde ferner berichtet, daß un­
gefähr 350 Peshmerga der PUK heute 
morgen in Haftanin zu den ARGK-Ein­
heiten übergingen. Die Bevölkerung in 
Süd-Kurdistan sagt zu den Angriffen der 
KDP und PUK gegen die ARGK-Einhei­
ten: „Die Türken haben sie aufgehetzt,

um die Karkers (PKK) anzugreifen. Die 
Karkers kämpfen für die Freiheit und 
wir lieben sie.“

Die Zusammenstöße verbreiten sich 
mit aller Heftigkeit in der Nähe von 
Zaxo (Kasruk, Mergasis, Haftanin, Ba­
tufa und Kanimasi) weiter. Alle Wege, 
die zu den Grenzen fuhren, werden von 
den PKK-Guerilleros kontrolliert. Bei 
einem Angriff der ARGK-Guerilleros 
auf KDP-Stellungen in Batufa wurden 
370 Peschmerga gefangengenommen 
und anschließend mit Ausnahme der 
Verantwortlichen wieder freigelassen.

Erklärung der ERNK-Europaver- 
tretung: Wem gehört Kurdistan ?
Die ERNK-Europavertretung veröffent­
lichte am 6. Oktober eine Erklärung zu 
den Angriffen von KDP und PUK auf die 
Stellungen der ARGK. Im folgenden 
Auszüge:
Nach dem Golfkrieg wurden unter Füh­
rung der USA, um mögliche Entwick­
lungen im Mittleren Osten zu unterbin­
den und insbesondere das Machtvakuum 
im Irak auszufüllen, die „Schnellen Ein­
greiftruppen“ in Kurdistan stationiert 
... hat die Türkische Republik der Sta­
tionierung der „Schnellen Eingreiftrup­
pen“ ihre Zustimmung gegeben ... Sie 
wollte mit Hilfe der aus dieser Politik re­
sultierenden Vorteile auch eine Front in 
Südkurdistan eröffnen mit dem Ziel, die 
nationale Befreiungsbewegung in Nord­
kurdistan zu unterdrücken .. . Die Tür­
kische Republik ... hat politische Be­

ziehungen mit den Kräften aus Südkur­
distan um Talabani und Barzani aufge­
baut. Heute führt die Türkische Repu­
blik Verhandlungen auf höchster Ebene 
mit den Kurden, die sie angeblich als 
Feinde betrachtet, diesmal mit Kräften 
wie Talabani und Barzani, die sie nach 
Ankara einlädt. Sie unterstützt diese 
Kräfte auf verschiedenen Ebenen. Als 
Gegenleistung erwartet sie einzig und al­
lein die Vertreibung der PKK aus Süd­
kurdistan, mit allen Mitteln. Nach den 
Verhandlungen in Ankara im letzten 
Monat begaben sich Talabani und Barza­
ni nach Washington . . .

.. . Die Zusammenstöße zwischen 
der PKK und den Kräften in Südkurdi­
stan sind ein Resultat der schon lange 
vorher vorbereiteten Angriffe. Die PKK 
ist nicht in der Position des Angreifers. 
Sie wehrt sich mit Recht gegen die An­
griffe der Kräfte der Verräter und gegen 
die Kollaborateure in Südkurdistan. Sie 
hat sogar mehrfach veröffentlicht, daß 
solche Vorfälle von den Kolonialisten 
und Imperialisten aufgehetzt werden 
und Aufrufe an die Kräfte in Süd-Kurdi­
stan gerichtet, sich nicht auf solche Plä­
ne einzulassen. Aber diese Kräfte haben 
das nicht beachtet und wollten nicht hö­
ren.

Wir wiederholen es nochmal: Die 
PKK ist kein Freund solcher Zusammen­
stöße. Aber die PKK ist entschlossen, 
ihre Politik für die Interessen des kurdi­
schen Volkes fortzusetzen. Sie wird sich 
gegenüber solchen Angriffen verteidi­
gen. Sie führt ihren Krieg und ihre Ver­

teidigung nicht in fremden Ländern, 
sondern in dem Land, in dem sie sich 
auch die Freiheit zum Ziel gesetzt hat: In 
Kurdistan. Aus diesem Grund kann sie 
ihr eigenes Land nicht verlassen. Und 
sie besitzt dafür alle Möglichkeiten und 
die notwendige Kraft.

Der Angriff, den die KDPler am 1. ' 
Oktober in der Umgebung von Lolan 
begannen, wurde zurückgeschlagea. 
Während des zweiten Angriffs der KDP­
ler auf Behdinan mit 5 000 Peshmergas 
gab es Zusammenstöße zwischen der 
ARGK und den Peshmergas, bei denen 
52 Peshmergas getötet wurden und 4 
Guerilleros gefallen sind. Augenzeuge« 
bestätigten, daß die Peshmerga-Gnip- i 
pen von türkischen Offizieren geleiid 
werden. Die Dorfbewohner in der Ge­
gend, wo die Kämpfe statt finden, hab® 
sogar mitgeteilt, daß unter den gelötetes 
Peshmergas zwei türkische Offiziere i 
waren. Wollen diese Kräfte, die seit 4G 
Jahren sich mit der Unterstützung der ' 
türkischen Republik den Verrat aiee- 
wohnt haben, damit den Zerfall der I®- 
kischen Republik verhindern ?

Man muß wissen, daß es die Verrät? 
waren, die den ersten Angriff geführt 
haben. Man muß auch wissen, daß sol­
che Angriffe dem Feind dienen unddt 
Ende solcher Verräter sein werden. Ur 
ser Volk muß wissen: Solche Airf 
geschehen auf Befehl der türkischen Rr 
publik. Wir rufen unser Volk zur V&i- 
samkeit auf. Zum Schluß fragen 
Wer will wen aus Kurdistan weg habet* 
Quelle: Kurdistan-Rundbrief 21/92— (rift
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Will De Klerk 
Codesa wiederbeleben ?

Internationale Umschau

Die rassistische Regierung De Klerk 
hofft anscheinend auf Möglichkeiten, 
die seit Mitte Mai nicht mehr bestehende 
..Konferenz für ein demokratisches Süd­
afrika“ — Codesa — wiederzubeleben. 
Dies betreibt sie, obgleich sie in Vorver­
handlungen mit dem PAC und dem ANC 
zugesagt hatte, die Vorbereitungen für 
ein Gremium zu unterstützen, das tat­
sächliche Entscheidungen über Vorbe­
reitungen und Wahlen für eine Verfas­
sunggebende Versammlung treffen 
kann. Die Regierung De’Klerk unter­
nimmt einen weiteren Versuch, das En­
de der weißen Siedlerherrschaft hinaus- 
zuzögem, den der Widerstand in Süd­
afrika / Azania blutig bezahlen muß.

De Klerk will sich demnächst mit dem 
Führer der Inkatha-Bewegung, Mango- 
suthu Buthelezi, treffen, um die Inkatha 
zur Rückkehr zu den Verhandlungen zu 
bewegen. Obwohl die Regierung ange­
kündigt hatte, mit der Auflösung der be­
sonders berüchtigten Spezialeinheiten 
31 und 32 der Polizei einen „Beitrag 
zum Ende der Gewalt“ zu leisten, ist da­
von nichts in Sicht. Vermutlich verüben 
nach wie vor Polizeibanden im Bündnis 
mit Mitgliedern der Inkatha-Bewegung 
Terroranschläge auf afrikanische Zivili­
sten. Mehr als 60 Afrikaner sind in den 
Monaten August und September solchen

Embargo: Hunger droht 
in Jugoslawien
Am 30. Mai diesen Jahres wurde vom 
UN-Sicherheitsrat über die neugegrün­
dete Bundesrepublik Jugoslawien eine 
vollständige Wirtschaftsblockade ver­
hängt. Nun naht der Winter, und die Fol­
gen des. Embargo werden die Bevölke­
rung empfindlich treffen. Anders aber 
als über die erwartete Hungersnot in 
Bosnien-Herzegowina wird über die 
drohende Katastrophe in» der BR Jugo­
slawien weitestgehend geschwiegen. 
Wenn die Sanktionen nicht bald aufge­
hoben werden, steht das Land am Jah­
resende vor einer Hungersnot. Schon 
jetzt wird offiziell von über 300000 
Armen gesprochen. Mit einem Durch­
schnittslohn von 30000 Dinar (etwa 
215 DM) geht es den in Arbeit und Lohn 
stehenden Menschen aber nicht viel bes­
ser. Viele Betriebe haben ihre Tätigkeit 
eingestellt, bis Jahresende wird mit 
einem Anstieg der Arbeitslosenzahl auf
1,2 Millionen gerechnet. Die Industrie­
produktion ist um 40% gefallen, und 
600000 Beschäftigte sind zwangsbeur­
laubt. Während die Inflation die 7000- 
Prozent-Marke schon überschritten hat, 
sank das Pro-Kopf-Sozialprodukt von 
3000 Dollar vor zwei Jahren auf 550 
Dollar, was Jugoslawien den armen afri­
kanischen Staaten gleichsetzt.

Italien: Massenkämpfe 
gegen Finanzprogramm
Nach zwei Wochen regionaler General­
streiktage, 200000 Teilnehmern bei 
einer Demonstration der Rentner am 
26.9. in Rom und einem landesweiten 
Streik im öffentlichen Dienst und Schul­
wesen am 2.10. steht fest: Die Ausein­
andersetzung um das Finanzgesetz der 
Regierung Amato zur Erfüllung der EG- 
Voigaben (s. Pol. Ber. 20/92) ist zur 
größten sozialen Auseinandersetzung 
seit Ende der 60er Jahre geworden. An 
den regionalen Streiks haben sich viele 
Hunderttausende, über alle Erwartun­
gen der Gewerkschaften hinaus, betei­
ligt. Für die Region Emilia-Romagna 
mit der Hauptstadt Bologna z.B. spre­
chen die Gewerkschaften von einer 
Streikbeteiiigung in den Betrieben von 
90—100 %. In den größeren Städten Ita­
liens haben überall Demonstrationen mit 
Zehntausenden, teilweise Hunderttau­
senden von Teilnehmern stattgefunden.

Die Presse berichtet, daß sich sowohl 
bei den Teilnehmern als auch im Er­
scheinungsbild der Kundgebungen und 
Demonstrationen manches verändert 
hat. Viele der Demonstranten (z. B. bei 
der Demonstration am 2.10. in Rom 
Lehrer mit dem Sprechchor: „Tarifver- 

Terrorakten zum Opfer gefallen. Noch 
im Oktober will De Klerk im Rassisten­
parlament Verfassungsänderungen 
durchbringen, die — nach seinen Anga­
ben — „die Fortsetzung des Reformpro­
zesses“ ermöglichen sollen. Über wel­
che Verfassungsänderungen außer der 
Ablösung dieser Verfassung durch eine 
demokratisch legitimierte Verfassung 
sollte das Parlament überhaupt noch be­
raten? Aber davon ist nicht die Rede. 
Zuvor soll die Nationale Partei (NP) 
über das Wahlrecht der afrikanischen 
Bürger entscheiden.

Auch die Freilassung von etwa 150 
politischen Gefangenen, für deren Frei­
lassung die Befreiungsbewegung seit 
Jahren kämpft, versucht die Regierung 
mit einer Demütigung des Befreiungs­
kampfes zu verbinden. Die politischen 
Gefangenen werden im Rahmen einer 
Amnestie für 450 Gefangene freigelas­
sen. Diese Amnestie umfaßt z.B. auch 
den weißen Farmer, der 1989 zu einer 
langjährigen Gefängnisstrafe verurteilt 
wurde, weil er sieben afrikanische 
Landarbeiter umgebracht hat, z.T. 
durch Prügel. Ebenfalls wird einer der 
wenigen Polizisten amnestiert, der über­
haupt wegen seiner brutalen und will­
kürlichen Vorgehensweise gegen Afri­
kaner verurteilt wurde. — (uld)

Inzwischen müssen auch schon Men­
schen an den Folgen der Blockade ster­
ben. In den Krankenhäusern fehlen die 
notwendigsten Medikamente. In Banja 
Luka erstickten Hunderte von frühgebo­
renen Kindern in ihren Brutkästen und 
600 nierenkranke Patienten starben, 
weil die Blockade keine Sauerstofffla­
schen und Dialyseflüssigkeit durchließ. 
Ein Sachbearbeiter des Eschborner Au­
ßenwirtschaftsamtes berichtete über 
einen gravierenden Fall in Belgrad: Eine 
Klinik erhielt wegen des Embargos nicht 
das benötigte Insulin für neugeborene 
Diabetis-Kinder und mußte sie sterben 
lassen. Private Hilfsdienste, die von der 
BRD aus Medikamente, Lebensmittel 
und andere Hilfsgütem nach Jugosla­
wien schicken wollen, werden dazu 
noch massivst behindert. Schon seit 
Wochen wartet ein Hilfskonvoi aus 
Emmendingen bei Freiburg auf Erlaub­
nis, um Hilfsgüter in ein Flüchtlingsla­
ger bei Novi Sad in Serbien zu transpor­
tieren. Aber eine Transporterlaubnis 
braucht von Emmendingen über das Au­
ßenwirtschaftsamt zum Jugoslawienaus­
schuß des UN-Sicherheitsrats und zu­
rück 5—6 Wochen. Läge Novi Sad in 
Bosnien oder Kroatien — der Transport 
wäre schon längst gestartet. — (hav)

trag! Tarifvertrag!“ oder Ärzte) zäh­
len nicht zu den traditionellen Teilneh­
mern an gewerkschaftlichen Aktionen.

Die Gewerkschaften verstärken unter 
dem Eindruck der massenhaften Beteili­
gung ihren Widerstand gegen die Regie­
rungspolitik. Zunächst hatten die Me­
tal lgewerkschaften aller drei Gewerk­
schaftsbünde, also auch die den Regie­
rungsparteien nahestehenden, als erste 
einen Generalstreik in der Branche — 
bisher allerdings noch ohne Termin — 
beschlossen. Dann haben Anfang Okto­
ber auch die Dachverbände, die im Juli 
noch einen Lohnstopp bis Ende 1993 un­
terschrieben hatten, bei dieser Entschei­
dung nachgezogen. Bei der Regierung 
des Ministerpräsidenten Amato, der die 
Existenz der Regierung mit dem Plan 
zur Einsparung von 93 Tsd. Mrd. Lire 
(ca. HO Mrd. DM) verknüpft hat, zei­
gen die sozialen Widerstände erste Re­
sultate. Bei der Fertigstellung des Ge­
setzentwurfs hat die Regierung Anfang 
Oktober einige Zugeständnisse auf den 
am heftigsten umkämpften Feldern Ren­
ten- und Krankenversicherung machen 
müssen. Der Entwurf geht jetzt in die 
spannende Parlamentsdebatte. — (rok)

Mit einem mehrstündigen Sitzstreik auf einer der Hauptgeschäftsstraßen von Las 
Vegas (Bild) haben etwa 300 streikende Hotelbeschäftigte ihren Kampf gegen die 
Geschäftsführung des Frontier-Hotels in Las Vegas fortgesetzt. Seit über einem Jahr 
streiken die Lohnabhängigen des Hotels, nachdem die Geschäftsführung Verhand­
lungen über eine Neuregelung der Krankenkosten- und Rentenbeiträge des Unter­
nehmens (in den USA sind mangels öffentlicher Versicherungen solche Versiche­
rungsleistungen wo irgend möglich in Tarifverträgen gesichert) abgelehnt hatte. 
Nach der Sitzblockade wurden 200 der Blockierer vorübergehend von der Polizei 
festgenommen wegen „bürgerlichem Ungehorsam“. Trotzdem werten die Streiken­
den die Aktion als vollen Erfolg, zumal der Verkehr an einem der geschäftsreichsten 
Tage in Las Vegas mehrere Stunden blockiert war. — (rül, Bild: AFL-CIO)

Anti-Streikgesetz 
in Portugal
Im Juli verabschiedet und im September 
vom Verfassungsgericht gebilligt, trat in 
Portugal jetzt ein Gesetz in Kraft, das 
Einschränkungen des Streikrechts vor­
sieht. Bei Streiks in „wichtigen öffentli­
chen Sektoren“ (Personenverkehr, 
Energieversorgung oder Gesundheitsbe­
reich) kann die Regierung per Dekret 
Beschäftigte zu Notdiensten verpflich­
ten. Weiter müssen Streiks statt bisher 
48 Stunden nun fünf Tage vorher ange­
kündigt werden. Das Gesetz wurde von 
der über die absolute Mehrheit verfü­
genden Sozialdemokratischen Partei 
durchgesetzt. Die beiden großen Ge­
werkschaften, die kommunistische 
CGTP und die sozialistische UGT, leh­
nen das Gesetz strikt ab und wollen „Ak­
tionen des zivilen Ungehorsams“ durch­
führen. Südd. Zig., 28.9. - (alk)

Demonstration gegen 
ungarischen Nationalismus
Wir berichteten in der letzten Ausgabe 
von der mehrere zehntausend Menschen 
umfassenden Demonstration ungari­
scher Nationalisten und Faschisten, an­
geführt vom stellvertretenden Vorsit­
zenden der Regierungspartei „Ungari­
sches Demokratisches Forum“, Csurka. 
Als Reaktion hierauf organisierten ver­
schiedene ungarische Intellektuelle 
einen Protestmarsch gegen rechtsextre­
me Tendenzen, an dem fünf Tage später 
rund 80000 Menschen teilnahmen. Mi­
nisterpräsident Antall soll zwar partei­
intern Csurka kritisieren, schweigt aber 
in der Öffentlichkeit. — (alk)

Niederlande: Künftig 
Berufsarmee?
Mit großer Mehrheit hat sich das nieder­
ländische Parlament Ende September für 
die Aufhebung der Wehrpflicht und die 
Einführung einer Berufsarmee ausge­
sprochen. Auf sozialdemokratischer 
Seite gab es Bedenken, die linksliberalen 
„Demokraten ’66“ sprachen sich gegen 
den Beschluß aus, die Grünen votierten 
dafür. Die niederländische Armee be­
steht derzeit aus 92000 Soldaten, 28000 
davon sind Wehrpflichtige, die 12 Mo­
nate Wehrpflicht ableisten. Kurz vor 
dem Beschluß hatte eine von der Regie­
rung eingesetzte Kommission noch von 
der Aufhebung der Wehrpflicht abgera­
ten, u.a. aus Kostengründen. Stattdes­
sen sollte die Armee um 20000 Mann 
verkleinert, die Wehrpflicht aber nur auf 
neun Monate verkürzt werden. Diesen 
Vorschlag hat das Parlament mit seinem 
Votum abgelehnt. Es stärkt damit den 
Kräften den Rücken, die die niederländi­
sche Armee noch weiter zu einer für 
weltweite Einsätze verwendbaren Söld­
nerarmee machen wollen. Schon in der 
Vergangenheit war die niederländische 
Armee verschiedentlich bei kolonialen 
und neokolonialen Einsätzen beteiligt. 
Gleichzeitig hatte sich eine gewerk­
schaftliche Bewegung unter den Solda­
ten, vor allem unter den Wehrpflichti­
gen, entwickelt, die auch diese Einsätze 
kritisierte.
Quellen: Süddeutsche Zeitung, 30.9., Neue Zür­
cher Zeitung, 2.10. — (rül)

Angola: Wahlsieg 
für MPLA
Über 90 Prozent der 4,8 Mülionen 
Wahlberechtigten in Angola nahmen am 
29. und 30. September an den Parla­
ments- und Präsidentschaftswahlen teil. 
Die bei Redaktionsschluß noch nicht ab­
geschlossene Auszählung der Stimmen 
ergab bis dahin eine deutliche Mehrheit 
von etwa 54 Prozent für die regierende 
MLPA. Auf die Unita, die die MPLA- 
Regierung fünfzehn Jahre lang erbittert 
bekämpfte und das Land mit einem bluti­
gen Bürgerkrieg überzog, entfielen 36 
Prozent. In diesem Krieg, in dem Ango­
la von Truppen aus Cuba unterstützt 
wurde, erhielt die Unita kräftige Unter­
stützung aus den USA und Südafrika, 
aber auch von der Hanns-Seidel-Stif­
tung. In diesem Krieg starben eine halbe 
Million Menschen, mehr als hunderttau­
send sind in den Kämpfen und vor allem 
durch Minenfelder für ihr Leben lang 
kriegsversehrt. Außer der MPLA und 
der Unita kandidierten weitere 18 Par­
teien und Gruppierungen, darunter die 
FNLA, die gemeinsam mit der MPLA 
und der Unita für eine kurze Zeit eine 
gemeinsame Front gegen den portugiesi­
schen Kolonialismus gebildet hatte. Die 
Wahlen fanden unter internationaler Be­
obachtung statt. Bis jetzt melden die 
Wahlbeobachter eine weitgehend geord­
nete Durchführung der Wahlen, auch 
der Pressesprecher der Unita konstatier­
te, die Wahlen seien ordentlich durchge­
führt worden. Der Führer der Unita, Jo­
nas Savimbi, behauptet jedoch, dieses 
Wahlergebnis müsse gefälscht sein, und 
kündigte an, seine Organisation werde 
den Bürgerkrieg weiterführen. Die Uni­
ta verfügt nach wie vor über etwa 20000 
bewaffnete Soldaten, etwa genauso viele 
wie die angolanische Armee. Ob die 
Unita aber weiterhin Unterstützung aus 
westlichen imperialistischen Staaten er­
halten wird, ist ungewiß. Schließlich ist 
Angola inzwischen Mitglied im Interna­
tionalen Währungsfonds.—(uld)

Kurdistan: „PKK-Massaker“ 
war türkisches Militär!
Freitag vergangener Woche flimmerte 
der Bericht über die Fernsehsender, am 
folgenden Samstag berichteten fast alle 
Zeitungen: Die Kurdische Arbeiterpar­
tei PKK habe ein neues Massaker began­
gen. 54 Menschen, darunter zahlreiche 
Frauen und Kinder, seien in dem Dorf 
Hevekdorf (Cevizdali) von PKK-Gueril­
las ermordet worden. Tatsächlich fielen 
nach Aussagen von mehreren Augen­
zeugen und der örtlichen ARGK-Kom- 
mandantur die Frauen und Kinder einem 
Überfall der türkischen Armee zum Op­
fer. Yildiz Kaptan, die während der An­
griffe der türkischen Armee durch Ge- 
schoßsplitter verletzte Frau eines Dorf­
schützers, schilderte Journalisten im 
staatlichen Krankenhaus von Bitlis die 
Ereignisse: „Die Guerilleros haben das 
Dorf umzingelt und die Dorfschützer 
mit Megafonen aufgefordert, sich zu er­
geben. Die Guerilleros sagten noch, daß 
sie niemandem was tun werden. Der 
Dorfälteste Haci Salih (70) forderte die 
Dorfschützer ebenfalls auf, sich zu erge­
ben. Diese eröffneten jedoch daraufhin 
aus ihren Häusern das Feuer. Die Gue­
rilleros versuchten während des Ge­
fechts, die Frauen und Kinder vom 
Kampfplatz weg in Sicherheit zu brin­
gen % und forderten die Dorfschützer 
wieder auf, sich zu ergeben. Die Dorf­
schützer schossen dessen ungeachtet 
weiter; später mußten sie sich ergeben. 
Kurz darauf erschienen türkische Solda­
ten, die unser Dorf von den Hügeln beim 
Dorf Orman aus mit drei Panzern unter 
Beschuß nahmen. Die Guerilleros sag­
ten, daß wir uns auf den Boden werften 
sollten. Unser Dorf verwandelte sich in 
einen Schauplatz des Kampfes zwischen 
Armee und Guerilleros. Ich habe 
schließlich das Bewußtsein verloren.“ 
Ein an dem Gefecht beteiligter Soldat 
berichtete der Tageszeitung Özgür Gün- 
dem: „Wir gerieten in der Nähe des 
Dorfes Orman in einen Hinterhalt, bei 
dem zehn Soldaten getötet wurden. Spä­
ter gingen wir in das Dorf und nahmen 
das Dorf unter Beschuß.“ Die meisten 
Toten und Verletzten weisen Splitter 
von Schrappnellgeschossen auf, wie sie 
von der türkischen Armee benutzt wer­
den. Es wurden 54 Personen getötet, da­
von zehn Dorfschützer. Unter den Toten 
befindet sich auch der Anführer der 
Dorfschützer, Kasim Paptan. 20 weitere 
Personen wurden verletzt. Kurdistan-Ko­
mitee, Pressemitteilungen vom 2.10. und 5.10.

Putsch oder Referendum 
über Teilung der CSFR?
Um die von den Regierungen der Teilre­
publiken für Ende des Jahres vereinbarte 
Teilung des Landes rechtlich einwand­
frei zu vollziehen, wäre eine Verfas­
sungsänderung nötig, die das dafür vor­
gesehene Referendum abschafft. Diese 
Verfassungsänderung hat wegen der ab­
lehnenden Haltung der Linksparteien im 
Bundesparlament am 1. Oktober nicht 
die nötige Dreifünftelmehrheit gefun­
den. Ein Referendum würde nach Mei­
nungsumfragen keine Mehrheiten für 
die Teilung bringen. Wie wird es weiter­
gehen? Der bürgerliche Ministerpräsi­
dent der Tschechei, Klaus, will eine Tei­
lung ohne Parlamentsbeschluß; die slo­
wakische Regierungspartei HZDS hat 
überraschend einer Resolution der 
tschechischen Linken zur Bildung einer 
Union zugestimmt. — (alk)

Etwa 5000 palästinensi­
sche Gefangene in israeli­
schen Gefängnissen sind 
dem Aufruf zu einem unbe­
grenzten Hungerstreik ge­
folgt. Der am 28. September 
im südisraelischen Gefäng­
nis Aschkelon begonnene 
Streik sei in allen Gefäng­
nissen befolgt worden, be­
richteten Anwälte der Häft­
linge. Ziel des Hunger­
streiks ist eine Verbesse­
rung der Haftbedingungen: 
die Zellen sind oft überfüllt, 
schlechte Hygiene und Ge­
sundheitsbedingungen 
herrschen und Brutalitäten 
der Wärter sind häufig. 
Nach Angaben des Interna-, 
tionalen Komitees vom Ro­
ten Kreuz sind 5061 Palä­
stinenser in israelischen 
Gefängnissen, weitere 
7065 in Lagern der Armee 
inhaftiert. Auch Hunderte 
von Familienangehörigen 
haben Hungerstreiks zur 
Unterstützung der Gefan­
genenbegonnen.— (alk)
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Frieden stiften statt 
Bundeswehr in alle Welt
Stuttgart. Das Friedensnetz Baden- 
Württemberg organisiert gegen die „au­
ßerordentlich besorgniserregende Ent­
wicklung“ hin zu einer Grundgesetz­
änderung, die Kampfeinsätze der Bun­
deswehr in aller Welt ermöglichen soll, 
am 17.10. eine landesweite Demonstra­
tion und Kundgebung. Der Aufruf, der 
sich eindeutig gegen jede Beteiligung an 
Kampfeinsätzen und Krieg, gegen eine 
Änderung des Grundgesetzes aus­
spricht, wird von zahlreichen Organisa­
tionen, Initiativen der Friedensbewer 
gung und Einzelpersonen unterstützt; 
u.a. rufen DKP, die Grünen, IG Me­
dien, die Jusos, Naturfreunde, 
PDS / LL und V VN / BdA auf..

Die Demonstration wendet sich gegen 
die Politik Deutschlands, das „ungebro­
chen auf die von der Friedensbewegung 
schon lange kritisierte Politik der militä­
rischen Stärke“ setzt und sich anschickt, 
„eine führende Rolle in einem europäi­
schen Militärbündnis zu übernehmen 
und seinen internationalen Einfluß auch 
auf militärischem Gebiet auszudehnen.“ 
Stattdessen wird von der BRD eine 
„friedensstiftende und die Konflikte der 
Welt ausgleichende Politik“ verlangt, 
die Unterstützung humanitärer Hilfe 
durch die Ausstattung ziviler, humanitä- 
ter Institutionen und vor allem die Been­
digung der Waffenexporte.

Hotels kündigten der 
„Deutschen Liga“

Köln. Am 3. Oktober sollte der Bundes­
kongreß der „Deutschen Liga für Volk 
und Heimat“ in Köln stattfinden. Be­
wußt hatte man diesen Tag gewählt und 
wollte auch das einjährige Bestehen fei­
ern. Es bildete sich ein breites Aktions­
bündnis von ca. 30 Organisationen ge­
gen dieses Vorhaben, an dem sich ganz 
unterschiedliche Kräfte beteiligten, 
Christen, Grüne, Sozialisten, Autonome 
und Gewerkschafter. Das Antifaschisti­
sche Forum wandte sich an den Ober­
bürgermeister und wies ihn darauf hin, 
daß die Deutsche Liga städtische Gelder 
für die Durchführung dieser Versamm­
lung mißbraucht. Der Ratsfraktion wur­
de dann das Faxgerät abgeklemmt und 
ein Telefonanschluß blockiert.

Anfang der Woche wurde bekannt, 
daß die Hotels Holiday Inn und Maritim 
der Liga Räumlichkeiten vermietet hat­
ten. Die Hoteldirektoren fielen aus allen 
Wolken, als ihnen klar wurde, um was 
für Kunden es sich da handelte. Sie kün­
digten die Verträge, die Liga klagte, 
aber verlor im Fall des Holiday Inn beide 
Instanzen, beim Maritim verzichtete sie 
auf Widerspruch. Entscheidend war, 
daß die Liga ihre Vertragspartner über 
den tatsächlichen Inhalt der Veranstal­
tung getäuscht hatte.

Am 3. Oktober versammelten sich ca. 
2000 Antifaschistinnen und Antifaschi­
sten auf dem Alter Markt, wo zunächst 
eine Kundgebung und eine kurze De­
monstration stattfand, um abzuwarten, 
ob die Deutsche Liga inzwischen einen 
anderen Veranstaltungsort gefunden 
hatte. Um 12 Uhr traf die Nachricht ein, 
daß die Liga sich in einem dörflichen 
Vorort von Köln, in Weiß, in einer Gast­
stätte versammelt habe. 1000 Kundge­
bungsteilnehmer folgten dem Aufruf, 
nach Weiß zu fahren und vor Ort zu de­
monstrieren.

So etwas hatte Weiß wahrscheinlich

Foto: Almut Wilms-Schröder

Der Krieg im ehemaligen Jugoslawien 
sei „eine Bewährungsprobe für wirkli­
che Friedenspolitik“. Gegen Forderun­
gen nach einer Militärintervention hält 
der Aufruf fest: „Die Anerkennungspo­
litik der EG hat den Krieg auf dem Bal­
kan nicht beendet. Solange nicht die 
Menschen in allen Gebieten des ehema­
ligen Jugoslawien eine reale Chance für 
eine gedeihliche wirtschaftliche Ent­
wicklung erhalten, wird nationaler Haß 
die Oberhand vor Lösungen der Ver­
nunft und des Friedens behalten. Die 
Friedensbewegung setzt sich nachdrück­
lich ein für — humanitäre Hilfe für alle 
Kriegsopfer und Aufnahme der Kriegs­
flüchtlinge unabhängig von ihrer Her­
kunft oder staatlichen Zugehörigkeit; 
— ein strikt kontrolliertes Embargo für 
kriegsrelevante Güter gegen alle krieg­
führenden Parteien; — Angebote für 
Hilfen zum Wiederaufbau und für ge­
rechte wirtschaftliche Beziehungen bei 
Beendigung des Krieges für alle Teile 
des ehemaligen Jugoslawien; — Unter­
stützung der Anti-Kriegs-Kräfte im ehe­
maligen Jugoslawien; — Ziel aller Frie­
densbemühungen muß ein gleichberech­
tigtes Zusammenleben aller Menschen 
unabhängig von Nationalität und Her­
kunft in Europa sein. Deshalb wenden 
wir uns auch gegen eine Verteufelung 
der Serben ...“ — (evc) 

noch nicht erlebt. Die Straße, in der sich 
die Gaststätte befand, war von Polizei an 
beiden Seiten abgeriegelt. Anwohner, 
die raus oder rein wollten, mußten sich 
ausweisen und durchsuchen lassen. Als 
die Demonstration eintraf, waren zwar 
schon etliche Mitglieder der Liga im 
Saal, aber es trafen auch den ganzen 
Nachmittag über noch welche ein, denen 
der Zugang verwehrt werden konnte. 
RTL berichtete, daß etliche Bundesvor­
standsmitglieder nicht in den Saal ge­
kommen sind, ein Bus aufgehalten wur­
de, ein Mercedes-Fahrer vergeblich ver­
suchte, die Blockade gewaltsam zu 
durchbrechen. Bei einer kurzen Range­
lei mit der Polizei wurde ein Demon­
strant verhaftet, ansonsten verlief die 
Aktion sehr diszipliniert, die Reihen 
wurden geschlossen gehalten, so daß 
kein Faschist durchkam.

Es war klar, daß die Deutsche Liga auf 
ihrem Parteitag ihre weitere Hetz- und 
Gewaltkampagne gegen Ausländer und 
Flüchtlinge koordinieren und forcieren 
wollte. M. Rouhs schrieb in der Septem­
ber-Ausgabe von „Europa vom“: „Es 
gibt kein Zurück mehr zum politischen 
Wettbewerb ohne Straßenkämpfe und 
Schlägerei.“ Trotzdem wurde die Ver­
sammlung nicht verboten, sondern mit 
mehreren Hundertschaften Polizei ge­
schützt, Tausende von Steuerngeldem 
dafür ausgegeben, die Antifaschisten in 
Schach zu halten. Die Polizei wußte be­
reits am Vorabend den Versammlungs­
ort. Trotzdem wurde z.B. nicht der Be­
zirksvorsteher von Weiß benachrichtigt, 
der sonst mit dem Wirt des Saales ge­
sprochen hätte und von ihm eine Kündi­
gung verlangt hätte. Am Sonntag nach 
der Aktion befaßte sich auch der katholi­
sche Pfarrer in Weiß mit dem Vorfall, 
nannte in seiner Predigt den Namen des 
Wirtes und bedankte sich bei den Gegen­
demonstranten . — (u.b., jöd)

Elend und Armut bei Frauen 
nimmt einschneidend zu
Karlsruhe. Der Kreisverband der Cari­
tas hat auf die Folgen der Armut bei 
Frauen hingewiesen. Es fehlt am lebens­
notwendigsten wie Essen und Wohnung. 
Bei zwei Drittel der schwangeren Frau­
en, die Beratungsstellen aufsuchen, ist 
die Wohnungsfrage ein fast nicht zu lö­
sendes Problem. Alleinerziehende Frau­
en können Ausgaben wie einen Schul­
ausflug oder neue Turnschuhe für die 
Kinder nicht mehr finanzieren. Viele 
schwangere Frauen bitten um finanzielle 
Unterstützung, sie können sich kein fri­
sches Obst oder Gemüse leisten. Weiter 
wird die Behandlung von Frauen durch 
die Behörden kritisiert: Oft werde die 
Würde der Frauen nicht gewahrt. Die 
Mitarbeiter der Sozialämter seien über­
fordert, männliche Sachbearbeiter zeig­
ten zum Teil mangelndes Verständnis 
für Frauenbelange und-not. — (map)

Stadt Lüneburg 
weist Asylbewerber ab
Lüneburg. Mit der Begründung, bei 
weiterem „unkontrolliertem Zugang“ 
von Flüchtlingen drohten „Rostocker 
Verhältnisse“, erklärte OStD Faulha­
ber, die Stadt werde ab September keine 
Flüchtlinge mehr aufnehmen, die sich in 
Lüneburg als Asylbewerber anmelden. 
Die Begründung schiebt den Flüchtlin­
gen die Schuld zu und die Faschisten 
können sich die Hände reiben. Die Lan­
desregierung hat die Abweisung soge­
nannter Direkt-Asylbewerber als rechts­
widrig zurückgewiesen. Lüneburg 
schließt sich damit der Kampagne einer 
ganzen Reihe niedersächsischer Kom­
munen an, u.a. Wolfsburg, Salzgitter, 
Hildesheim, Braunschweig, die darauf 
abzielt, das Grundgesetz in der Praxis

Rep-Landesparteitag in Konstanz 
Bündnis ruft zu Demonstration auf
Konstanz. Am 11. Oktober findet der 
Landesparteitag der Republikaner in 
Konstanz im städtischen Konzil statt. 
Der Pächter des Veranstaltungsraumes 
wollte nach einer Intervention der Stadt 
bzw. des Oberbürgermeisters von dem 
mit den Republikanern geschlossenen 
Vertrag zurücktreten. Begründung: Er 
sei vom Kreisvorsitzenden der Republi­
kaner, Niedermayr, über die Nutzung 
der Räume getäuscht worden. Ihm sei 
nicht klar gewesen, daß es sich bei der 
Veranstaltung um einen Landesparteitag 
der Rep handle. Dies, obwohl der Ver­
trag mit einem Stempel der Rep verse­
hen war.

Der Anwalt des Pächters hat in einem 
Brief an die Stadt Stellung für die Repu­
blikaner bezogen. „Historisch und ge­
sellschaftlich begründete Vollzüge“ sei­
en durch „Boykott und Terror“ nicht 
aufzuhalten. Die Stadt habe kein Recht, 
die „verfassungsrechtlich legitimierte 
Parteiveranstaltung“ einer nicht verbo­
tenen Partei zu untersagen. Wohl eher, 
weil der Pächter größere Umsatzein­
bußen befürchtete, hat er einen neuen 
Anwalt genommen, der eine einstweili­
ge Verfügung anstrengte, um aus dem 
Vertrag mit den Rep rauszukommen. 
Das Landgericht hat den Antrag abge­
wiesen, die Rep können ins Konzil. 
Während der ganzen Auseinanderset­
zung drängte sich das Gefühl auf, daß 
weder die Stadt noch der Pächter ernst­
haft an eine Verhinderung des Parteita­

außer Kraft zu setzen und die rot-grüne 
Landesregierung mit Schröder/Trittin 
unter Druck zu bringen. Sie ist vielen 
wegen ihrer immer noch verhältnismä­
ßig humanen Flüchtlingspolitik und als 
Hindernis gegen die Beseitigung des 
Asylrechts ein Dorn im Auge. — (ulb)

Gegen Nationalismus 
und Rassismus
Heilbronn. An Mahnwachen vor den 
beiden Flüchtlingslagern in Heilbronn 
beteiligten sich in der Nacht vom 2. auf 
den 3.10. insgesamt etwa 300 Men­
schen. Am 3.10. demonstrierten über 
500 vom Gewerkschaftshaus aus mit 
einer Zwischenkundgebung vor einem 
Nazi-Treffpunkt gegen Nationalismus 
und Rassismus. Diese Beteiligungen 
sind für unsere Verhältnisse erfreulich 
gut. Die Polizei erweckte den Eindruck, 
in dieser Nacht keine Fascho-Aktionen 
zu wollen. Aufgerufen hatte das Heil­
bronner Antifaschistische Bündnis. Im 
Aufruf hieß es: „Wir brauchen kein 
Deutschland ... Kein Oben und kein 
Unten ... Gleiche Rechte, für alle, die 
in Deutschland leben.“ — (bes)

„Vertriebene“ setzen auf 
„Europa im Wandel“
Lüneburg. Ohne jegliche öffentliche 
Kritik trat Landrat Schurreit (SPD) am 
Wochenende 19./20. September in Wel­
lenkamps Hotel auf dem sog. „Grauden- 
zer-Vertriebenentreffen“ zusammen 
mit dem Hauptredner, dem bekannten 
Republikaner Prof. Emil Schlee, auf. 
Prof. Schlee wurde in der LZ verschämt 
als „Europaparlamentarier“ vorge­
stellt, ohne dem Publikum die geistige 
Heimat mitzuteilen.

Prof. Schlee trat denn auch völlig un­
verblümt revanchistisch für die deutsche

ges gedacht haben. Auf einem Treffen 
der Gemeinderatsfraktionen und des OB 
wurde einer Vertreterin der Freien Grü­
nen Liste die Beteiligung am Antifa- 
Bündnis vorgeworfen. Ein offener Brief 
der Aktionseinheit, in dem der OB auf­
gefordert wird, alles zu tun, um den Par­
teitag zu verhindern, blieb bisher unbe­
antwortet.

Trotz der Haltung der Stadt hat der 
Kreisvorsitzende der Rep, Niedermayr, 
Dienstaufsichtsbeschwerde gegen den 
OB eingereicht, da dieser durch seine 
Haltung gegen den Parteitag die 

. „Grundrechte der verfassungsrechtlich 
unbeanstandeten Partei auf besonders 
eklatante Weise verletzt.“ Niedermayr 
war während der ganzen Auseinander­
setzung immer sehr zuversichtlich. „Ich 
bin völlig zuversichtlich, daß dieser 
Landesparteitag in Konstanz stattfinden 
wird.

An den wöchentlichen Vorbereitungs­
treffen nahmen Alternative Linke Liste, 
Antifa Singen Radolfzell, Arbeitskreis 
Asyl, UNI-AStA, BWK, DGB, DKP, 
Freie Grüne Liste, Infokneipe, Juze statt 
Plastic, Nicaragua-Verein, Weltladen, 
VSP, WN/BdA und Volksfront teil.

Der Aufruf wird von allen bis auf 
DGB und UNI-AStA unterstützt. Vom 
DGB war bisher keine Begründung für 
den Ausstieg zu erfahren. Völlig uner­
wartet hat diese Woche dann der Juso- 
AStA der Uni seine Unterstützung unter 
den Demo-Aufruf zurückgezogen, mit

Annexion polnischen Territoriums asf 
Die Frage sei „völlig offen“, er 
Deutschlands angeblicher Osten 
immer Polens Westen bleibe. Die Ge­
schichte sei umkehrbar. Der Referee 
setzt auf Europa. Denn Europa sei es 
Wandel. Er sieht den Anfang neuer, h 
ihren Auswirkungen nicht absehbarer 
Entwicklungen gemacht.

Die Neonazis verfolgen ihre revancäj- 
stischen Ziele offensichtlich zunehmend 
im Rahmen des von der Bundesrepublik 
maßgeblich bestimmten Aufbaus der 
Großmacht Europa. Landrat Schurreit 
ging in seiner Begrüßung in die selbe 
Richtung: Die Orientierung nach Osiea 
sei wichtig auf dem Weg zu einem Euro­
pa ohne Grenzen. Er stellte den „Grau- 
denzern“ eine Patenschaft mit einer 
Samtgemeinde des Landkreises in Aus­
sicht. Solche Patenschaften dienec 
schon heute vielfach zur Entwicklui^ 
deutscher Vorherrschaft in Polen, indem 
über sie deutsche Schulen, Sender, Bil­
dungszentren u.v.m. eingerichtet wer­
den. — (thr)

Innenbehörde forciert 
Abschiebung von Kurden 
Hamburg. Am 10. September hat der 
Senat den erst im März, nach dem Blut­
bad der türkischen Armee gegen die kur­
dische Bevölkerung am Newrozfest, be­
schlossenen Abschiebestopp für Kurden 
aufgehoben. Mindestens zehn Falk 
wurden in den letzten Wochen bekannt, 
in denen kurdische Flüchtlinge nichts­
ahnend zur Ausländerbehörde gegan­
gen, dort gleich festgenommen und in 
Abschiebehaft verbracht wurden. Min­
destens fünf Kurden wurden bereits ab­
geschoben, trotz drohender Folter, Ge­
fängnis- und Todesstrafen. GEW, IG 
Medien und dju protestieren gegen die 
Abschiebungen. — (scc)

Gelsenkirchen. In den 
letzten Wochen wurde 
der jüdische Friedhof 
in Gelsenkirchen durch 
noch nicht ermittelte 
Neofaschisten geschändet, 
indem faschistische 
Parolen und Hakenkreuze 
geschmiert und Grabsteine 
umgeworfen worden sind. 
Die Verwendung von 
Schablonen beim Malen 
der Hakenkreuze läßt 
auf gezielte Vorbereitung 
schließen.— (tja)

der vorgeschobenen Begründung, die 
AStA-Vertreterin bei den Treffen sei 
nicht ausreichend autorisiert gewesen. 
Die Sozialdemokraten wollen offenbar 
nichts mit der Demo zu tun haben.

Der Beginn des Parteitags wurde bis 
zum 5. Oktober geheimgehalten, ist jetzt 
auf 9 Uhr angekündigt. Mit einem Plakat 
und einem vierseitigen Faltblatt mobili­
siert die Aktionseinheit zu den Wn»- 
staltungen und der Demonstration. Auf- 
taktkundgebung ist um 10.30 Uhr » 
unmittelbarer Nähe zum „Konzil“. Al­
fred Hausser, Ehrenvorsitzender der; 
WN/BdA, Shahla Blum, fraktionslose 
Gemeinderätin aus Stuttgart, und är 
Vertreter der Roma-Union werden ats 
der Auftakt- bzw. Abschlußkundgeb« 
reden. Von den örtlichen Organisado- 
nen und vom Bündnis werden weäes 
Redebeiträge gehalten.

In der Woche vor dem Landespare­
tag gibt es zwei Veranstaltungen vofi i 
Bündnis:

Der Film „Republikaner auf Zeit“ de? 
Journalisten M. Schomers, der bei d® 
Rep recherchiert hat, wind gezeigt.

Änne Rieger, Landessprecherin deri 
WN/BdA und IG-Metall-Sekre&K; 
hält ein Referat zum Programm der 
in folgenden Punkten: „Ausländer^«* 
lichkeit, Haltung zu den Gewertet 
ten, Aussagen zur Gleichberechtigt 
und Emanzipation der Frau, Anskt®' 
zur Bildungspolitik und zur Vfohiaf 
frage.“ — (wmo) ;
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Hannover. Annähernd 5000 Beschäftigte der ca. 10000 Bediensteten der Stadtver­
waltung Hannover demonstrierten am 22.9. zum Rathaus, um gegen die jüngsten 
Sparanordnungen im Personalbereich wie Einstellungsstopp und Wiederbeset­
zungssperre (Auslaufen von Zeitverträgen) zu protestieren. — (kar, Bild: HAZ)

Heißer Herbst gegen 
den drohenden Bildungsnotstand

Kindergartenrichtlinien 
sollen ausgesetzt werden
Stuttgart. Die Diskussion um das Vor­
haben der Landesregierung Baden- 
Württemberg, wegen Sparmaßnahmen 
die Kindergartenrichtlinien für zwei 
Jahre außer Kraft zu setzen, spitzt sich 
zu. Die CDU-Fraktion beschloß gegen 
den Willen einiger Frauen in der Frak­
tion, u.a. Sozialministerin Schäfer, sich 
für die Aussetzung auszusprechen. Da­
gegen wurden tausende von Unterschrif­
ten gegen diese Pläne gesammelt. Die 
Auswirkungen werden sein: Die Auf­
stockung der Kinder pro Gruppe, da die 
Obergrenze fällt, die Aufweichung der 
Fachkräfteregelung und die Aufhebung 
der sowieso schon geringen 2,2 qm pro 
Kind. Eine Aktion des Stuttgarter Ge- 
samteltembeirats fand bereits statt, wei­
tere von Erzieherinnen und ÖTV wer­
den in den nächsten Wochen folgen. 
Einige Erzieherinnen der Stadt Stuttgart 
haben jedenfalls auf einer Veranstaltung 
bereits beschlossen, sich im Falle der 
Aussetzung für eine Verweigerungs­
kampagne einzusetzen und dies zum 
Schwerpunkt der Gewerkschaftsarbeit 
in den nächsten Wochen zu machen: 
Kein Kind mehr als bisher wird in die 
Gruppen aufgenommen’ — (unb)

Attentäter aus
Kreisen der Bundeswehr?
Hannover. Nach einem zweiten Bom­
benanschlag in der Innenstadt von 
Hannover mußte die Polizei zugeben, 
die Öffentlichkeit seit geraumer Zeit 
bewußt falsch informiert zu haben, z.B. 
ließ sie in einer regelrechten Treibjagd 
drei Jugendliche per Steckbrief suchen. 
Seit zwei Jahren ist der Oberbürger­
meister von dem Attentäter erpreßt 

worden. Er verlangte außer Geld um­
fangreiche Waffenlieferungen und daß 
die Anschläge „irgendeiner Organisa­
tion in die Schuhe geschoben“ würden. 
Seine profimäßige Sprengstoffausrü­
stung ist vor kurzem in einer Gartenko­
lonie entdeckt worden. Es befindet sich 
viel Material der Bundeswehr darunter.
— (rec)

Neofaschismus als Thema 
der Lehrerfortbildung
Oldenburg. Mitte September fand an der 
Uni Oldenburg eine Lehrerfortbildungs­
veranstaltung über den Umgang mit 
rechts orientierten Schülern statt. Viele 
Soziologen vertreten hierzu, daß es sich 
hier um die Folgen von sozialen und 
emotionalen Mangelerscheinungen ohne 
Verbindung zur nationalsozialistischen 
Ideologie der Faschisten handle. Der 
Politologe R. Hethey vertrat hierzu die 
These von der ungebrochenen „Konti­
nuität des Faschismus“ und warnte da­
vor, die Gefahr „zum Jugendproblem 
umzufunktionieren“. Die Faschisten 
rekrutieren ihren Nachwuchs nicht bei 
„durchgeknallten Jugendlichen“, son­
dern „aus der Mitte der Gesellschaft“. 
Anschließend wurde der Film „Wahr­
heit macht frei“ vorgeführt, der sich mit 
den nationalen und internationalen Ver­
knüpfungen der Faschisten und deren 
Versuch eines Wiederaufbaus der 
NSdAP beschäftigt. Hethey empfahl 
Lehrern und Eltern, rechts orientierte 
Jugendliche möglichst von ihrem rech­
ten Umfeld zu isolieren und genau hin­
zuhören und hinzusehen. Weiterhin gel­
te es, sich von den „Verharmlosen!“ 
abzugrenzen, die meinten, „Bomberjak- 
ken, Kampfstiefel und dumme Sprüche“ 
seien nichts weiter als „vergängliche 
Modeerscheinungen“. — (wjo)

München. Am 26.9. demonstrierten in 
München fast 20000 Menschen gegen 
die Bildungspolitik der CSU-Staatsre- 
gierung. Der Sprecher des Forum Bil­
dungspolitik in Bayern, Albert Dann- 
hauser (BLLV), betonte, daß der ge­
meinsame Kampf von Schülern, Eltern 
und Lehrern für eine bessere Unter­
richtsversorgung und für eine bessere 
Schule erst am Anfang stünde.

Den ganzen Sommer über und seit 
Schuljahresbeginn gab’s soviel Kritik an 
einem Kultusminister in Bayern wie 
schon lange nicht mehr. Hans Zehet- 
mairs (CSU) Bildungspolitik, deren 
oberstes Ziel das Sparen von Haushalts­
mitteln zu sein scheint, hat ihm den Ruf 
eingebracht, in der nächsten Wahlperio­
de als Finanzminister des Freistaats ins 
Kabinett zurückkehren zu wollen.

Immer mehr Kinder/Jugendliche in 
einer Klasse — das ist das sichtbare Zei­
chen dieser Politik. Statt Ort von Bil­
dung und Erziehung wenigstens ansatz­
weise sein zu können, wird Schule so 
immer mehr zur Aufbewahr- und Drill­
anstalt. Das ist die eine Seite, die Schü­
lerinnen, Eltern und Pädagoginnen auf­
bringt. Sich schleichend, aber stetig ver­
schlechternde Arbeitsbedingungen für 
die im Bildungsbereich Beschäftigten — 
angefangen bei den Erzieherinnen im 
Vorschulbereich — ist die andere Seite.

Grund genug — und das ist ein Novum 
für Bayern — daß sich im Frühsommer 
ein breites Bündnis fand, das den Bil­
dungsnotstand ausrief, dem Kultusmi­
nister einen heißen Herbst versprach und 
„Bedingungen für eine pädagogisch ver­
antwortbare Unterrichtsversorgung“ zu 
Papier brachte. Die 16 Organisationen 
dieses „Forum Bildungspolitik in Ba­
yern“ sind: BLLV, GEW, Verband 
Deutscher Sonderschulen, Gesamtver­
band Evangelischer Erzieher in Bayern, 
Gemeinschaft Evangelischer Erzieher, 
Landeselternvereinigung der Gymna­
sien in Bayern, Landeseltemschaft der 
Bayerischen Realschulen, Bayerischer 
Elternverband; Freie Evangelische El- 
temvereinigung, Landesschülervertre­
tung, Landesarbeitsgemeinschaft Wal­
dorfschulen, Montessori Landesver­
band Bayern, Deutscher Kinderschutz­
bund, Aktion Humane Schule, Arbeits­
kreis Grundschule, Arbeitskreis Haupt­
schule. Eine Unterschriftenaktion und 
eine Demonstration in München wurden 
vorbereitet.

Das CSU-Ministerium reagierte ner­
vös. In Schweinfurt und Nürnberg ließ 
es den Elternbeiräten verbieten, in Flug­
blättern für kleinere Klassen und Demo 
zu werben. Zehetmair selbst versuchte 

in der Öffentlichkeit, die Eltern- und 
Schülerorganisationen im „Forum Bil­
dungspolitik“ als „Verführte“ darzu­
stellen: Demnach haben sie sich naiv 
und politisch unbedarft einfach vor den 
Karren von Opposition (SPD, GRÜNE) 
und Lehrerverbandsfunktionären 
(GEW, BLLV) spannen lassen.

Wie hilflos diese Argumentation ist, 
zeigte spätestens ein offener Brief, der 
pünktlich zu Schuljahresbeginn von Ze- 
hetmairs eigenen Parteifreunden be­
kannt wurde. Der Kulturpolitische Ar­
beitskreis der CSU-Niederbayern for­
dert darin, „die Zahl der beim Freistaat 
bediensteten Lehrer sukzessive und kon­
tinuierlich an die Entwicklung der Schü­
lerzahlen“ anzupassen. Allein für den 
kommenden Doppelhaushalt, also die 
Jahre 1993 und 1994, kommen die CSU- 
ler auf mindestens 4000 zusätzliche 
Planstellen (Merke: Das Forum Bil­
dungspolitik fordert in zehn Jahren 
16000). Und mahnend fügen die christ­
sozialen Bildungspolitiker an: „Jede 
spürbare Unterschreitung dieser Kontin­
gente provoziert gravierende Mängel in 

Foto:af/mz

der Unterrichtsversorgung und in der 
Unterrichtsqualität.“ Wie geht’s weiter 
nach Demonstration und Unterschriften­
aktion?

Mindestens zwei Vorschläge für ein 
Volksbegehren Bildungspolitik stehen 
im Raum: Die ehemalige SPD-Land­
tagsabgeordnete Monika Homig-Sutt- 
ner versucht, Unterstützer für ihre For­
derung „Keine Klasse über 30“ als ge­
setzlich verankerten Anspruch um sich 
zu scharen. Die GEW berät seit gerau­
mer Zeit mit möglichen Bündnispart­
nern auf lokaler, regionaler und Landes­
ebene eine Veränderung der bayerischen 
Bildungsgesetzgebung per Volksent­
scheid, die folgendes beinhalten soll: 
Rechtsanspruch auf Kindergartenplatz / 
Kleinere Klassen — zunächst keine über 
30, dann keine über 25 / Für Initiativ- 
und Gestaltungsrechte der Eltern, Schü­
lerinnen, Lehrerinnen und Kommunen 
innerhalb des Schulsystems und an den 
einzelnen Schulen / Für demokratische 
Mitwirkungsrechte der Eltern und Schü­
lerinnen auf Gemeinde-, Bezirks- und 
Landesebene. — (H.B., ecg)

Protest gegen
Schnelle Eingreiftruppe

SSW unterstützt 
kurdische Öffentlichkeitsarbeit

Bielefeld. Am 2.9. wurde in Bielefeld 
mit großangelegtem militärischem 
Pömp unter Beisein von NATO-Gene- 
ralsekretär Wömer und dem NATO- 
Oberbefehlshaber Europa, US-General 
Shalikashvili, die „Schnelle Eingreif­
truppe“ der NATO, das Allied Rapid 
Reaction Corps (ARRC), gegründet. 
Mit der Gründung des ARRC werden 
Fakten geschaffen, obwohl noch keiner­
lei gesetzliche Grundlage für dessen 
Aufgaben bestehen.

Dagegen organisierte sich Protest: 
„Die Bevölkerung soll . . . auf eine 
großangelegte Umwandlung der Bun­
deswehr und ihres Auftrages vorbereitet 
werden. Die öffentliche Diskussion 
wird unter dem Deckmantel von ,Frie­
denssicherung4 und »humanitären Ak­
tionen4 im Rahmen der UNO-Blauhelme 
... geführt . . . Die deutschen Militärs 
nehmen über Zweck und Aufgaben die­
ser Truppen kein Blatt vor den Mund 
... Rühe sagte der WEU Bundeswehr­
einheiten für Kampfeinsätze zu, in de­
nen ,die NATO nicht tätig werden kann 
oder will4. Der neue Generalleutnant 
Hansen .. . erteilte den Auftrag zum 
Aufbau von Krisenreaktionskräften zur 
.Krisenbewältigung4 und für »friedens­
erhaltende Maßnahmen4 »inner- und au­
ßerhalb des Bündnisgebietes4 (out of 
area-Einsätze)“. So hieß es in einem 
Bündnisaufruf von u.a. Jusos, Grünen, 
DGB-Jugend zu einer Protestdemonstra­
tion. Rund 600 beteiligten sich am 2.9. 

daran. Als Kundgebungsredner kriti­
sierten Rainer Bischoff, DGB-Jugend 
NRW, Ulf Schlüter, Friedensausschuß 
der Ev. Kirche und Siggi Martsch, MdL 
der Grünen, das Konzept der ARRC. 
Karl Otto, Bielefelder SPD-Unterbe­
zirksvorstand, warnte vor einer neuen 
Spirale des Auffüstens, die NATO bre­
che mit dem ARRC-Konzept das eigene 
„Sicherheitskonzept der strukturellen 
Nichtangriffsföhigkeit“. Eine Erklä­
rung des ehemaligen Flottillenadmirals 
Schmähling wurde verlesen, in der die­
ser mit der Aufstellung des ARRC „eine 
neue Ära neokolonialistischer Interven­
tionskriege“ feststellt.

Der Bielefelder Oberstadtdirektor Dr. 
Hausmann (SPD) hatte im Vorfeld 
schon einigen Wirbel mit seiner Absage 
der Teilnahme an der offiziellen Trup­
penparade ausgelöst. Er begründete dies 
damit, daß die Stadtverwaltung nicht 
von den umfassenden Eingriffen durch 
die polizeilichen Maßnahmen unterrich­
tet worden sei. So wurden ganze Stra­
ßenzüge gesperrt, selbst die Anwohner 
kamen teilweise nicht zu ihren Häusern, 
zwei Schulen und zwei Kindergärten 
wurden geschlossen, um dem Sicher- 
heitsbedürfhis der hohen Militärs zu ge­
nügen. Die reaktionäre Bielefelder Bür­
gergemeinschaft geiferte gegen Haus­
manns Entschluß, er sei offensichtlich 
aus „parteipolitischen Gründen“ „zu­
rückgepfiffen“ worden.
Zitate nach div. Ausgaben der NW — (ads) 

Kiel. Die Arbeitsgruppe Kurdistan Kiel 
trat Ende August an Karl-Otto Meyer 
(SSW und Mitglied im schleswig-hol­
steinischen Landtag) mit Informationen 
über die Massaker von Simak und der 
Bitte um Unterstützung heran.

Am 5.9. fand dann auf seine Einla­
dung im Landeshaus eine Pressekonfe­
renz dazu statt. Obwohl von ihm selbst 
eingeladen, nahmen von der offiziellen 
Presse nur dpa, Radio Schleswig-Hol­
stein (RSH), Flensborg Avis und das 
Flensburger Tageblatt teil. Nach einem 
einleitenden Beitrag von Karl-Otto 
Meyer brachten die anwesenden Kurden 
Informationen zur Lage in Simak, die 
Arbeitsgruppe hatte Material auch über 
die finanzielle und militärische Unter­
stützung der Türkei durch die BRD zu­
sammengestellt.

Die verlesene Presseerklärung lautete 
(in Auszügen):

„Die Gründe für diese neuen Angriffe 
der türkischen Armee liegen in der neu­
gewonnenen Fähigkeit des kurdischen 
Volkes, eigene Verwaltungen einzurich­
ten und damit seine Unabhängigkeit vor 
der Weltöffentlichkeit zu demonstrie­
ren. So befindet sich das kurdische Volk 
auf dem Höhepunkt seiner Bemühun­
gen, ein Nationalparlament und eine ei­
gene Armee einzurichten. Wieder ein­
mal wird dieser grauenvolle Terror ge­
gen das kurdische Volk mit deutschen 
Waffen und Panzern begangen. Benutzt 
wurden z.B. (gegen das kurdische Volk 

von Simak, Red.) die achträdrigen 
NVA-Panzer des Typs BTC 60, gegen 
deren Einsatz schon einmal im April 
nach internationalen Protesten ein Liefe­
rungsstopp durch die Bundesregierung 
verhängt wurde. Das Waffenembargo 
ist inzwischen wieder aufgehoben, und 
damals wie heute schert sich die Türkei 
nicht um vertragliche Vereinbarungen 
... — Wir fordern die Bundesregierung 
auf, sofort und endgültig die Lieferun­
gen von Waffen, Panzern und jeglichen 
Militärhilfen an die Türkei einzustellen! 
— Wir erwarten dabei die Unterstützung 
der Landesregierung Schleswig-Hol­
steins und eine sofortige Hilfe für die 
Opfer der Türkei und deutscher Waffen 
in Sirnak! — Wir bitten weiterhin die 
Landesregierung und die deutsche Pres­
se, schnellstmöglich Delegationen nach 
Sirnak zu schicken, um die Menschen 
dort vor weiteren Massakern zu schüt­
zen.“

• Bis zum Redaktionsschluß hat sich die 
Landesregierung nicht gerückt und ge­
rührt und muß somit noch einmal zur 
Stellungnahme aufgefordert werden. 
Von den anwesenden Medienleuten kam 
nicht viel, nur die Zeitung Flensborg 
Avis druckte eine kurze Meldung ab. 
Die Arbeitsgruppe hält mit dem SSW 
Kontakt und wird Karl-Otto Meyer wei­
ter mit Informationen versorgen.

Um anders eine Öffentlichkeit für die 
Unterstützung des kurdischen Befrei­
ungskampfes zu erreichen, nahmen Mit­

glieder der Arbeitsgruppe zusammen 
mit kurdischen Frauen an der ersten Kie­
ler Frauenmesse „Frauen machen Mes­
se“ teil.

70 Frauengruppen, -verbände, -Pro­
jekte, Gewerkschaften, Parteien, Insti­
tutionen und Unternehmen stellten aus. 
Der Stand über Kurdistan mit etlichen 
Stelltafeln zum Kampf der Frauen in 
Kurdistan, aber auch die Folkloregruppe 
fand viel Beachtung unter den Besu­
chern. Eine Unterschriftenliste zu den 
Forderungen der Presseerklärung und 
für ein sofortiges Referendum in der X- 
Türkei wurde von über 100 Mensche ff! 
unterschrieben.

Weiterhin will die AG Kurdistan ver- vj 
stärkt in den Gewerkschaften Informa­
tionen über die Forderungen der Kurden 
verbreiten. Dazu werden Mappen für die 
Einzelgewerkschaften zusammenge­
stellt.

Als erster Erfolg der Kontaktnahme 
wurden die kurdischen Frauen und die 
AG von der ÖTV-Jugend Kiel einge­
laden, am 10.10. bei einer öffentlichen 
Aktion „Projekt gegen Rechtsextremis­
mus“ dabei zu sein. Zusammen mit 
„Arbeit und Leben“ hat diese mehrere 
ausländische Gruppen eingeladen, um 
mit Ständen über die Lage hier und in 
den Heimatländern zu informieren. Die 
AG wird an einem Büchertisch einen 
Videofilm zeigen und eine weitere Un­
terschriften- und Spendensammlung or­
ganisieren. — (dam)
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Kurz berichtet dem wiederholt geschändeten Mahnmal 
auf der Putlitzbrücke (von dort wurden 
Juden ins KZ abtransportiert) hielt der 
Vorsitzende der Jüdischen Gemeinde, 
Kanal, die kurze Abschlußrede. Er be­
kräftigte angesichts der Welle von rassi­
stischen Angriffen das Motto der Veran­
staltung — „Gewalt? Halt! — Mehr Mut 
wäre gut!“ — und rief dazu auf, sich 
vielfältig entgegenzustellen. Er verur­
teilte jegliche Rechtfertigungsversuche. 
Offen blieb, ob damit auch die offizielle 
Politik gemeint sei. Auch sonst kein 
Wort der Kritik an der Regierungspoli­
tik, die rassistische Einstellungen for­
dert und Diskriminierungen gesetzlich 
fixiert. Viele Leute, die von den Ge­
werkschaften mobilisiert waren, hätten 
dies wohl unterstützt. Die geschonten 
Staatsvertreter nahmen übrigens 
Protestmarsch nicht teil. — (ard)

daß wir die Gehälter für alle
Belegschaft widersetzt 
sich Werksstillegung
Am 24. September hatte die Belegschaft 
des drittgrößten Faserwerks in der BRD, 
die Märkische Faser AG im 11000-Ein- 
wohner-Ort Premnitz, vom Beschluß 
des Vorstandes erfahren, die Produktion 
stillzulegen und den 2048 Beschäftigten 
zu kündigen. Sie reagierte einmütig, be­
setzte das Werk und kontrollierte so, daß 
keine Maschine, kein Produkt den Be­
trieb verlassen konnte. Am Abend des 
nächsten Tages hatte sie einen ersten Er­
folg erkämpft: die Rücknahme der Kün­
digungen und die Zusage, daß Treuhand 
und Land Brandenburg 25 Mio. DM be- 
reitstellen, um das Werk für die nächsten 
vier Wochen über Wasser zu halten. Die 
Besetzung dauert an und soll solange 
fortgesetzt werden, bis die 25 Mio. ge­
zahlt bzw. dem Betriebsrat ein rechts­
verbindliches Dokument übergeben 
worden ist. — Eine Reihe von Merkwür­
digkeiten spricht dafür, daß die west­
deutschen Konzerne sich einen Konkur­
renten vom Hals schaffen wollten. Erst 
am 1.1.92 hatte die Treuhand das Werk, 
in dem Vormals über 6000 Beschäftigte 
gearbeitet hatten, an das Schweizer Han­
delsunternehmen Alcor Chemie AG (20 
Beschäftigte) für 5 Mio. DM verkauft. 
Womöglich ging es Alcor vor allem um 
ein Grundstück an der Ostseeküste, mit 
dem die* Treuhand gelockt hatte, ein 
„Olympiavorbehaltobjekt zum Nulltarif 
als zusätzliches Bonbon“, wie der Be­
triebsrat sagt. Die Treuhand hatte sich 
vorher für die Stillegung der Märki­
schen Faser AG eingesetzt; die Leute, formierter Trupp in Begleitung zweier 
die die „Sanierungsfähigkeit“ unter­
suchten, kamen von der Bayer AG und 
arbeiteten zeitweilig für die Treuhand. 
Die Alcor Chemie AG legte Rahmenver­
träge mit einer Laufzeit von 5 Jahren zur 
Lieferung von jährlich 100000 t Che­
miefasern an die damalige Sowjetunion 
vor — zu einem Zeitpunkt, als eigentlich 
klar war, daß die dortigen Unternehmen 
die Lieferungen nicht würden zahlen 
können. Gleichwohl verpflichtete sich 
Alcor, bis Ende 1994 2000 Arbeitsplät­
ze zu erhalten und für jeden wegfallen­
den Arbeitsplatz eine Vertragsstrafe von 
40000 DM zu zahlen. Jetzt geht die 
Treuhand davon aus, daß das schweize­
rische Unternehmen die Vertragsstrafe 
nicht zahlt. — Die Belegschaft macht die 
Treuhand für den drohenden Untergang 
des Werkes verantwortlich und fordert, 
daß diese das Geld für die Fortführung 
aufzubringen und gemeinsam mit dem 
Land ein Lösungskonzept zu erarbeiten 
hat. — (scc)

am

Terrorausbildung auf 
Truppenübungsplätzen
Die jüngst im Spiegel-TV ausgestrahlten 
militärischen Übungen faschistischer 
Terroreinheiten stellen keine Ausnahme 
dar. Ohne daß die zuständigen Behörden 
bisher einschritten, wird beispielsweise 
auch der Truppenübungsplatz in der 
Colbitz-Letzinger Heide von Neonazis 
für Schießübungen, strategische und 
taktische Konditionierung etc. genutzt. 
Von den 23200ha, die ehemals der so­
wjetischen Westgruppe als Truppen­
übungsplatz zur Verfügung standen, 
nutzen GUS-Truppen heute noch 23 
qkm, und das auch nur selten, an Wo­
chenenden nie. Dennoch finden hier seit 
ca. einem halben Jahr auch an Wochen­
enden regelmäßig Schießübungen statt; 
am 5.September z.B. wurde ein uni-

Jeeps bei militärischen Übungen beob­
achtet. Die Banden haben an zwei Stel­
len Zielscheiben in menschlicher Gestalt 
aufgestellt. Das Riesengelände ist weder 
eingezäunt noch sonst irgendwie gesi­
chert. Aus den Zeiten der Roten Armee 
sowie aus den Zeiten, in denen die Heide 
der faschistischen Wehrmacht für Muni­
tionstest diente, sind auf dem Gelände 
noch Munition und anderes Kriegsgerät 
zu finden. — (scc)
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Schweigemarsch gegen 
Ausländerfeindlichkeit
Berlin. Über 2000 Menschen beteilig­
ten sich am 16.9. an einem Schweige­
marsch gegen Ausländerfeindlichkeit. 
Aufgerufen hatte das Bündnis gegen 
Gewalt und Ausländerfeindlichkeit. 
Dem Gremium gehören neben den Aus­
länderbeauftragten aus Berlin und Bran­
denburg, Kirchen, der Jüdischen Ge­
meinde, dem DGB-Landesbezirk und 
anderen Organisationen auch die Län­
derchefs Diepgen und Stolpe an. Vor

Kahlschlag an der 
Rostocker Uni
1264 Kündigungen hat das Kultusmini­
sterium Mecklenburg-Vorpommerns 
Mitte September den bisher verbliebe­
nen Angehörigen der Rostocker Univer­
sität angekündigt; weit über 900 Kündi­
gungen wurden bis zum 15. Oktober 
ausgesprochen. Als Gründe gibt das Mi­
nisterium „mangelnde persönliche und 
fachliche Eignung“ sowie „mangelnden 
fachlichen Bedarf4 an. Im nicht-medizi­
nischen Bereich ist die Zahl der Univer­
sitätsangehörigen seit 1990 auf unter 
40% gefallen; personell ausgedünnt 
wurden auch die angegliederte Inge­
nieurhochschule für Seefahrt, die Päd­
agogische Hochschule Güstrow und das 
Institut für Lehrerbildung. GEW und 
Sprecherrat der Uni bezeichnen die Kün­
digungswelle als Skandal, der im übri­
gen auch den Studenten Durchführung 
und Abschluß ihres Studiums immer 
schwerer macht. Nur eine Gruppe profi­
tiert : Die wachsende Zahl von Gastpro­
fessoren aus dem Westen. — (scc)

«DIDF

Berlin. Zum Auftakt eines „Langen Marsches“ nach Straßburg beteiligten sich am 
19. September rund 500 Menschen an einer Demonstration „Gegen Rassismus und 
für gleiche Rechte aller hier Lebenden“, zu der DIDF, Internationale Jugend Berlin, 
SOS Rassismus, Vereinigte Linke (VL), Bund der Antifaschisten (BdA) und IVVdN 
aufgerufen hatten. Neben Berlin starteten andere Gruppen gleichzeitig in weiteren 
Städten (u.a. in Hamburg, Bremen, Wien), die nach weiteren Aktionen am 2.10. in 
Straßburg Zusammentreffen. Der Marsch richtet sich gegen die Diskriminierung von 
Ausländern in der EG und gegen rassistisch-faschistische Angriffe und Propaganda. 
Er wendet sich gegen eine EG-Politik, in der das Kapital frei walten kann und Auslän­
der als „Sündenböcke“ für die sozialen Folgen benutzt werden. — (ard, Bild: af/mz)

Berlin muß sparen; der öffentliche 
Dienst muß abspecken. Dieses Ziel 
verfolgt der CDU/SPD-Senat mit 

Nachdruck. Auf verschiedenste Weise 
wird die Hauptstadt „regierungssitz­
fähig“ und interessant für Kapitalanle­
ger gemacht: Streichung von Soziallei­
stungen, Abbau von Beschäftigtenstel­
len, Privatisierung der Eigenbetriebe, 
Verwaltungsreform. In verschiedenen 
Beiträgen soll auf die einzelnen Maß­
nahmen, ihre Auswirkungen für Be­
schäftigte und Bevölkerung sowie auf 
den Widerstand dagegen eingegangen 
werden.

Kündigungen nicht sakrosankt 
„In den Jahren 1992 bis 1997 sollen ins­
gesamt bis zu 25000 Stellen/Beschäf­
tigungspositionen eingespart werden. 
Unter Berücksichtigung der Sparlei­
stung aus dem Jahre 1992 und bei etwa 
gleichmäßiger Verteilung in den Folge­
jahren ergäbe sich ein jährliches Spar­
volumen von etwa 3500 Stellen/Be­
schäftigungspositionen. Unter Berück­
sichtigung von unabweisbaren Zugän­
gen, die 1993 ca. 1500 Stellen/Be­
schäftigungspositionen betragen, müs­
sen jährlich tatsächlich bis zu 5000 Stel­
len / Beschäftigungspositionen stellen­
planmäßig abgesetzt werden. Die einge­
sparten Stellen müssen alsbald auch tat­
sächlich geräumt werden . . .‘41 So die 
Senatsverwaltung für Inneres in einem 
Rundschreiben vom August d.I, in 
dem sie die Einrichtung einer „Perso­
nalagentur“ bekanntgab, die eigens die­
sem Zweck, nämlich der Realisierung 
der Umstrukturierungsmaßnahmen und 
der Stelleneinsparungen, dient.

Dabei gibt die Zahl von 25 000 Stellen 
noch nicht einmal die Gesamtheit des 
geplanten Stellenabbaus im Beschäfti­
gungsbereich des öffentlichen Dienstes 
wieder. Sie bezieht sich nämlich nur auf 
den Bereich der Senats- und Bezirksver­
waltungen (inklusive all der Einrichtun­
gen, die ihnen zugeordnet sind wie 
Schulen, Kindertagesstätten, städtische 
Krankenhäuser). Weiter werden mehre­
re tausend Zivilbeschäftigte bei den Alli­
ierten durch den Abzug der amerikani­
schen, französischen und englischen 
Truppen arbeitslos. Die Haushalte der 
Hochschulen werden nicht mehr ausfi­
nanziert; auch dort sind Personalein­
sparungen im Umfang von insgesamt ca. 
1000 die Folge. Hinzu kommen Stellen­
reduzierungen in den Universitätsklini­
ka, bedingt durch den beschlossenen 
Bettenabbau. Auch senatseigene Betrie­
be bauen mehrere tausend Stellen ab, 
beispielsweise allein die BEWAG (Ber­
liner Elektrizitätswerke AG) 1500. Zu­
sätzliche Stelleneinsparungen bei Post 
und Bahn sind zwar nicht auf die Senats­
politik zurückzuführen, drücken aber 
ebenso auf die Arbeitsmarktsituation. 
Und schließlich verlangt Wirtschaftsse­
nator Pieroth gar die Einsparung von 
35000 (statt 25000) Stellen. So schwie­
rig sich also genaue Zahlen errechnen 
lassen, mindestens 15 % aller Personal­
stellen im öffentlichen Dienst Berlins 
werden abgebaut.

Da dieses Ziel nicht nur mit „natürli­
chem Abgang“ (normale Fluktuation, 
Erreichen von Rentenalter u.ä.) und 
auch nicht durch die geplanten „Privati­
sierungen“ (gemeint ist hier der Über­
gang von z.B. 1500 Kita-Beschäftigten 
in Ostberlin an gemeinnützige Träger) 
erreicht werden kann, ist auch der Ge­
danke an Kündigungen „nicht mehr sa­
krosankt“2. Zwar wird nach wie vor von 
einer „sozialverträglichen Realisie­
rung“ der Stelleneinsparungen gespro­
chen, doch heißt es schon im o. g. Rund­
schreiben : „Der Senat hat bereits .. 
im Herbst 1991 für den Haushalt 1992 
beschlossen, daß die Anpassungsmaß­
nahmen im Personalhaushalt sozial ver­
träglich gestaltet werden sollen, d.h. 
daß arbeitgeberseitige Kündigungen re­
gelmäßig unterbleiben werden, wenn 
die Arbeitnehmer(innen) aktiv einen 
Beitrag im Prozeß der Umgestaltung lei­
sten. Kündigungen zur Beendigung von 
Arbeitsverhältnissen kommen somit al­
lenfalls als letzte Maßnahme in Betracht, 
wenn alle anderen Möglichkeiten ver­
sagt haben. Dazu rechnet insbesondere 
ein Wechsel des Arbeitsplatzes, der Ar­
beitsaufgaben, der Arbeitsbedingun­
gen.“ Mit Arbeitsbedingungen ist vor 
allem die Eingruppierung, also die Ent­
lohnung eines Beschäftigten gemeint. 
Wer nicht „aktiv einen Beitrag“ leistet,

z.B. wer nicht eine Umsetzung inner­
halb Berlins oder bzw. und eine Herab­
gruppierung im Rahmen eines Arbeits­
platzwechsels akzeptiert, kann folglich 
entlassen werden. Was viele heute noch 
nicht glauben wollen: Es gibt keine Un­
kündbarkeit und keine sicheren Arbeits­
plätze im öffentlichen Dienst.

Wohlüberlegte Belastungen
Die bisherigen Sparmaßnahmen — in­
klusive der geplanten Stelleneinsparun­
gen — reichen für eine Ausfinanzierung 
des Berliner Haushalts noch nicht aus. 
Am 21. Juni begab sich der Berliner Se­
nat zum zweiten Mal in Klausur. Schon 
fast zynisch heißt es in dem über die 
Klausurtagung verfaßten Vermerk: 
„Der Senat hält an den Grundaussagen 
seiner. Regierungserklärung (Anglei­
chung der Lebensverhältnisse in Ost und

meisten unerschwinglich sein wird.
Und nicht zuletzt wird auch in diese« 

Papier die Möglichkeit von Kündigos- 
gen festgehalten: „Die Anwendung de? 
Kündigungsmöglichkeiten mangels Be­
darf laut Einigungsvertrag soll abwei­
chend von der bisherigen Verständigung 
nicht grundsätzlich ausgeschlossen w- 
den . . “4

Unsoziale Tariferhöhungen
Neben den aufgeführten Belastungen 
einzelner Bevölkerungsteile hat der Se­
nat noch massive allgemeine Tariferhö­
hungen für öffentliche Dienstleistungea 
beschlossen. Zwar gibt es zumeist noch 
gespaltete Tarife Ost/West, die Steige­
rungsraten sind jedoch für Ostberim 
zum Teil wesentlich höher. So kostet ein 
Einzelfahrschein der BVG inzwischen 
DM 3,20 im Westen und DM 2,80 im

belache (1
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West, Schaffung bezahlbarer Wohnun­
gen, Schaffung und Sicherung von Ar­
beitsplätzen) fest.

Das Sparziel, die bei den bisherigen 
Beratungen verbliebene Deckungslücke 
von 0,5 Mrd. DM zu schließen, konnte 
erreicht werden. Es stellt eine wohlüber­
legte Abwägung der zusätzlich erforder­
lichen Belastungen für die Bevölkerung 
dar.

Dabei wird der Grundsatz beachtet, 
daß teilungsbedingte und berlinspezifi- 
sche Sonderleistungen allmählich abge­
baut werden (Aussetzen des besonderen 
Familiengeldes, Wegfall der Mietaus­
gleichszahlungen, Überprüfung der 
Pflegegeldregelung).

Überproportionale Leistungen Berlins 
für die anderen Bundesländer werden 
zurückgeführt (Reduzierung der Studen­
tenzahlen von 115000 auf 100000 
.. .). Dies entspricht langfristig dem 
Abbau in der Größenordnung einer 
(mittleren) Universität.

Im Öffentlichen Personennahverkehr 
werden ... die öffentlichen Zuschüsse 
von 1,4 Mrd. in 1993 über 1,2 Mrd. in 
1994 auf 1 Mrd. in 1995 zurückgeführt.

Im Bereich der Kulturpolitik ist eine 
Plafondierung vorgesehen .. .

Die Veränderungen der Rechtsform 
weiterer Eigenbetriebe werden fortge­
setzt .. “3

Diese mittlere Universität könnte bei­
spielsweise die Humboldt-Universität 
sein, die in etwa diese Anzahl von Stu­
dienplätzen aufweist. Da sich bei der 
Auflistung der Einzelmaßnahmen dann 
auch der Prüfauftrag über die Notwen­
digkeit eines dritten Klinikums (gemeint 
ist die Charitö) wiederfmdet, liegt der 
Verdacht nahe, daß hier ein weiteres 
Teil DDR-Wissenschaft vernichtet wer­
den soll.

Neben den o. g. Kürzungen beschloß 
der Senat weitere Verschlechterungen. 
So heißt es in dem von den Gewerk­
schaften als „Giftliste“ bezeichneten 
Vermerk, daß die Kita-Gruppen zwar 
nicht vergrößert werden sollen (der Se­
nat setzt aber auf die „freiwillige listen­
mäßige Überbelegung“), dafür wird 
eine weitere Gebührenerhöhung mit zu­
sätzlicher Staffelung geplant.

Die Essensgeldzuschüsse in Höhe von 
monatlich 19 Mark im öffentlichen 

• Dienst entfallen. Verwaltungsgebühren 
werden erhöht. Platzgeldzuschüsse bei 
Theatern und Oper werden abgebaut, so 
daß ein Theaterbesuch künftig für die

Osten (früher kostete dort ein Einzel­
fahrschein DM 0,20). Bei der Müllab­
fuhr steigen die Tarife um 12,1 % im 
Westen; die Osttarife werden auf 75 % 
des Westtarifs erhöht und steigen damit 
um mehr als das Doppelte. Ähnlich bei 
der Straßenreinigung: die Erhöhung be­
trägt dort 15 % im Westen; die Osttari­
fe werden auf 79 % angehoben.

Diese Tariferhöhungen sind auch un­
ter den Mitgliedern der Koalitionsfrak­
tionen umstritten. Insbesondere die aus 
dem Ostteil der Stadt stammenden 
CDU- und SPD-Abgeordneten brachten 
ihren Unmut in der (namentlichen) Ab­
stimmung zum Ausdruck. Von den 241 
Berliner Abgeordnetenhausmitgliedem 
stimmten lediglich 122 für die Tarifer­
höhungen, 56 stimmten dagegen, 20ent­
hielten sich. 42 Abgeordnete nahmen 
erst gar nicht teil. Alle 20 Enthaltungen 
sowie 2 Neinstimmen kamen aus der 
Großen Koalition.

ÖTVfordert Steuererhöhungen 
In einer ausführlichen Stellungnahme 
zum Haushalt fordert die ÖTV die Erhö­
hung der Gewerbesteuer. Während 
Hamburg einen Hebesatz von 450, Mün­
chen und Frankfurt von 480, Hannover 
von 460 Punkten haben, begnügt sich 
Berlin mit 300 Punkten. Durch den Ver­
zicht auf eine konsequente Eintreibung 
von Steuerrückständen sowie zusätzli­
che „Geschenke14 an die Kapitalisten 
(z.B. Billigverkauf von Gelände an 
Daimler Benz und Sony) vergibt sich der 
Senat selbst mögliche Einnahmen voa 
weit über einer Milliarde Mark. ,,Zu­
sammenfassend ist festzustellen, daß 
sich der Finanzsenator seine finanzpoii-. j 
tische Handlungsfähigkeit dadurch si- 4 
chert, daß er den sozial Schwachen und 
Bürgerinnen und Bürgern Berlins sowie 
den Beschäftigten einseitige Opfer ab­
verlangt, während er Unternehmen uad 
Selbständige sowie die Gewinner der 
Einheit einseitig begünstigt.“5

Quellen: (1) Rundschreiben U Nr. 117/1992 4 
v. 7.8.92; (2) Der Tagesspiegel v. 9.92 ; 
(aus diesem Artikel ist auch das als Übersdrä 
verwendete Zitat entnommen): (3) Vermerk' j 
über die „Senats-Klausursitzung am 21. 1* 4 
1992 zur Vorbereitung der Haushaltsbescbtat - j 
fassung ...“ (Hervorh. v. Verf.); (4) BoSt J 
hatte im Bundesrat gegen die Verlängerung M ; 
sog. Bedarfskündigung gemäß Einigung?«- 
trag gestimmt und zugesichert, von dieser NÄJ"-; 
lichkeit keinen Gebrauch zu machen; (5) Pb* 

seerklärung der ÖTV v. 1.7.92 — (bar) **;
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Aus Ostdeutschland

Es handelt sich nicht um ein neues 
Verkehrszeichen, es geht auch nicht 
um ein Warnschild. Es ist der Titel eines 

Bühnenstückes in der „Volksbühne“ in 
Berlin, das eine spezifische Art der Auf­
arbeitung der Geschichte betreibt. Am
7. Oktober 1992 wiederholt sich näm­
lich zum 43. Male der Jahrestag der 
Gründung der DDR.

Für die, die das genaue Datum der 
Gründung der DDR vergessen haben 
sollten, also „Vorsicht“.

Das Wort „Vorsicht“ wird im Sinne 
des Warnens, des Sich-Vorsehens ge­
braucht. Muß man sich „vorsehen“, 
wenn es um die rückwärtige Betrachtung 
des ehemaligen zweiten deutschen Staa­
tes geht, der sich „Arbeiter- und Bau- 
emstaat“ nannte?

Fakt ist, daß es die verschiedensten 
Betrachtungsweisen zu den gelebten 40 
Jahren DDR gibt. Da sind einmal die, 
die die DDR überhaupt als Verbrecher­
staat bezeichnen und auch nach dieser 
Einschätzung handeln. Da gibt es aber 
auch solche, die die DDR als objektiven 
Teil der deutschen und europäischen 
Nachkriegsgeschichte betrachten.

„Vorsicht“ ist also durchaus gebo­
ten!

Sicher ist, daß in den letzten drei Jahren 
Ereignisse vor sich gingen, die in diesem 
Ausmaß von niemandem erwartet wur­
den, betrafen sie ja den Untergang eines 
ganzen Gesellschaftssystems, dessen Teil 
die DDR war. Sicher ist auch, daß in der 
Folge die künstliche Trennung Deutsch­
lands aufgehoben und die DDR von der 
BRD aufgesogen wurde.

Richtig sicher ist jedoch noch nicht, 
wie die letzten Jahrzehnte geschichtlich . 
beurteilt werden müssen. Was ist über­
haupt geschehen? War die Gründung 
der DDR ein erster Versuch einer sozia­
listischen Alternative auf deutschem Bo­
den? Was ist das vereinheitlichte 
Deutschland heute, wohin geht es?

Fragen über Fragen, die sich allen 
Generationen stellen, nicht nur denen, 
die die 40 Jahre der DDR selbst mit er­
lebten, sondern auch denen, die die 
DDR verdammen, ohne sie überhaupt 
durch- oder richtig erlebt zu haben.

Wenn man den offiziellen Dokumen­
ten glaubt, dann ist die DDR im 41. Jahr 
untergegangen, beerdigt worden. Aber 
so einfach ist die Sache ja nun nicht. Die 
Menschen, die in diesem Land gelebt 
haben, in ihm aufgewachsen sind und 
von ihm geformt wurden, sind noch da.

Kaum jemand wird in Zweifel ziehen, 
daß die Teilung Deutschlands und damit 
das Entstehen der BRD und der DDR ein 
Ergebnis des Machtkampfes zwischen 
den Siegermächten war, die eben den 
Faschismus besiegt und in seinem eige­
nen Hause geschlagen hatten. Damit war 
der neu entstandene Staat DDR auch Er­
gebnis des antifaschistischen, antiimpe­
rialistischen und demokratischen Kamp­
fes, selbst auch des Teiles des deutschen 
Volkes, der aktiv und mit großen Opfern 
gegen den Faschismus gekämpft hatte.

Niemand kann heute bestreiten, daß in 
Folge dieser Veränderungen in Europa 
die demokratischen, nationalen und 
auch linken Bewegungen in Europa und 
in der Welt nach dem Sieg über den Fa-

Vorsicht, SiebenterOktober!
schismus einen gewaltigen Aufschwung 
nahmen, und, zum Beispiel, die Bewe­
gung gegen die Europäische Verteidi­
gungsgemeinschaft eine gewaltige Un­
terstützung erhielt oder solchen Men­
schen wie Raimonde Diem oder Jupp 
Angenfurth1 große Solidarität entgegen­
gebracht wurde.

Die Welt schien in diesen Jahren un­
aufhaltsam einer besseren Geschichte 
entgegenzustreben. Ja, niemand mehr 
schien den Gang dieser Geschichte noch 
aufhalten zu können. Das betraf auch die 
DDR. Wenn auch mit Vorbehalten ge­
genüber den Kommunisten, unterstütz­
ten die Großen dieser Zeit den neuen 
Staat. Wer will Heinrich oder Thomas 
Mann, Lion Feuchtwanger oder andere 
bis hin zu Bert Brecht des Stalinismus 
verdächtigen? Viele sahen in der DDR 
eine Alternative zu Krieg und Faschis­
mus. Die DDR war nicht nur der 
17. Juni 1953, sie war auch Symbol für 
ein neues Deutschland in Europa und in 
der Welt.

Wer will den Enthusiasmus, leugnen, 
mit dem „Max“ (gemeint ist die Aktion 
„Max braucht Wasser“, Maxhütte Un­
terwellenborn) mit Wasser versorgt oder 
mit dem die Talsperre Sosa erbaut wur­
de? Die junge Generation jedenfalls, 
die eben aus dem Krieg kam, noch bei 
Leuna als Flakhelfer gegen anglo-ameri- 
kanische Flieger verpulvert wurde und 
die jetzt an den gerade eröffneten Arbei­
ter- und Bauemfakultäten begann, sich 
Wissen anzueignen, dachte nicht an Sta­
linismus oder Diktatur. Sie wollte eine 
andere Jugend, eine friedfertige, eine 
weltoffene, sein. Sie wollte einen neuen 
Staat ohne Krieg und Krupp, ohne KZ 
und IG Farben. Sie strebte nach anderen 
Inhalten und nahm die neuen Gedanken 
ehrlich und ohne Vorbehalte auf, und 
viele machten sie zu ihrer Lebensmaxi­
me und -grundlage.

Die wenigsten allerdings kannten die 
ganze Wahrheit; sie wurde auch nach 
dem XX. Parteitag der KPdSU niemals 
ganz offenbar: Die DDR war ein Kind 
einer durch den Stalinismus geprägten 
Ideologie und Ökonomie, sie stand zu- 
derp noch in einem dauernden Abwehr­
kampf gegen die äußere Beeinflussung 
und wurde zum Aushängeschild des So­
zialismus überhaupt gemacht. Sie war . 
nicht Rumänien, trug aber alles mit, was 
die finsteren Jahre der Ceausescu-Herr- 
schaft zu bieten hatten. Sie war auch 
immer mit den gleichen Schwächen und 
Mängeln, wie sie auch alle anderen so­
zialistischen Länder aufwiesen, behaf­
tet. Aber sie war ein „Schaufenster“, sie 
hatte in der Welt viele Freunde. Auch 
die eigene Bevölkerung stand in den An­
fangsjahren zu diesem Staat. Nicht um­
sonst vertrat die SPD-Führung noch in 
den 80er Jahren die Auffassung, man 
müsse das „Selbstgefühl“ der Ostdeut­
schen achten, weil sie sich als Bürger 
dieses ostdeutschen Staates fühlten.

Jedoch häuften sich die Krisenerschei­
nungen. Die SED redete mehr und mehr

ster kommen kann. Vieles spricht dafür, 
daß Pöhl recht behalten hat.

Die SED und ihre Propaganda haben 
es über Jahre hinweg nicht geschafft, 
den ehemaligen DDR-Bürgern ein wah­
res Bild vom Kapitalismus zu vermit­
teln. Der jetzt ablaufende Nachhilfeun­
terricht könnte nicht gründlicher sein!

Die DDR entließ ihre Bürger in eine 
Art Orientierungslosigkeit: Die Suche 
nach einer neuen Identität hat begonnen. 
Das wird nicht von heute auf morgen zu 
lösen sein.

Für . die Linke in den ostdeutschen 
Ländern ist die DDR tot. Keiner jagt 
einem Phantom nach, welches sich 
ohnehin in bitterer Erkenntnis als le­
bensunfähig erwies. Aber die Geschich­
te kehrt nur scheinbar an ihren Aus­
gangspunkt zurück. Betrachtet man die 
Existenz der DDR als einen ersten, 
wenngleich auch mißlungenen soziali­
stischen Versuch auf deutschem Boden,

an den Ohren der Menschen vorbei. Er­
hoffte Veränderungen blieben aus. Die 
Ideologie wurde starrer und starrer; die 
Führung des Staates sturer und sturer; 
der erste Mann des Staates eitler und eit­
ler. Mit den Oktober-Ereignissen 1989 
wurde in aller Deutlichkeit klar, daß das 
Denken der Massen schon lange und tief 
von anderen Vorstellungen als vom Le­
ben im Sozialismus beeinflußt war. 
Auch die Ereignisse in Polen Anfang der 
achtziger Jahre hatten die Führung der 
DDR nicht aufgeschreckt. Ja, kritische 
Stimmen im eigenen Lande wurden ver­
folgt und eingesperrt. Die Hoffnungen, 
die viele Menschen der DDR in die Re­
formpolitik Gorbatschows gesetzt hat­
ten, wurden nicht erfüllt.

Unbemerkt für viele, die den Weg der 
DDR immer noch als „das Tal der Mü­
hen“ betrachteten, war das Ende der 
noch nicht richtig begonnenen Ge­
schichte einer Alternative auf deutschem 
Boden gekommen. Die DDR scheiterte 
an ihren eigenen Schwächen, an dem 
fehlenden . marxistischen Gehalt ihrer 
Politik und Ideologie, letztlich am re- strjch. Die Schulbücher mußten weg, die sondern globalere Probleme schlaglicht- 
pressiven stalinistischen Regime. Der 
Enthusiasmus der. Anfangsjahre war 
stinknormaler Routine gewichen. Der 
Schwung der ersten Jahre war verpufft 
und hinübergewachsen in einen Konflikt 
der Gründergeneration mit herange­
wachsenen Generationen, die ihr Leben 
in der DDR begonnen, ja von ihr Bil­
dung, soziale Sicherheit und Gemein­
schaftssinn erhalten hatten.

Es kam, wie es. kommen mußte: Die 
Mehrheit der Bevölkerung wollte so wie. 
bisher nicht mehr weitermachen und er­
zwang eine Veränderung — die Wende.

Die Zeit vergeht, und mit jedem wei­
teren Jahr zeichnen sich die tatsächli­
chen sozialen Ergebnisse, die in der 
DDR erreicht wurden, stärker vor dem 
Hintergrund der Gegenwart ab. Mit der 
Beerdigung der DDR werden diese Tat­
sachen zugleich eine langandauemde 
Wirkung und intensive „Grabpflege“ 
hervorrufen. Jetzt nimmt der Anteil der 
Bevölkerung, der sich in eine Situation 
gestellt sieht, die er nicht gewollt hat, 
ständig zu. Nach der Wende, davon ha­
ben sich viele Ex-DDR7Bürger inzwi­
schen überzeugt, hat, zum Beispiel, die 
Korruption bei der Verramschung des 
ehemaligen Volkseigentums Maßstäbe 
angenommen, die alles bei der ehemali­
gen Führung der DDR Dagewesene weit 
in den Schatten stellt.

Die Eigentumsveränderungen vollzie­
hen sich unter Ausschluß der Öffentlich­
keit. Jeder einigermaßen politisch Ge­
bildete fragt sich, wer Herrn Waigel 
oder Frau Breuel beauftragt hat, dieses 
Eigentum auf diese Weise unter die Leu­
te zu bringen. Es wird gesagt, daß es pri­
vatisiert werden muß, weil sonst die 
Wirtschaft nicht funktionieren kann. Die 
Ostdeutschen produzieren zu teuer, Ja­
paner und Amerikaner müssen auf dem 
Weltmarkt geschlagen werden.

Überall soll gespart werden, folglich

ist es nicht erforderlich, daß produziert 
wird. Die DDR hat zu 80 % für die da­
malige SU produziert. Die ostdeutschen 
Waren wären dort dringendst gebraucht 
worden, sie konnten nur nicht in DM be­
zahlt werden. Deshalb v.a. ist die ost­
deutsche Produktion zusammengebro­
chen. Andere Erklärungen stellen schon 
eine gewaltige Zumutung dar.

Ein weiteres gängiges Argument sind 
die Kosten der Einheit. Verschwiegen 
wird aber, daß erst die Art und Weise, 
mit der der Anschluß der DDR erfolgte, 
diese Kostenexplosion zur Folge hatte.

Die DDR hatte funktionierende Polikli­
niken im Gesundheitswesen. Das war 
eine rationelle und kostengünstige Form 
der ambulanten Behandlung der Men­
schen. Die Folgen der erzwungenen Ver- so ist die linke Bewegung um eine ge- 
änderungen sind unübersehbar: Kosten­
explosion. Wer soll sie bezahlen, die Pa­
tienten ! Die Schule in der DDR bestand, 
wenn man den Darstellungen Glauben 
schenken soll, nur aus indoktrinierten 
Kindern. Mathematik, Physik, Sprachen 
— alles hatte einen kommunistischen An-

waltige Erfahrung reicher: Nichts geht 
gegen die Massen und ohne wirkliche 
Demokratie. Und weiter zeigt sich, wie 
viele Probleme nach wie vor ungelöst 
bleiben. Mit dem Exitus der DDR ist die 
Geschichte nicht zu Ende. Die gefallene 
Mauer hat nicht nur Grenzen geöffnet,

Lehrer wurden eingeschüchtert und mit artig aufgerissen. Sie werden heute deut- 
Entlassung bedroht. Niemand fragt, ob licher denn je. Das Deutschland des 
diese neue Schule besser ist als die alte,. 3. Oktober 1990 sieht sich gewaltigeren 

Herausforderungen gegenüber als die 
BRD und die DDR zu ihren Zeiten. Mit 
den alten Denkweisen und Strukturen . 
scheinen diese nicht lösbar, gleich, gar 
nicht dürch die neokonservativen Kräfte 
der Bonner Koalition.

Also Vorsicht! . Die ehemalige DDR 
kann schließlich nie ganz untergehen, 
begraben werden. Im Gegenteil, sie 
wird aus eben diesen Gründen allen

von den entstandenen Kosten spricht nie­
mand. Weitere Beispiele können ange­
schlossenwerden. . •

Viel Konfliktstoff wurde durch die 
Kolonisierung der DDR, durch Treu­
hand, Immobilienhaie und den Versuch 
der Austilgung jeglichen DDR-Seins 
angehäuft. Zahlen sind bekannt, und 
zwei Millionen Arbeitslose sprechen für 
sich. Ganze Industriebranchen brechen 
weg, wodurch Dreiviertel aller bisheri-. Menschen noch länger im Gedächtnis 
gen Arbeitsplätze liquidiert wurden. bleiben, als es manchem lieb ist und als

Die BRD hat die Einverleibung der sie es insgesamt verdient hat. 
DDR nicht verdaut. Der im Mai 1991 
zurückgetretene Präsident der Bundes­
bank, Pöhl, hatte davor gewarnt, daß ____________________
„die DDR auf die Währungsunion nicht fürth, Antifaschist und Kommunist," "wurde in 
vorbereitet“ ist und es zu einem Desa-

(1) Raimonde Diem hielt einen Zug, der Waffen 
für den Algerienkrieg transportierte, an, indem 
sie sich auf die Schienen legte; Jupp Angen-

den 50er Jahren verfolgt. — (A. B., W. T.)
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Auch das 
bestimmt die 
Geschichte der 
DDR mit: die 
Zerschlagung 
des Junkertums.

lk m 11. Juli hatte sich in Berlin ein 
„Komitee für Gerechtigkeit“ ge­

gründet. (S. Pol. Ber. 15)
Die Reaktion aus anderen politischen 

Lagern war schroff ablehnend. Meckel 
(SPD) vertrat die Auffassung, daß nur 
„Parteien tragfahige gesellschaftliche 
Zielvorstellungen erarbeiten“, so daß zu 
ihnen keine tragfahige Alternative exi­
stiert, besonders nicht in Gestalt der 
Komitees, die für ihn nur „ein totgebo­
renes Kind“ seien und auf richtige Fra­
gen falsche Antworten gäben.

Die Reaktionäre reagierten auf den 
„Gründungsappell“ mit Drohungen. 
Der ehemalige Präsident des OLG 
Braunschweig Wassermann schrieb in 
der Welt (13.8.): „Das altvertraute 
Feindbild ,BRD‘ soll wiedererweckt, 
der westdeutsche Mitbürger zum Feind 
gestempelt, der Staat in Mißkredit ge­
bracht, der Graben zwischen Ost- und 
Westdeutschen vertieft und die Spaltung 
des Volkes betrieben werden ... Es 
lohnt auch, die verfassungspolitischen 
Ziele des Gysi-Diestel-Komitees unter 
die Lupe zu nehmen .. . Denn es geht 
um nichts Geringeres als die Errichtung 
einer besonderen Körperschaft neben 
Bundestag und Bundesrat, die als privi­
legierte. verfassungsrechtlich abgesi­
cherte Interessenvertretung der neuen 
Bundesländer installiert werden soll. 
Bundestag und Bundesrat erhielten da­
mit einen Gegenspieler in Gestalt einer 
Dritten Kammer, die die verfassungs­
mäßigen Organe des Gesamtstaqtes da­

Einige Informationen zu den 
„Komitees für Gerechtigkeit“

hingehend kontrollieren soll, ob diese 
die ostdeutsche Sicht der Probleme ge­
bührend berücksichtigen. So grotesk 
dieses Ansinnen auch ist, es muß ernst 
genommen werden. Zeigt es doch, daß 
nichts als die Desintegration das Ziel ist 
... es genügt nicht, gegen Gysi und 
Diestel zu polemisieren, aber die Ziele 
ihres Komitees ebenso unbeachtet zu 
lassen wie die Verleumdungen, die von 
ihm ausgehen. Soll die Toleranz gegen­
über der SED/PDS, die hinter dem Ko­
mitee als Drahtzieher steht, so lange 
fortgesetzt werden, bis die Wühlarbeit 
die Menschen in den neuen Ländern der 
Bundesrepublik vollends entfremdet?“

Inzwischen hat sich eine Reihe örtli­
cher Komitees gebildet und die Arbeit 
aufgenommen.

Ihre Bedingungen sind recht unter­
schiedlich, und ohne den Anspruch auf 
einen „Überblick“ zu erheben, fällt 
doch folgendes auf: Komitees sind 
v.a., wenn nicht ausschließlich, in 
Städten entstanden, in kleinen Gemein­
den oder auf Kreisebene (fast) gar nicht. 
In Sachsen z.B. gibt es Komitees in 
Dresden, Chemnitz, Leipzig und Plau­
en, auch in Mecklenburg-Vorpommern

sind die wenigen Komitees auf größere 
Städten konzentriert. Der Schwerpunkt 
ist Berlin; hier entstanden Komitees in 
vielen Stadtbezirken, in einigen sogar 
zwei. Auch die Zahlen der Mitglieder 
und Interessierten sind recht unter­
schiedlich. An der Gründung des Erfur­
ter Komitees beteiligten sich ca. 40 
Menschen, in Schwerin nehmen rund 30 
Personen unterschiedlicher politischer 
Herkunft an der Arbeit teil. In Berlin da­
gegen waren die Gründungsversamm­
lungen oft von mehreren hundert Men­
schen besucht; der Tagesspiegel berich­
tete am 26.9., daß heute jeweils zwi­
schen 80 und 130 Mitglieder weiterar- 
beiten wollen. Nach verschiedenen Ein­
drücken sprechen die Komitees in aller­
erster Linie deklassierte bzw. von De­
klassierung bedrohte Intelligenz an, 
kaum Arbeiter und (ehemals) in der 
Landwirtschaft Beschäftigte. Bei der 
Gründung in Erfurt wurde „verblüfft“ 
festgestellt, daß die Hälfte der Interes­
sierten aus jungen Leuten bestand (unz, 
2. September-Ausgabe), ähnliche Er­
fahrungen gibt es auch anderswo. Im 
Komitee in Pankow beteiligen sich laut 
dem Bericht des Tagesspiegel „abge­

wickelte Journalisten und Wissenschaft­
ler ; Rentner, die sich um den Lohn für 
ein langes Arbeitsleben betrogen fühlen, 
und Mittelständler, die den Aufschwung 
an sich vorbei organisiert sehen“. 
(26.9.)

Die Berliner Komitees verstehen sich, 
wie die anderen auch, als unabhängige 
und kritische Bürgerbewegung. Sie sind 
für alle Bürger offen und verfolgen das 
Ziel, sich auf akute Schwierigkeiten, 
Ungerechtigkeiten und Gefährdungen 
zu konzentrieren, wie es in den Verlaut­
barungen einiger Komitees heißt. Ein 
ganz zentraler Punkt ist hier — wie z.T. 
auch anderswo — die Abwendung der 
für den 1. Januar 1993 vorgesehenen 
Mieterhöhung. Das Dresdner Komitee 
organisiert inzwischen einen Bürgerent­
scheid für Mietstopp, Hier hatte die PDS 
über 50000 Unterschriften gesammelt; 
obwohl dazu verpflichtet, hatte die Stadt 
die Durchführung des Bürgerentscheids 
abgelehnt, jetzt führt das Komitee ihn 
durch. Insgesamt gibt es eine anschei­
nend starke Tendenz, sich v. a. auf der 
Kommunalebene zu engagieren. Im 
Aufruf des Pankower Komitees wird ge­
sagt : „Schließen Sie sich an! Es ist le­

gitim, wenn sich viele Bürger in die 
Kommunalpolitik und auch in die große 
Politik einmischen.“ Entsprechend sind 
in den Berliner Komitees die Offenle­
gung der Wohnsituation in den Stadtbe­
zirken durch die Bezirksverordnetenver­
sammlungen ein wichtiges Thema, die 
Komitees versuchen, Auskunft über 
leerstehende Wohnungen zu erreichen 
u.ä. m. Einige Komitees stellten Ver­
bindungen zu Abgeordneten der Be­
zirksversammlung her und streben mit 
ihnen eine direkte Zusammenarbeit an.

Gegenwärtig wird in vielen Komitees 
nach einer inneren Organisation ge­
sucht. Es werden Arbeitsgruppen gebil­
det, aber das ist nicht immer leicht.

Die Umbildung der Komitees in eine 
Partei wird in der PDS im großen und 
ganzen nicht mitgedacht. Bürgerbewe­
gungen, die sich für die eine oder andere 
Angelegenheit engagiert haben, tragen 
im wesentlichen zeitlich befristeten Cha­
rakter, so ein weitgeteilter Standpunkt. 
Wiederum sagte Gysi: „Auf der andren 
Seite entstehen vielleicht auch Struktu­
ren, die weit in die Zukunft weisen. 
Möglicherweise sind Parteien nicht 
mehr die Zukunft.“ Eines scheint jedoch 
festzustehen: Eine Kandidatur der Ko­
mitees zu den Landtagswahlen 1994 ist 
wohl nicht zu erwarten. Hier haben die 
Landesverbände der PDS mit der Vorbe­
reitung ihrer Kandidatur begonnen; 
evtl, körtnen jedoch Mitglieder von Ko­
mitees auf offenen Landeslisten der PDS 
kandidieren. - (scc, n. Ber. von A. B. u. sta)
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Termine

10. bis 1710. Gewerkschaftstag der IG 
Metall in Haipburg.

10. ZU. 10.92. Herbsttagung der 12. 
Bundes-DK des BWK, Köln, ab 13 Uhr.

11.10.92. Diskussionsveranstaltung 
zum Thema „Wahlrecht/Asylrecht — 
Rechte der Ausländer in der BRD“. 
Veranstalter: • Bundesdelegiertenkonfe­
renz des BWK, Feyka Kurdistan, Föde­
ration der demokratischen Arbeiterver­
eine aus der Türkei in der BRD e.V. 
(DIDF), Kurdistan-Komitee Köln. Be­
ginn 9 Uhr, Jugendgästehaus, An der 
Schanz 14, Köln Riehl. Ende: 15 Uhr.

11. bis 17.10. Gewerkschaftstag der IG 
Medien in Augsburg.

24. /25.10.92 Mitgliederversammlung 
der Arbeitsgemeinschaft Stahl- und Me: 
tallindustrie. Würzburg, Jugendgäste­
haus, Burkader Str. 44. Samstag, 13 
Uhr, bis Sonntag, 13 Uhr.

24. /25.10. Herbstsitzung des Koordi­
nationsausschusses der Kurdistan-Soli­
daritätsgruppen sowie Beratung der 
Kurdistan-Solidaritätsgruppen, ab Sam­
stag, 13 Uhr, in Gießen.

31.10. ZI. 11.92. Seminarwochenende 
und öffentliche MV der Arbeitsgemein­
schaft für Kommunalpolitik (Themen: 
Perspektiven linker Wohnungspolitik — 
Möglichkeiten linker Gemeinderats-Op­
position heute — u.a.) in Frankfurt. 
Anmeldung erbeten über GNN Köln.

31.10.92 Bundesweite Tagung der In­
teressenvertretung „Selbstbestimmtes 
Leben“ Deutschland e.V. zum Thema: 
„Behindernde Politik oder Selbstbe­
stimmung Behinderter. 10 bis 16 Uhr, 
Gesamthochschule Kassel, Nora-Pla- 
tiel-Str. 5, Raum 0109/0110.

31.10.92 „Europa-Wahl-Werkstatt“ 
der AG bei der PDS „Konkrete Demo­
kratie — Soziale Befreiung“ ab 11.00 
Uhr in Erfurt, Eislebenerstr. 1.

Der Wahlkampf zu den Europawahlen 
hat schon eingesetzt. Nationale, soziale 
und rassistische Diskriminierung kenn­
zeichnet die Antwort der Rechten auf 
zunehmende soziale Not und politische 
Entrechtung. Linke Politik muß nicht 
nur den Aktions-, sondern ganz dring­
lich auch den Begründungszusammen­
hang der rechten Mobilisierung angrei­
fen. Wie sehen die aktuellen Schwer­
punkte linker Politik in diesem Zusam­
menhang aus und wie könnenn sie gegen 
die Rechten und faschistische Gefahr 
vertreten werden?
Anmeldungen an: ArGe, c/o PDS Gera, 
O-6500-Gera, Amthofstraße 1; oder 
GNN Bayern, W-8000 München 2, 
Dachaüerstraße 28.

1. bis 5.11.92. Gewerkschaftstag der 
HBV in Mainz.

7.11.92. Herbsttagung der GNN-Ver- 
lageinKöln.

8.11.92. Herbsttagung des Arbeits­
kreises Politische Berichte in Köln.

13. bis 15.11.92. Berlin: „Europäi­
scher Antirassismuskongreß“ der PDS, 
Titel: „Gegen eine Festung Europa“.

14. /15.11.92. Bundes-Mitgliederver­
sammlung der Arbeitsgemeinschaft ge­
gen reaktionäre Gesundheitspolitik. 
Themen u.a.: Gesundheitsstrukturge­
setz und Möglichkeiten des Widerstan­
des; Vortrag: „Das Menschenbild in der 
Geschichte der Medizin“. Beginn: Sam­
stag, 12 Uhr, Ende Sonntag, 13 Uhr. 
Ort: Haus der Jugend, Deutschherren­
ufer 12, Frankfurt am Main. Anmeldun­
gen bei: GNN Stuttgart, Gutenbergstr. 
48,7000 Stuttgart 1, Tel. 0711-624701.

28. /29.11.92. a.o. Arbeitskonferenz 
der Volksfront gegen Reaktion, Faschis­
mus und Krieg in Köln, Jugendgäste­
haus. Themen: * Großmacht BRD 
* Ursachen und Funktion faschisti­
scher Parteibildung * Aufgaben antifa­
schistischer Bündnispolitik.

16. Z17.1. 93. 12. Parteitag der DKP in 
Mannheim. Tagesordnung u.a.: Zur 
programmatischen Erneuerung, zur or­
ganisatorischen Erneuerung.

30. Z31.1.93. 3. Parteitag der PDS in 
Berlin. Er soll über das Programm der 
PDS beraten und entscheiden.

„Nachtarbeit macht krank“. Referat auf der 
IGM-Bezirkskonferenz Baden-Württemberg
Wir dokumentieren etwas gekürzt das 
Referat von Prof. Dr. med. Wolfgang 
Huber, Uni Heidelberg, gehalten im 
Mai 1992 auf der IG Metall Bezirks­
konferenz Baden Württemberg.
— (anh)

Periodik verschiedener menschlicher 
Körperfunktionen
„Die experimentellen arbeitsphysiolo­
gischen Forschungen von Colquhoun in 
England, Rutenfranz in Deutschland 
sowie vergleichbare Untersuchungen in 
England, USA und Japan, sind den 
Grenzen der Elastizität des menschli­
chen Arbeitsrhythmus nachgegangen. 
Daraus ergibt sich eine starke Abhängig­
keit des menschlichen Tagesrhythmus 
von visuell empfundenen Reizen. Die 
visuellen Eindrücke wiederum werden 
bewußt im Zusammenhang mit äußeren 
Umständen, wie etwa im Verhalten an­
derer Haushaltsmitglieder und Kontakt­
personen, von Medien und Verkehrs­
lärm verarbeitet. ...

Physiologische Funktionen im Tagest 
rhythmus nach Müller-Limmroth
Kerz-Kreislauf: Herztätigkeit und Kreis- 
lauffegulation haben nachts ihr Mini­
mum. Umstellung auf Arbeitsbereit­
schaft ist nachts schwieriger und erfor­
dert höheren Aufwand an physischen 
und geistigen Kräften.
Atmung: Das Atmungssystem hat nachts 
sein Funktionsminimum, und zwar auch 
im Wachzustand. Sauerstoffaufnahme 
und Kohlendioxydabgabe sind nachts 
geringer.
Verdauungsstoffwechsel: Die Absonde­
rung der zur Verdauung dienenden Ma­
gensäure erreicht nachts das Minimum. 
Auch diser Vorgang ist unabhängig von 
Schlaf und Nahrungsaufnahme. Auch 
die Lebertätigkeit verringert sich nachts. 
Mineralhaushalt: Die herabgesetzte 
Nierenfunktion bedeutet ein Minimum 
der Hammenge und der im Harn ausge­
schiedenen Substanzen.
Blut: Nachts ist das Blut wasserreicher, 
gegen Morgen werden neugebildete rote 
Blutkörperchen im Blut ausgeschüttet. 
Auch die Hormonausschüttung ist 
nachts herabgesetzt.
Temperatur: Die Körpertemperatur er­
reicht um Mitternacht ihr Minimum, die 
Hauttemperatur ihr Maximum. Der 
Körper neigt nachts zum Schwitzen. 
Nervensystem, Sinnesorgane: Die 
Wahmehmungsleitungen, Konzentra­

tionsfähigkeit, Psychomotorik, Intelli­
genzleistung erreichen im Laufe der 
Nacht ihr Minimum.
Gewebe: Die muskuläre Leistungsfähig­
keit ist nachts herabgesetzt.

Mangelnde Anpassung des Bio­
rhythmus, ein gesundheitlicher 
Risikofaktor
Abgesehen von der Beeinträchtigung 
des Schlafs durch die Umkehr des phy­
siologischen Rhythmus ist der Thgschlaf 
durch äußere Einflüsse gestört. Der 
Lärm vermindert die Schlafqualität und 
verkürzt die Schlafdauer. Untersuchun­
gen berichten übereinstimmend (Ruten­
franz u.a.), daß die Mehrzahl der 
Schichtarbeiter zwischen 50 und 80% 
unter Schlafstörungen leidet, teils in der 
Nachtarbeitsperiode, teils bei Schicht­
wechsel, teils an Wochenenden und teils 
sogar im Urlaub ...

Die dem Rhythmus der biologischen 
Funktion widersprechende Tageseintei­
lung des Schicht- und Nachtarbeiters 
äußert sich u.a. in folgenden Sympto­
men:
— subjektives Gefühl der Überanspru­
chung;
— erhöhte Neigung zum Rauchen;
— herabgesetzter Appetit;
— subjektives Unwohlsein.

Wenn man die subjektiven Beschwer­
den der Schicht- und Nachtarbeiter ska­
liert, rangieren Schlafbeschwerden an 
der Spitze, gefolgt von Magenbeschwer­
den und Kopfschmerzen.

Folgende Phasen sind zu unterschei­
den:
— Adaptionsphase: Abfall des gesund­
heitlichen Befindens in den ersten Jahren 
der Schichtarbeit;
— Sensibilisierungsphase: Ausbildung 
unspezifischer Symptome;
— Akkumulationsphase: nach etwa 20 
Jahren in Schicht kommt es zu einer An­
sammlung von Beschwerden;
— Manifestationsphase: Ausbildung 
manifester chronischer Erkrankungen.

Auch wurde nachgewiesen, daß 
Schichtarbeiter häufiger in Kombination 
mit ungünstiger Umgebungsbedingung 
vorkommt.

Der Gesundheitsindex von Schichtar­
beitern ist mit zunehmendem Alter deut­
lich niedriger als bei Tagarbeitem. (ärzt­
liche Gesamtbeurteilung durch Erfassen 
von Erkrankungen pro Jahr, Arztbesu­
chen, Medikamenteneinnahme, Kran­
kenhausaufenthalte, Operationen, Risi­
kofaktoren).

Gesundheitliche Verfassung der 
schichtbeschäftigten Gruppen
Gesichert ist, daß wenige Erwerbstätige 
über das Alter von 60 Jahren in Schicht 
beschäftigt bleiben. Dieser Sachverhalt 
muß auf dem Hintergrund der von Ar­
beitsmedizinen! häufig vermuteten 
Selbstselektion gesehen werden. Arbeit­
nehmer mit gesundheitlichen Einschrän­
kungen beginnen erst gar nicht, in 
Schicht zu arbeiten. Von denjenigen, die 
beginnen, beendet ein großer Teil die 
Arbeit in Schicht bereits nach wenigen 
Jahren, darunter viele aus gesundheitli­
chen Gründen. Daraus kann gefolgert 
werden, daß auf den Schichtarbeitsplät­
zen schließlich nur noch die gesündesten 
Arbeitnehmer übrig bleiben.

Gesundheitliche Risiken 
der Nachtarbeit
Man kann davon ausgehen, daß die 
Schichtarbeit zu vermehrten Beschwer­
den des Magens und des Darms führt. 
Als besonders gefährdet durch Schicht­
arbeit müssen zusätzlich diejenigen an­
gesehen werden, bei denen eine Disposi­
tion besteht, bei Schichtarbeit krank zu 
werden.

Hierbei ist vor allem an die 6 Millio­
nen Hochdruckleidenden in der Bundes­
republik zu denken, von denen 4 Millio­
nen behandelt werden. Ihre Beschwer­
den verschlimmern sich durch Nacht­
arbeit. Aus einem Patienten mit jugend­
licher Hypertonie kann eine fixierte Hy­
pertonie entstehen, deren Konsequenz 
koronare Herzkrankheiten sind (in der 
Bundesrepublik 250000 bis 500000 In­
farktkranke als Folge der Hypertonie). 
Hochdruckleidende dürfen in keinem 
Fall zu Berufsleistungen herangezogen 
werden, die nicht dem physiologischen 
Tagesablauf entsprechen. Ähnliches gilt 
für die 1,2 Millionen Diabetiker im er­
werbsfähigen Alter, die von regelmäßi­
ger Nahrungsaufnahme abhängig sind 
und sich für Schichtarbeit /keinesfalls 
eignen. Auch die 600000 Rheumatiker, 
deren Beschwerden stark( vom Tages­
rhythmus bestimmt sind,si\id überhaupt 
nicht für die Schichtarbeit einzusetzen. 
Gefährdet sind auch 20 % aller Männer 
zwischen 45 und 60 Jahren, die an 
Durchblutungsstörungen leiden 
Berücksichtigt werden müssen auch die 
1 % chronischer Nierenkranken in der 
Bundesrepublik, die meist auch Herz­
leiden und andere Organerkrankungen 
haben. Psychisch Behinderte, die aus

einem strengen Rhythmus herausge- 
nommen werden, können in ihrer An­
passungsfähigkeit stark gestört werden

Maßnahmen zur Verbesserung der 
Lage der Schichtbeschäftigten
Insbesondere im höheren Alter wird 
Schichtarbeit als größere Belastung und 
Beeinträchtigung empfunden. Daher ist 
zu fordern:
1. Kurze Nachtschichtperioden, damit 
der normale Rhythmus der Körperfunk­
tionen so wenig wie möglich gestört 
wird. Nach Nachtschicht mindestens 
24-stündige Ruhepause.
2. Verkürzung, der Arbeitszeit durch 
Pausenregelungen. Vorschlag der Bun­
desanstalt für Arbeitsschutz: 15 Minuten 
Pause nach, dem ersten Drittel der 
Schicht/30 Minuten Pause nach dem 
zweiten Drittel der Schicht/ stündliche 
Kurzpausen von 5-7 Minuten.
3. Zweimal jährlich 3 Wochen Urlaub/ 
Sonderurlaubstage.
4. Kein Zwang zur Selbstversorgung 
bei Schichtarbeitern (Angebot von war­
mem und kaltem Essen, das den ernäh­
rungsphysiologischen Anforderungen 
genügt); die Verpflegungsbedingungen 
müssen verbessert werden, auch müssen 
geeignete Pausenräume vorgehalten 
werden.
5. Arbeit in Dauemachtschicht ist zu 
untersagen.
6. Zeitliche Begrenzung der Schicht­
arbeit auf eine bestimmte Zahl von Jah­
ren (nicht länger als 20 Jahre, um Dauer­
schäden zu vermeiden) oder auf einen 
bestimmten Lebensabschnitt, nicht für 
über 50-Jährige.
7. Keine Schichtarbeit bei Neigung zu 
Magen-Darm-Erkrankungen, bei Epi­
leptikern, herzkranken Hypertonikern 
und Diabetikern mit Sekundärerkran­
kungen.

Nicht zuletzt soll Nacht- und Schicht­
arbeit in Kombination mit folgenden ar- 
beitspbysiologischen Merkmalen ausge­
schaltet werden (Müller-Limmroth).*
— Stärkere muskuläre Belastung über 
längere Zeit;
— Anhaltende hohe Konzentration und 
Aufmerksamkeit; ’
— Anhaltende Ausführung fein koordi­
nierter Tätigkeit;
— Hohe Hitzebelastung;
— Starke Temperaturschwankung;
— Starke Lärmeinwirkung;
— Schadstoff und Immission, die über ; 
die Leber entgiftet werden.“

Schaubild: Belastungsfaktoren an Nacht- und Schichtarbeitsplätzen 
(relative Häufigkeiten)

Beschäftigte insgesamt 1975 (N=1674) 
| ----- 1 Schichtarbeiter 1976 (N=816)

Frage: Welchen besonderen Belastungen sind Sie ausgesetzt?
(Den Befragten wurde eine Karte vorgelegt.)

Quellen: infas-Zusatzerhebung zur Repräsentativerhebung im Bundesgebiet
(ohne West-5erlin) unter Schichtarbeitern, April 1976, Ranaom- 
Auswahl; infas-Reprä'sentativerhebungen, Bunaesgebiet, Juli und 
August 1975, Ranaom-Auswahl .

Graphik 1: Häufigkeit von Magen/Darmerkrankungen oder -beschwerten bei Nachtschicht­
arbeitern, ehemaligen Nachtschichtarbeitern und Tagarbeitern 

Magen/Dafmsymptome
Prozent

Graphik 2: Häufigkeit von Herzkrankheiten oder -beschwerden bei Nachtschichtarbeitern, 
ehemaligen Nachtschichtarb.eitern und Tagarbeitem

Herzsymptome 
Prozent

Nachrciner &
Rutenfranz 1975

Herz- und
Kreislauf-
erkrankungen pectons
{pro 100 Mann-Jahre)

6%

Angersbach u. a. 
1979 und 1980

16%

8 11% 11%

Koller 1981

Angina-pectoris-
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Gine Elsner: Risiko Nachtarbeit 
Ein Gutachten für die IG Metall Zusammenfassung und Perspektiven

Die IG Metall hat anläßlich der Diskussion um die Aufhebung 
des Nachtarbeitsverbots für Arbeiterinnen ein Gutachten in 
Auftrag gegeben.

Klaus Zwickel vom Vorstand der IG Metall kommentiert 
dieses Gutachten im Vorwort der 125-Seiten-starken Taschen­
buchausgabe:

„Nachtarbeit ist grundsätzlich für jeden Menschen schäd­
lich.

Trotzdem nimmt Nachtarbeit zu . .. Lag der Anteil der 
Nachtarbeit in der Metallverabeitung über Jahre hinweg bei 
zwei bis drei Prozent, so ist jüngst ein sprunghafter Anstieg 
festzustellen .. .

In dieser Situation hat der Vorstand der IG Metall — auch 
aufgrund von Forderungen betroffener Mitglieder, Vertrau­
enskörper und Betriebsräte eine „Kampagne gegen Nacht­
arbeit“ beschlossen .. . Wir wollen mit unserer Kampagne in 
der Öffentlichkeit und bei den gesellschaftlichen Gruppen das 
Bewußtsein für die betroffenen Beschäftigten und ihr soziales 
Umfeld schärfen . . .

Es gibt keinen Grund, warum Nachtarbeit grundsätzlich an­
ders beurteilt werden soll als Wochenend- und insbesondere 
Sonntagsarbeit. Wir verteidigen zu Recht mit großem Nach­
druck das freie Wochenende als sozial-kulturellen Standard 
unserer Gesellschaft. Die von regelmäßiger Produktionsarbeit 
freie Nacht in solchen Bereichen, in denen Nachtarbeit nicht 
technisch zwingend erforderlich ist, gehört auch zu diesem

Standard . ..“ Gine Elsner, die Autorin des unten dokumen­
tierten Gutachtens, ist Professorin für Arbeitsmedizin an der 
Universität Bremen.

Das Gutachten gliedert sich:
1. Biologische Rhythmen verschiedener Körperfunktionen,
2. Über den autonomen Schlaf-Wach-Rhythmus,
3. Zu den körperlichen und intellektuellen Leistungsfähigkei­
ten,
4. Gesundheitszustand von Nachtarbeitern,
5. Beschwerden und Krankheiten der Verdauungsorgane,
6. Kreislauferkrankungen und Herzbeschwerden,
7. Beeinträchtigungen der Familie und der Kinder,
8. Sozio-Kulturelle Benachteiligung,
9. Über die Belastung der Frauen durch Nachtarbeit,
10. Dauemachtschichten als ungünstigste Arbeitszeitform,
11. Zusammenfassung und Perspektiven.

Vorgestellt wird eine Vielzahl von Untersuchungen (im Re­
gister sind 125 aufgelistet). Erstmals veröffentlicht werden die 
empirischen Studien von Verena Peykan, Universität Bremen, 
die anläßlich der Diskussion um das Nachtarbeitsverbot für 
Arbeiterinnen in Gang gesetzt wurden.

Da das Referat von Prof. Huber (S.10) einen guten Über­
blick über den derzeitigen Stand der anerkannten wissen­
schaftlichen Erkenntnisse gibt, dokumentieren wir die neue­
sten Studien; und davon, was besonders interessant erschien. 
— (anh)

„Der Körper schläft, wenn er müde ist
nicht, wenn er soll“
„Grundsätzlich sind Menschen nachts nicht so leistungsfähig 
wie tagsüber; wenn aber auch noch Unausgeschlafenheit hin­
zukommt, dann veringert sich die Leistungsfähigkeit aber­
mals. Kumulierte Schlafdefizite strapazieren den Menschen. 
Und am Ende kann gar nicht mehr gesagt werden, wodurch 
eine nächtliche Leistungseinbuße hervorgerufen wird: durch 
ein biologisch bedingt verringerte nächtliche Arbeitsbereit­
schaft oder durch die Tatsache, daß ein Nachtschichtler nach 
mehreren Nachtschichten hintereinander unausgeschlafen 
ist.“

Amerikanische Studien besagen, daß „Frauen nach einer 
Nachtschicht deutlicher weniger Schlaf bekamen als die Män­
ner“ und daß „die Arbeiterinnen, die in Nachtschicht arbei­
ten, deutlich häufiger arbeitsunfähig (waren) als die Männer in 
denselben Schichtsystemen“.

Das Problem dieser Studien ist, es wurden Männer und 
Frauen an unterschiedlichen Arbeitsplätzen verglichen. Vere­
na Peykan versuchte, für ihre Untersuchungen vergleichbare 
Gruppen zu finden, was schwierig ist, da der Arbeitsmarkt 
nach wie vor nach Geschlechtern trennt.

Verglichen wurden bei der Post Arbeiterinnen, die nachts 
Pakete und Briefe sortieren, mit gleichaltrigen männlichen

Tabelle 2: Schlafdauer bei männlichen und weiblichen 
Nachtarbeitern

Quelle: Peykan 1991

Frauen
(n - 159) 

%

Männer
(n ■= 174)

%

Schlafdauer (nach Nachtschicht)
6 Std. oder weniger 64 45
7-8 Std. 31 46
9 Std. und mehr 3 9
keine Antwort 2 -

„Das gibt auf längere Zeiten Dauerschäden“
„Forschung darf also nicht nur ... aktuell berufstätige Ar­
beitnehmer in Untersuchungen einbeziehen, sondern muß 
auch diejenigen Personen in ihre Betrachtung aufnehmen, die 
aus dem Erwerbsleben ausgeschieden sind. Denn gerade Men­
schen, die vorzeitig den Arbeitsmarkt verlassen, haben oft 
schwerwiegende Gesundheitsstörungen . .. Die Frühberen- 
tung garantiert keineswegs, daß die Arbeitnehmer ihr Renten­
alter genießen können .. . Die Landesversicherungsanstalten 
Baden und Württemberg haben Anfang der siebziger Jahre 
eine Fragebogenaktion bei ihren Rentnern gestartet. „Die 
Rentner wurden auch gefragt, in welchem Alter sie aus der 
Schichtarbeit/Nachtarbeit ... ausgeschieden waren. Dabei 
ergab sich, daß die Erwerbs- und Berufsunfähigen in einem 
früheren Alter die Schichtarbeit aufgegeben hatten als die Al­
tersrentner ... Bis Mitte Vierzig hatte über die Hälfte von 
ihnen mit der Schichtarbeit/ Nachtarbeit aufgehört und war 
auf einen anderen Arbeitsplatz ohne Schicht oder Nachtarbeit 
gewechselt. Von den männlichen Altersrentnern, die früher 
einmal in Schicht/nachts beschäftigt waren, hatten viele den 
Wechsel erst später vorgenommen. Bis zum Alter von Mitte 
Vierzig War nur ein knappes Drittel (32 %) aus der Schicht­
arbeit ausgeschieden, die Mehrheit dieser ehemaligen Schicht­
arbeiter wechselte erst später auf einen Tagesarbeitsplatz.“

„Schichtarbeit und Nachtarbeit gehen also mit einem deut­
lich erhöhten Risiko für die Arbeitnehmer einher, als Er­
werbs- oder Berufsunfahige den Arbeitsmarkt zu verlassen. 
Auch wenn der Wechsel aus der Schicht-/Nachtarbeit schon 
in einem jungen Lebensalter vollzogen wird, so garantiert dies 
nicht, bis zum normalen Rentenalter im Erwerbsprozeß zu 
verbleiben. Offenbar setzt die Nachtschichtarbeit bleibende 
Gesundheitsschäden, die dann auch wenn ein Arbeitsplatz­
wechsel noch erfolgt — zu einem vorzeitigen Ausscheiden aus 
dem Arbeitsmarkt führen.“

Arbeitern. Allerdings arbeiteten die Männer in Wechsel­
schicht mit Nachtschichten, die Frauen nur nachts, teilzeit jede 
zweite Nacht.

„Obwohl die weiblichen Postlerinnen nur in Teilzeit arbei­
teten, waren sie doch öfter krank als die Männer, die voll­
schichtig arbeiteten.“

„Es liegt nahe, die Doppelbelastung der Frauen für ihre Si­
tuation verantwortlich zu machen . . . Obwohl die Männer und 
die Frauen gleich alt waren, hatten sie unterschiedlich viele 
oder wenig Kinder. So gaben knapp zwei Drittel (65 %) der 
Frauen an, daß Kinder in ihrem Haushalt lebten; von den 
gleichaltrigen Männern sagten dies nur 45 %. ... Knapp zwei 
Drittel (64 %) der Frauen sagten, daß sie verheiratet seien; von 
den Männern sagte dies nur gut die Hälfte (55 %). Vor allem 
waren die Frauen öfter geschieden als ihre männlichen Kolle­
gen: 12 % der weiblichen Nachtschichtarbeiter sagten, daß sie 
geschieden seien, während 4% der Männer dies angaben. 
Demgegenüber war die Anzahl der ledigen männlichen Nacht­
schichter sehr hoch; 40 % der Männer waren Junggesellen, 
aber nur ein gutes Fünftel (22 %) der Frauen war ledig.

Als Ergebnis läßt sich formulieren, daß Frauen gerade dann 
in die Nachtschicht hineingehen, wenn sie Familienpflichten 
zu erfüllen haben oder sogar alleinstehend sind mit Kindern.“

Quelle: Specht 1977

Tabelle 6: Rentenzugänge nach Rentenart und Nachtschicht­
arbeit in den letzten zehn Jahren (nur Männer)

Frührentner
%

Altersrentner
%

Schichtarbeit ohne 
Nachtarbeit 2,8 2,4
Schichtarbeit mit 
Nachtarbeit 9,7 7,4
Nachtarbeit 0,6 0,5.

Tabelle 7: Rentner nach Rentenart, Geschlecht und Schicht­
arbeit

Erwerbs-/Berufsunfähig- normale Altersrente 
keitsrente

männl, weibl.

% %

insge­
samt

%

männl, weibl.

% %

insge­
samt

%

zuletzt in Schicht/ 
nachts gearbeitet 24 22 23 21 19 20
früher einmal in 
Schicht/nachts 
gearbeitet 35 16 25 22 9 19
Quelle: Infratest Sozialforschung 1981

Tabelle 13: Krankheit und Arbeitsunfähigkeit bei männli­
chen und weiblichen Nachtschichtarbeitern

Arztbesuch krank Beschwer- Kuraufent- Medika-
in den geschrieben den ohne halt mentenkon-
letzten 6 in den ärztliche sum
Monaten letzten 6 

Monaten
Behandlung

% % % % . %

Tabelle 15: Zeitintervall zwischen Arbeitsbeginn in der je­
weiligen Schicht und der Krankheitsdiagnose 
(in Jahren)

Q-^dle: Pryktn 1991

Frauen 
(n- 159)

71 58 63 22 60

Männer 
(n-174)

61 49 59 18 36

Quelle: Costa u. a. 1981

Schleimhaut­
entzündung 
Magen/Zwölf- 
fingerdarm

Geschwüre psychische
Beeinträchtigun­
gen

Tagarbeiter 12,6 12,2 9,7
Zweierschicht 7,8 14,4 9,0
Dreierschicht 7,4 5,0 6,8
Dauernacht­ 4,7 5,6 3,6
schicht

Im folgenden aus dem Gutachten die 
Kemaussagen der ^Zusammenfas­
sung und Perspektiven “.

„Der Mensch ist nicht dafür ge­
macht, nachts zu arbeiten. Das ist ge­
gen die Natur; vor allem aber ist eine 
Arbeit zu Nachtzeiten gegen das so­
ziale Gefüge unserer Gesellschaft. 
Seit es in der Industrie Nachtarbeit 
gibt, wurden Untersuchungen über 
die körperlichen Funktionen zu 
Nachtzeiten angestellt ...“ Es folgt 
eine Zusammenfassung der wichtig­
sten Ergebnisse.

„Während das Bundesverfassungs­
gericht und die Bundesregierung se­
hen, daß Nachtarbeit sowohl gehäufte 
psychosoziale Beeinträchtigungen 
haben als auch gehäufte Krankheiten 
von Seiten des Verdauungssystems 
herbeifuhrt, werden die Erkrankun­
gen des Herzens und des Kreislauf üb­
licherweise ausgeklammert ... Eine 
Reihe von Untersuchungen verweist 
darauf, daß die Nachtarbeit ein Risiko 
für Herz und Kreislauf darstellt. Die 
schlimmste durchblutungsbedingte 
Erkrankung ist der Herzinfarkt; er en­
det häufig tödlich. Und die Toten ver­
schwinden aus den Betrieben und aus 
den Statistiken. Untersuchungen kön­
nen sich also nicht nur auf diejenigen 
Arbeitnehmer beschränken, die aktu­
ell im Erwerbsleben stehen; denn 
schwerwiegende Krankheiten führen 
dazu, daß Arbeitnehmer aus der Ar­
beit aussscheiden. Wenn hier zukünf­
tig Forschungsbedarf gesehen wird, 
dann müssen die Krankheiten der 
Frühverrenteten und der Verstorbe­
nen mit in Betracht gezogen werden

Gine Elsner zitiert eine Reihe von 
Antworten der Bundesregierung auf 
Anfragen bezüglich „geeignete Maß­
nahmen“ zum „Schutz der Arbeitneh­
mer vor den schädlichen Folgen der 
Nachtarbeit“, die erkennen lassen, 
daß hauptsächlich an Eignungsunter­
suchungen gedacht ist: „Zwar dienten 
Vorsorgeuntersuchungen nach Auf­
fassung der Bundesregierung nicht 
dazu, Arbeitnehmer wegen ihrer in­
dividuellen Krankheitsrisiken aus 
dem Arbeitsleben auszusondem4. 
Sondern sie dienten dazu, den Arbeit­
nehmern ,in bezug auf seine individu­
elle Situation arbeitsmedizinisch zu 
beraten4. — Das Problem ist nur, was 
mit den Individuen geschieht, die aus 
gesundheitlichen Gründen Nachtar­
beit nicht mehr verkraften ...

Die Sorge ist also berechtigt, daß 
der Gesetzgeber fürsorglich Vorsor­
geuntersuchungen für Nachtarbeiter 
vorschreiben wird, um die gesund­
heitlich Beeinträchtigten auszuson­
dem.

Arbeitnehmer in den Großbetrie­
ben, in denen es schon immer Werks­
und Betriebsärzte gab und ausgedehn­
te Untersuchungsprogramme, wissen 
um das Problem solcher Vorsorgeun­
tersuchungen.“ Berichtet werden Bei­
spiele aus der Stahlindustrie. „Zwar 
ist die Verdienstabsicherung in diesen 
montanmitbestimmten Betrieben ge­
währleistet. Aber wenn es keinen Ar­
beitsplatz gibt, dann gibt es auch kei­
nen Verdienst. Da nützen weder tarif­
licher Kündigungsschutz noch Ver­
dienstabsicherung nach Montanmitbe­
stimmung etwas: ,Wenn der Werks­
arzt den untauglich schreibt4, dann ist 
der Arbeitnehmer ohne Arbeit, ,aber 
nicht arbeitslos4. ,Der Arbeitgeber 
denkt gar nicht daran, den zu kündi­
gen4 — der hat ja Kündigungsschutz
— aber das Unternehmen kann dem 
Arbeitnehmer keinen Arbeitsplatz an­
bieten, so daß schließlich nur Sozial­
hilfe übrigbleibt.

Es hat den Anschein, als wollten die 
Betriebe aus diesem Dilemma ausbre­
chen durch Einführung von Dauer­
nachtschichten. Zwei Tagesschichten
— Früh- und Spätschicht — werden 
neben einer Dauemachtschicht eta­
bliert. Freiwillige gehen in die Nacht­
schicht. Wer die Nachtschichten dann 
aus gesundheitlichen Gründen nicht 
mehr schafft — so offenbar die unter­
nehmerische Philosophie —, der kön­
ne dann in die Tagschichten übernom­
men werden. Doch das Bundesverfas­
sungsgericht hat bezüglich der Frei­
willigkeit Bemerkenswertes festge­
schrieben. Die Richter haben gesagt, 
daß auch eine Freiwilligkeit die ge­

setzgeberische Fürsorgepflicht nicht 
außer Acht lassen kann. Ein besonde­
rer gesetzlicher Schutz — so heißt es 
in dem Urteil — sei nicht deswegen 
entbehrlich, ,weil Nachtarbeit durch­
weg aufgrund freiwillig getroffener 
Vereinbarung verrichtet4 werde. 
Denn ,wo es an einem annähernden 
Kräftegleichgewicht der Beteiligten 
fehlt, ist mit den Mitteln des Vertrags­
rechts allein kein sachgerechter Aus­
gleich der Interessen zu gewährlei­
sten.4 Also auch der Arbeitnehmer, 
der aus freien Stücken Nachtarbeit lei­
ste, müsse hinsichtlich seiner Gesund­
heit geschützt werden; der Gesetzge­
ber dürfe also nicht zulassen, daß ein 
solcher Arbeitnehmer seine Haut be­
ziehungsweise seine Gesundheit zu 
Markte trage ...“

Neben den großen Schwierigkeiten, 
einen Arbeitsplatz zu finden, ist auch 
der Lohnverlust ein Problem. „Hier 
müssen Modelle mit einer zumindest 
partiellen Lohnabsicherung unter Be­
rücksichtigung der Schichtzulage ent­
wickelt werden. Doch hierzu und ähn­
lich weitreichender Forderungen die 
Bundesregierung: ,Die Bundesregie­
rung vertritt grundsätzlich die Auffas­
sung, daß nicht versucht werden soll­
te, Schichtarbeitsprobleme mit unrea­
listischen Maximalforderungen zu lö­
sen.4

Wenn Nachtarbeit schädlich ist — 
und das wird von niemand bestritten 
—, dann sollte sie weitestgehend be­
grenzt werden. Am besten gar keine 
Nachtschichten; und wenn Nacht­
schichten — dann möglichst wenige 
im Monat. Dauemachtschichten muß 
aus diesen Gründen als die ungünstig­
ste Form einer Nachtarbeit angesehen 
werden ...

Möglich sei, einzelne Arbeitneh­
mergruppen besonders zu schützen, 
nur müssen ein solcher Schutz ge­
schlechtsneutral sein. Die Richter ha­
ben ganz offensichtlich daran gedacht, 
Familien mit kleinen Kindern vor den 
Folgen sozialschädlicher Nachtarbeit 
zu schützen. Aber sind es denn nur die 
nachtarbeitenden Eltern kleiner Kin­
der, die besondere Schwierigkeiten 
haben, tagsüber Ruhe und Schlaf zu 
finden? Größere Kinder beanspru­
chen die elterliche Wohnung oftmals 
sehr viel stärker für sich; sie brauchen 
eigenen Raum, um sich entwickeln zu 
können; sie brauchen soziale Kontak­
te, sie brauchen Musik, und sie brau­
chen das Telefon. Gerade ältere Kin­
der, die nicht mehr in Kindergärten 
oder Horten betreut werden, stellen 
ein Problem dar für nachtarbeitenden 
Mütter und Väter. Und keiner weiß, 
wie die Verhältnisse sich weiter ent­
wickeln werden, wenn Mütter berech­
tigterweise zunehmend berufstätig 
sind und keine Hausfrau mehr da ist, 
die tagsüber das Management über­
nimmt und für Ruhe und Ordnung 
sorgt.

Zu denken ist auch daran, älteren 
Arbeitnehmern den Ausstieg aus der 
Nachtarbeit zu erleichtern. Ältere 
Menschen haben mehr Schwierigkei­
ten mit dem Schlafen als jüngere; für 
Ältere ist es schwieriger, am Tag zu 
schlafen und Erholung zu finden, als 
für Jüngere. Daneben sind ältere Men­
schen eh diejenigen, bei denen häufi­
ger durchblutungsbedingte Herzund 
Kreislauferkrankungen auftreten als 
bei jüngeren. Wenn aber die Nachtar­
beit ein Risiko für Herz und Kreislauf 
darstellt, dann könnten Ältere viel­
leicht vor diesem Leiden bewahrt wer­
den durch Ausscheiden aus der Nacht­
schicht. — Die Frage ist dann nur, wer 
bleibt noch übrig, um nachts zu arbei­
ten?

Wir erleben zur Zeit eine Ausdeh­
nung von Nachtarbeit. Der Mensch ist 
aber nicht dafür gemacht, nachts zu 
arbeiten. Natürlich müssen gesell­
schaftlich notwendige Dienstleistun­
gen auch nachts erbracht werden — 
niemand denkt daran, die Kranken­
häuser nachts stillzulegen. Aber die 
Gesellschaft sollte darüber debattie­
ren, welche Arbeiten als so gesell­
schaftlich notwendig angesehen wer­
den, daß sie auch nachts erledigt wer­
den müssen.
Quelle: Gine Elsner: Risiko Nachtarbeit, Ein 
Gutachten für die Industriegewerkschaft Me­
tall, Bonn, Dietz, 1992, ISBN 3-8012- 
0191-0; DM 16,80— (anh)
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Aus Kultur und Wissenschaft

An den örtlichen Aktionen im 
Rahmen des „Langen Mar­
sches für gleiche Rechte“ (19.9. 

bis 3.10.1992) haben sich nach 
Angaben der Veranstalter euro­
paweit mehrere Zehntausend 
Menschen beteiligt. Bis zur 
Halbzeit-Bilanz am 26.9. waren
bereits 30000 Unterschriften ge­
sammelt worden, die sich an das 
Europa-Parlament richten und 
die Forderungen des Sternmar­
sches unterstützen. In der Bun­
desrepublik starteten zwei Grup­
pen im Norden in Hamburg und 
Berlin, im Süden kamen die Teil­
nehmer des Marsches von Öster­
reich aus über Wien und Inns­
bruck nach München. Weitere 
Gruppen starteten in der 
Schweiz, in Frankreich und in 
den Niederlanden, gemeinsames 
Ziel war das Europaparlament in 
Strasbourg bzw. in Bruxelles. 
Initiator war in der Bundesrepu­
blik die Föderation der Demo­
kratischen Arbeitervereine aus 
der Türkei in der BRD (DIDF).

Während der „Marsch für 
gleiche Rechte“ auf Bundesebe­
ne nur mäßige Unterstützung 
fand, u.a. von der PDS/LL- 
Bundestagsgruppe und von ein­
zelnen MdEPs der Grünen, kam 
es auf regionaler und insbeson­
dere örtlicher Ebene doch Zu Un­
terstützungsaufrufen, Begrüßun­
gen, Veranstaltungen und Aktio­
nen von größeren Bündnissen,

4
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Europaweiter Marsch für gleiche Rechte, 
gegen Rassismus und Faschismus
die Ausländerbeiräte und Aus­
ländervereine, antifaschistische 
und antirassistische Gruppen, 
Schüler- und Studentenvertre­
tungen, Organisationen der so­
zialistischen Linken, Parteiglie­
derungen der Grünen, einzelne 
Gliederungen von DGB und Ein­
zelgewerkschaften sowie einzel­
ne Ortsvereine der SPD umfaß­
ten.

Neben Öffentlichkeitsarbeit in 
Form von Kundgebungen, Pres­
sekonferenzen, Informations­
ständen, Demonstrationen, Dis­
kussionsveranstaltungen fanden 
Solidaritätsfeste und Kulturver­
anstaltungen statt. Vor dem VW- 
Werk in Kassel führten die Teil­
nehmer des Sternmarsches eine 
Kundgebung durch, in Düssel­
dorf übergaben sie Vertretern 
des Landtags eine Petition, die 
auch die Forderungen des Stern­
marsches enthielt.

Einen lebhaften Beweis für die 
„Freizügigkeit“ im „vereinten 
Europa“ und dafür, wie die eu­
ropäischen Sicherheitskräfte mit 
der Arbeiterbevölkerung aus 
dem Ausland umspringen und

auch weiterhin umzuspringen 
gedenken, bekamen die Teilneh­
mer des Stemmarsches zum Eu­
ropaparlament bei ihren diversen 
Versuchen, Grenzen zu überque­
ren. Der holländischen Gruppe 
wurde von der deutschen Grenz­
polizei in über 20 Fällen die Aus­
stellung von Reisevisa verwei­
gert, lediglich 5 Personen konn­
ten den Marsch in der BRD fort­
setzen. Ebenso wurde von deut­
scher Grenzpolizei einigen Dut­
zend Personen der österreichi­
schen Gruppe ein Visum verwei­
gert, nur sechs konnten einrei­
sen. Am 1.10. wurde in Kehl 90 
Teilnehmerinnen und Teilneh­
mern die Einreise nach Frank­
reich mit Ziel Strasbourg ver­
wehrt. Das französische Konsu­
lat weigerte sich wohl aufgrund 
eines Beschlusses des französi­
schen Innenministeriums, auch 
nur ein 1-tägiges Gruppenvisum 
auszustellen.

Die Initiatoren hatten in ihrem 
Aufruf zum „Langen Marsch“ 
im Juni 1992 geschrieben (siehe 
auch Politische Berichte 14/92 
vom 3.7.92):

„Wir wissen aber, daß wir 
nicht die einzigen sind, die gegen 
Ausländerfeindlichkeit und fa­
schistische Entwicklung und für 
gleiche Rechte für Ausländer 
kämpfen. Wir sind uns bewußt, 
daß es in Westeuropa mehrere 
tausend Organisationen und In­
itiativen gibt, die mit derselben 
Zielsetzung arbeiten. Wir glau­

ben: Wenn diese Gruppen ihre 
Kräfte vereinen, können rassisti­
sche und faschistische Entwick­
lungen gestoppt und zurückge­
schlagen werden.“

Dieses gilt auch nach Ab­
schluß des Stemmarsches, der 
sicher ein Schritt in dieser Rich­
tung war. Wie der Kampf gegen 
rassistisch-faschistische Angrif­

fe und Propaganda und für glei­
che Rechte fortgesetzt werden 
kann, darüber wird bestimmt 
auch in den örtlichen Bündnissen 
diskutiert.

Quellen: Diverse Presseerklärungen 
und Stemmarsch-Infos, Komitee 
„Langer Marsch für gleiche Rechter 
— (mio)

Faschisten, Rechtsradikale oder Rechtsextremisten?

Bild: af/mz
Alle faschistischen und rassisti­
schen Parteien und Organisatio­
nen sind — auch wenn sie „ei­
genständige“ Organisationen 
sind — in ihrem Kem gleich. Al­
lerdings werden sie von einigen 
Kreisen in verschiedene Katego­
rien eingeördnet: neonazistisch, 
rechtsextremistisch, rechtsradi­
kal etc. Dabei wird leicht überse­
hen, daß sie sich nur formal un­
terscheiden und dieselbe Zielset­
zung haben.

Der Grundgedanke, der sich 
wie ein roter Faden durch ihre 
Ideologien zieht, kann folgen­
dermaßen zusammengefaßt wer­
den: „Die Menschen sind nicht 
gleich. DaSj was sie zusammen­
hält, ist das Nationale. Deswe­
gen können zwei verschiedene 
Nationen nicht Zusammenleben. 
Die eigene Rasse (in diesem Fall 
die deutsche) steht über den an­
deren. Sie muß rein gehalten 
werden ...“

„Das deutsche Volk muß sich 
um diese neofaschistische Ideo­
logie vereinen. Diejenigen, die 
sich dem nicht fügen — insbe­
sondere Ausländer und Kommu­
nisten —, müssen weg ...“

„Die Verantwortlichen der 
Probleme in Deutschland (Ar­
beitslosigkeit, Wohnungsnot, In­
flation, soziale, politische, wirt­
schaftliche und ökologische Pro­
bleme) sind die Ausländer ..

Demokratische Organisatio­
nen und Institutionen (Gewerk­
schaften, Betriebsräte etc.) sol­
len verboten werden. An deren 
Stelle sollen Organisationen wie 
SS, SA u.ä. treten, die für die 
Massenmorde im Dritten Reich 
verantwortlich waren.

Diese Organisationen stehen

nach eigenen Angaben weiter 
rechts als die reaktionären Par­
teien CDU/CSU und kritisieren 
sie, daß „sie nicht härter vorge­
hen, obwohl sie über die nötigen 
Machtmittel verfügen“. Mit ih­
ren demagogischen Lösungsvor­
schlägen gehen sie auf die Jagd, 
um „die Sympathie ausgenutz­
ter, unpolitischer Massen zu ge­
winnen ...“

Diese Aussagen werden von 
diesen Parteien (Reps, DVU, 
NPD, FAP etc.) öffentlich pro­
pagiert und füllen ihre Program­
me und Statute. In ihrem Propa­
gandamaterial verwenden sie 
Losungen und Symbole des Hit­
ler-Faschismus. Gemäß § 86 
StGB ist das alles verboten. 
Auch das Potsdamer Abkommen 
sowie Art. 139 GG verbieten die 
NSDAP, SS, SA und deren 
Nachfolgeorganisationen.

Die Zahl der Überfälle auf 
Ausländerinnen im Jahre 1991 
betrug mehr als 3000. Auch im 
ersten Quartal d. J. wurden über 
600 Überfälle gezählt. Auch 
wenn heute nicht mehr viel dar­
über geschrieben und geredet 
wird: sie werden verstärkt fort­
gesetzt.

Wir fragen: Was unternimmt 
man gegen diese Überfalle? 
Diese Überfalle werden organi­
siert durchgeführt. Was unter­
nimmt der deutsche Staat gegen 
diese Organisationen? Und etli­
che andere Fragen ...

Der Alltag bietet uns genügend 
Antworten auf diese Fragen. Ins­
besondere das Verhalten der Po­
lizei — die fast immer zu spät 
kommt — ermutigt und unter­
stützt die Neonazis. Die faschi­
stischen Organisationen kom­

men in den ungehinderten Genuß 
der Kommunikationsmittel 
(Bundespost, Rundfunk, Fernse­
hen etc.). Und wenn die Festnah­
me sich nicht umgehen läßt, wer­
den die Festgenommenen wegen 
„Kavaliersdelikten“ angeklagt. 
In den meisten Fällen wird ihnen 
ihre „Trunkenheit“ zugute ge­
schrieben.

Dies alles wundert uns natür­
lich nicht. Dies alles entspricht 
den Plänen und der Politik der 
Bundesregierung. Was aber tun 
die demokratischen Kräfte dage­
gen? Es muß festgestellt wer­
den: Auf jeden Fall nicht genug! 
Der Grund dafür liegt unserer 
Ansicht nach in der heutigen 
Situation der antifaschistischen 
Bewegung in Deutschland und in 
ihrem Verhältnis zu den auslän­
dischen Arbeiterinnen.

Es gibt keine Alternativen: 
Die deutschen und ausländischen 
antifaschistischen Kräfte müssen 
ihre Schwächen überwinden und 
gemeinsam agieren. Dabei müs­
sen sie aus den Erfahrungen die 
richtigen Lehren ziehen.

Deswegen erheben wir unsere 
Stimme beim europaweiten 
Stemmarsch u.a. auch für fol­
gende Forderungen:
— Stoppt die ausländerfeindli­
chen, rassistischen und faschisti­
schen Angriffe und Propagan­
da! Zieht die faschistischen 
Schläger zur Rechenschaft!
— Vereinen wir unsere Kräfte 
und verstärken wir den gemein­
samen Kampf gegen Faschismus 
und Rassismus!

Dokumentiert aus: Stemmarsch-Info 
Nr. 1, Komitee „Langer Marsch für 
gleiche Rechte“
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FORDERUNGEN
Mit diesem Sternmarsch fordern wir:
■ die Gewährung der einfachsten Menschenrechte an Ausländerinnen,
K den Stopp neonazistischer Angriffe und Propaganda,
■ die Beendigung ausländerfeindlicher und rassistischer Politik in den europäischen Staaten,
■ Den Stopp der Brandstiftungen, Überfälle, Morde gegen Ausländerinnen bzw. ihre Einrichtungen,
■ die Bestrafung der Täter,
■ die Einstellung und das Verbot aller demagogischen Aktivitäten von faschistischen, rassistischen 

Organisationen und Gruppen, die die Ausländerinnen als Verantwortliche allen Übels darstellen,
■ die Aufhebung aller Gesetze, die das Recht auf Organisierung und politische Betätigung für 

Ausländerinnen einschränken,
■ die Gewährung gleicher politischer und sozialer Rechte mit dem passiven und aktiven Wahlrecht 

auf allen Ebenen, und die Aufhebung aller Gesetze, die ein Hindernis davor darstellen,
■ die Sicherung der Ausübung dieser Rechte!

Wir fordern die Aufhebung aller Diskriminierungs­
gesetze gegen Ausländerinnen und der Folgen wie z.B.:
■ der Visumspflicht, die die Reisefreiheit einschränkt,
■ aller Regelungen, die die ausländischen Arbeiterinnen bei der Arbeitsplatzsuche bzw. Ent­

lassungen zum Freiwild machen,
■ aller Bestimmungen, die die ausländischen Schüler mit einer deutschen Hochschulzugangsberechti­

gung an der Aufnahme eines Studiums einschränken bzw. verhindern,
■ der Praxis, als deren Folge über 60 % der Sonderschüler ausländische Kinder sind,
■ das Recht auf Erlernen der Muttersprache in den Schulen,
■ aller Bestimmungen, in deren Fängen die Ausländerinnen auf Behörden, in Schulen, Betrieben und 

den anderen Bereichen des öffentlichen Lebens schikaniert und erniedrigt werden!

Ferner fordern wir:
■ Das Vermieten von Wohnungen an Ausländer muß gefordert werden!
■ Die Diskriminierung bei der Wohnungsvergabe muß unterbunden und unter Strafe gestellt werden!
■ Willkürlich erteilte Hausverbote, zu „ausländerfreien Zonen“ erklärte Freizeit- und Unterhal­

tungszentren u.ä. Formen von Diskriminierung, Erniedrigung und Beleidigung müssen unterbun­
den und unter Strafe gestellt werden!

■ Den Ausländerinnen müssen genügend Mittel zur Verfügung gestellt werden, damit sie ihre Kultur 
entwickeln und ihre Sprache erlernen können!

■ Es müssen Kampagnen usw. verwirklicht werden, um die Freundschaft und die Solidarität 
zwischen den Einheimischen und Ausländerinnen zu erreichen! Aktionen mit dieser Zielsetzung 
müssen finanziell und ideell unterstützt werden!
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